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Vorbemerkung

Es ist ein demokratisches Grundrecht in der Bun-
desrepublik Deutschland, dass sich Individuen 
in Vereinen und Verbänden organisieren können. 
Auch Einwandererinnen und Einwanderer und 
Migrantinnen und Migranten nehmen diese Mög-
lichkeit wahr und haben ihre Organisationen ge-
gründet. Diese verfolgen vielfältige Ziele: Es gibt 
z. B. politische, soziale, kulturelle, sportliche und 
religiös orientierte Vereine und Verbände. Einige 
von ihnen organisieren ihre Mitgliedschaft an-
hand ihrer ethnischen, regionalen oder natio-
nalen Herkunft, andere bilden z. B. Interessens-
verbände oder Elternvereine, die ihren Einfl uss in 
gesellschaftlichen und politischen Debatten und 
Entscheidungsprozessen geltend machen wollen. 

Ein Ergebnis der derzeitigen Neuausrichtung 
der Integrationspolitik ist es, Migrantenorgani-
sationen verstärkt in den politischen Dialog ein-
zubinden. Die Erkenntnis setzt sich durch, dass 
sie wichtige integrative Leistungen erbringen und 
häufi g Zielgruppen ansprechen, die mit traditio-
nellen Konzepten nicht erreicht wurden. Dieser 
Dialog muss „auf Augenhöhe“ erfolgen und ge-
tragen sein von gegenseitiger Anerkennung und 
Wertschätzung. Notwendig ist eine weitere Qua-
lifi zierung und Professionalisierung der Migran-
tenorganisationen, damit sie den gestiegenen Er-
wartungen gerecht werden können. Dies erfor-
dert auch, die politischen Förderstrukturen und 
-programme zu überdenken. 

In der Vergangenheit unterschieden wis-
senschaftliche Untersuchungen häufi g zwischen 
„aufnahmeland- oder herkunftslandorientierten“ 
Migrantenorganisationen. Diese Orientierungen 
wurden gleichgesetzt mit „integrationsfördernd 
oder -hemmend“. Diese Kategorisierungen erwei-
sen sich jedoch zunehmend als inadäquat zur 
 Beschreibung der gesellschaftlichen Realität. 
 Heute wird verstärkt die „Brückenfunktion“ von 
Migrantenorganisationen betont. Sie berücksich-
tigen und gestalten transnationale Prozesse und 
nutzen sie gewinnbringend für soziale und wirt-
schaftliche Austauschbeziehungen.

Der vorliegende Band dokumentiert eine Aus-
wahl von Beiträgen eines Workshops vom 30. und 
31. August 2012 in Münster. Dabei kooperierte die 
Akademie Franz-Hitze-Haus mit dem Gesprächs-
kreis Migration und Integration der Friedrich-
Ebert-Stiftung. Neben grundsätzlichen Analysen 
zur Rolle und Entwicklung von Migrantenorga-
nisationen und des Verhältnisses von Staat und 
 Migrantenorganisationen werden beispielhaft 
verschiedene Vereine und Communities darge-
stellt, die die Vielfalt der Ziele und gesellschaft-
lichen Wirkungen von Migrantenorganisationen 
verdeutlichen. Die Publikation dient u. a. dazu, 
politischen und gesellschaftlichen Entscheidungs-
trägern eine realistische Einschätzung der Chan-
cen und Herausforderungen der Einbeziehung 
von und Zusammenarbeit mit Migrantenorgani-
sationen zu ermöglichen.

Günther Schultze

Leiter des Gesprächskreises Migration und 

Integration der Friedrich-Ebert-Stiftung

Dietrich Thränhardt
em. Professor für Politikwissenschaft 

der Universität Münster
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Migrantenorganisationen. Engagement, Transnationalität und Integration

Dietrich Thränhardt

„Nichts kommt von selbst. 
Und wenig ist von Dauer.“

Willy Brandt

Zusammenfassung

Migrantenorganisationen haben in Deutschland 
einen weiten Weg von der Nichtbeachtung bis 
zur Anerkennung als ein Element des Pluralismus 
zurückgelegt. Lange Zeit blieben sie in der Öffent-
lichkeit unbeachtet und wurden in der Forschung 
immer wieder als integrationsabträglich kritisiert. 
Inzwischen ist allgemein anerkannt, dass infor-
melle und formelle Migrantenorganisationen so-
ziales Kapital erzeugen und verbreiten können 
und damit den sozialen Charakter von Migration 
wiedergeben, die ebenso wie andere soziale Pro-
zesse ein Gruppenphänomen ist und immer wie-
der als Kettenmigration stattfi ndet. Migrantinnen 
und Migranten haben integrative Leistungen er-
bracht, und zwar in eigenen ebenso wie in inte-
grativen organisatorischen Zusammenhängen. In 
Deutschland sind dabei die Erfolge der Gewerk-
schaften und Betriebsräte besonders herausra-
gend. Eine besondere Rolle haben Migranten-
organisationen in den Beziehungen zwischen 
Herkunfts- und Einwanderungsland, gerade auch 
bei der Vermittlung demokratischer Werte und 
Standards in Ländern ohne Demokratie.

1. Von der Nichtbeachtung zur 
 Anerkennung 

Deutschland hat in Bezug auf die Anerkennung 
von Migrantenorganisationen einen weiten Weg 
zurückgelegt. Zwar gibt es seit dem Beginn der 
Einwanderung Migrantenvereine, zunächst in-

formell und nach einer gewissen Zeit auch als 
eingetragene Vereine nach deutschem Recht. Im 
Jahr 2001 hatte das Bundesverwaltungsamt 
16.000 „Ausländer-Vereine“ registriert (Hunger 
2005). Im öffentlichen Bewusstsein und in den 
öffentlichen Debatten waren Migrantinnen und  
Migranten als Akteure allerdings kaum präsent, 
ganz im Gegensatz zur Situation in Großbritan-
nien und den Niederlanden, wo postkoloniale 
Migrantinnen und Migranten in den Traditionen 
des antikolonialen Befreiungskampfes ständig in 
der Öffentlichkeit präsent waren und „claims ma-
king“ betrieben (Koopmans/Statham 2000). Die 
Nichtwahrnehmung in der deutschen Gesellschaft 
ging so weit, dass Migrationswissenschaftler von 
„verschämten Gastarbeitern“ sprachen, die sich 
angeblich nicht bemerkbar machten (v. Oswald  
et al. 2003: 21, 31). Von Migrantinnen und Mi-
granten getragene Streiks, Demonstrationen und 
die vielen und vielfältigen Migrantenorganisa-
tionen wurden lange Zeit kaum zur Kenntnis ge-
nommen (vgl. dagegen Miller 1981).

Jahrzehntelang wurden die Einwanderinnen 
und Einwanderer aus dem Mittelmeerraum mehr 
betreut als beteiligt. Zwar ist es durchaus positiv 
zu würdigen, dass es in Deutschland von Anfang 
an ein breites Angebot an staatlich geförderter 
Beratung und Hilfe gab: die kirchlichen „Missio-
nen“ für die katholischen Migrantengruppen, 
die Beratung durch die Wohlfahrtsverbände, die 
„Gastarbeiterprogramme“ der Rundfunkanstalten, 
die Deutschkurse des Sprachverbandes Deutsch 
(Oltmer et al. 2012). All dies war allerdings vor 
allem im Bereich der Kirchen und Wohlfahrts-
verbände mit einem ausgeprägten Paternalismus 
und mit nationalen und konfessionellen Engfüh-
rungen verbunden. 1990 haben wir diese pater-
nalistischen Strukturen beschrieben und den 
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Übergang „Vom betreuten Ausländer zum gleich-
berechtigten Bürger“ gefordert (Puskeppeleit/ 
Thränhardt 1990). Einzige Ausnahme waren die 
Gewerkschaften, in denen zahlreiche Migrantin-
nen und Migranten Mitglied wurden und allmäh-
lich auch in Funktionen gewählt wurden, bis hin 
zu vielen Betriebsräten und auch Betriebsratsvor-
sitzenden.

Heute sind Migrantenorganisationen öffent-
lich anerkannt, zumindest prinzipiell. Bei migra-
tionspolitischen Fragen berichten die Medien 
nicht mehr vorrangig über die Stellungnahmen 
von Bischöfen, Wohlfahrtsverbänden und Ge-
werkschaften, wie das lange Zeit der Fall war. 
 Migrantenvertreter sind auf den „Integrations-
gipfeln“ bei der Bundeskanzlerin und in der 
 „Islamkonferenz“ des Innenministers vertreten. 
Die „Türkische Gemeinde“ erzielte 2007 einen 
Durchbruch in der öffentlichen Aufmerksamkeit, 
als sie eine Einladung der Bundeskanzlerin zum 
ersten Integrationsgipfel gemeinsam mit DITIB 
und der Föderation türkischer Elternvereine ab-
lehnte, weil die Bundesregierung gleichzeitig 
ohne jegliche Konsultation Sprachtests beim Fa-
miliennachzug für Türkinnen und Türken und 
andere Nicht-EU-Bürgerinnen und -Bürger durch-
gesetzt hatte (Musch 2011: 242). Kontroversen 
beleben offensichtlich das Geschäft. In ihrem 
neuen Integrationsbericht hebt die Bundesregie-
rung die Bedeutung der Migrantenorganisationen 
besonders hervor: 

„Migrantenorganisationen bilden Brücken zwi-
schen Einwanderern und deren Familien und der 
einheimischen Bevölkerung. Sie können wichtige 
Akteure der Integration sein. Das gilt beispiels-
weise für Fragen des Spracherwerbs, des bürger-
schaftlichen Engagements, des frühen Besuchs 
von Kindertageseinrichtungen und der Eltern-
beteiligung. Sie können der einheimischen Gesell-
schaft und der Politik die Probleme vermitteln, 
denen sich Migrantinnen und Migranten ausge-
setzt sehen. Es ist daher der richtige Weg, wenn 
Bund, Länder, Kommunen und nicht staatliche 
Akteure Migrantinnen und Migranten und deren 
Organisationen in die Gestaltung von Integra-
tionsmaßnahmen einbeziehen.“ 

(Die Beauftragte 2012: 28)

Wir beobachten also einen Umschlag von 
der Nichtwahrnehmung zu großer Beachtung. 
Mittlerweile werden die Migrantenorganisatio-
nen auch zum Handeln aufgerufen, wenn es Pro-
bleme gibt und sie werden für „ihre“ Gruppen 
verantwortlich gemacht. Gleichwohl werden vor 
allem muslimische Gruppen immer noch mit 
 einem gewissen Unbehagen betrachtet und sind 
dem Vorwurf ausgesetzt, sie bildeten „Parallel-
gesellschaften“.

2. Distanz und Interesse: 
 die wissenschaftliche Betrachtung

Die wissenschaftlichen Debatten spiegelten viel-
fach die frühere Distanz und die neue Euphorie 
wider. Jahrzehntelang wurde in der soziologi-
schen Literatur immer wieder auf die „Elwert- 
Esser-Kontroverse“ Bezug genommen, in der 
 Elwert (1982) idealtypisch die Idee einer eher 
 isolierenden „Binnenintegration“ als Zwischen-
schritt zu späterer gesellschaftlicher Integration 
beschrieb, während Esser (1986) darin die Gefah-
ren von Selbstethnisierung, Isolation und Mobi-
litätsdefi ziten sah. Auch Heckmann (1998) be-
schrieb die „Gefahr einer ethnischen Selbstge-
nügsamkeit, die ein für das Aufbrechen ethni-
scher Schichtung und für soziale Mobilität 
notwendiges Aufnehmen außerethnischer Kon-
takte …  behindert.“ Diehl et al. (1998: 55f.) ten-
dierten ebenfalls dazu, Migrantenorganisationen 
eine abschottende Wirkung zu attestieren, ob-
wohl die Daten ihrer Sekundäranalyse das nicht 
hergaben. Kalter (2003) resümierte in seiner em-
pirischen Mannheimer Fußball-Studie „Chancen, 
Fouls und Abseitsfallen“ zur Esser-Elwert-Kontro-
verse: „(W)elche der Mechanismen sich durch-
setzen werden, hängt nicht zuletzt von den spezi-
fi schen Randbedingungen des betrachteten Sys-
tems ab.“ Er zeigte, dass die Organisation in be-
sonderen Vereinen dann besonders vorteilhaft 
ist, wenn es Diskriminierungen gibt. In seinen 
statistischen Berechnungen treten sehr unter-
schiedliche Effekte auf. Überwiegend sind sie 
nicht intentional diskriminierend, sondern eher 
auf Begleitumstände zurückzuführen, die in kom-
plexer Weise zusammenspielen. Immerhin stellte 
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er aber auch fest, dass es am Anfang des 21. Jahr-
hunderts noch Zugangs-Schwierigkeiten für Mi-
grantinnen und Migranten gab. Dies mag sich 
mit abnehmenden Geburtenzahlen, großer Popu-
larität von Spielern wie Özil, Boateng und Ballack 
und den integrativen Kampagnen der Sportver-
bände allerdings inzwischen geändert haben.

Die ganze Kontroverse beruhte allerdings auf 
der Annahme, Vereine mit Herkunftsbezug hät-
ten isolierende Wirkung. Dafür gibt es in dieser 
Allgemeinheit keinen Beweis. Empirische ameri-
kanische Forschungen haben die Annahme wi-
derlegt, die lange auch in den USA den Diskurs 
geprägt hat (Guarnizo et al. 2003, ähnlich Moya 
2005). Vielmehr haben die jeweiligen Vereins-
eliten in vielen Fällen Kontakte zu anderen Or-
ganisationen und können damit vermittelnde 
Funktionen für ihre Mitglieder übernehmen. In 
der klassischen Wahlanalyse sind solche Effekte 
in der amerikanischen Gesellschaft als „two-step 
fl ow of communication“ beschrieben worden: 
 Informationen gehen zunächst an Schlüsselper-
sonen in sozialen Feldern und werden dann wei-
tergegeben (Berelson et al. 1954). 

Die Essersche Hypothese von der Unver-
meidbarkeit der Assimilation beruht zudem auf 
der Idee, dass Einwanderergruppen weniger so-
ziales Kapital hätten als die einheimische Gesell-
schaft. Das ist insgesamt für die meisten Gruppen 
richtig, berücksichtigt aber nicht die gesellschaft-
liche Differenzierung. Empirisch ist gesichert, 
dass Migrantinnen und Migranten intensivere 
Netzwerke unterhalten als die einheimische Un-
terschicht, die unter „Netzwerkverarmung“ lei-
det, unter anderem wegen unstabilerer Familien-
verhältnisse (Laubstein 2013: 17). Von daher sind 
formelle und informelle Netzwerke für die Inte-
gration im Allgemeinen förderlich. In ihnen wer-
den Informationen weitergegeben und Orientie-
rungen ausgetauscht. Die Adaption an die neue 
Umgebung wird erleichtert. In solchen Netzwer-
ken kann aber auch soziale Kontrolle aufrecht-
erhalten werden. Zudem endet die Welt nicht an 
nationalen Grenzen und die Aufrechterhaltung 

transnationaler Verbindungen birgt auch Chan-
cen (dazu Abschnitt 6).

Inzwischen gibt es ein breites Spektrum an 
Forschungsergebnissen, aus denen hervorgeht, 
dass 
– in Deutschland eine große Vielfalt von Mi-

grantenorganisationen existiert; 
– viele Migrantinnen und Migranten sowohl in 

allgemeinen deutschen als auch in speziellen 
herkunftsbezo genen Organisationen aktiv sind;

– diese sich hauptsächlich mit Religion, Sport, 
Kultur und Integration beschäftigen, nicht 
aber mit der Arbeitswelt;

– die Organisationen überwiegend herkunfts-
homogen zusammengesetzt sind, in wachsen-
dem Maße aber auch herkunftsheterogen, also 
in ihrem Inneren divers;

– die Organisationsneigung ebenso wie die Or-
ganisationseffi zienz zwischen den verschiede-
nen Einwanderungsgruppen sehr stark variiert 
und 

– es starke regionale Unterschiede gibt, die mit 
der Offenheit der Länder und Kommunen für 
die Partizipation von Migrantinnen und Mi-
granten zusammenhängen.

Schon eine lokale Untersuchung der Aktivitäten 
in der Stadt Münster 1981 hatte ein sehr komple-
xes Bild ergeben (Breuer/Thränhardt 1981) und 
deutlich gemacht, dass eigenständige Migranten-
organisationen Bedürfnisse abdecken, die die Be-
treuungseinrichtungen nicht erfassen können. 
Weitere regionale Untersuchungen haben dieses 
Bild erweitert und gezeigt, dass sich der Formen-
reichtum beträchtlich erweitert hat (Fijalkowski/
Gillmeister 1997; Thränhardt et al. 1999). Die er-
wähnte Gesamterfassung im Jahr 2001 erbrachte 
die überraschend hohe Zahl von 16.000 Aus-
länder-Vereinen, davon 11.000 Vereinen, die von 
Türkeistämmigen gegründet worden waren (Hun-
ger 2005). Im Jahr 2012 waren beim Bundesver-
waltungsamt noch 10.346 Vereine registriert, nun 
allerdings ohne die Vereine von EU-Bürgerinnen 
und EU-Bürgern.1 In den Zahlen sind auch nicht 
die Vereine deutscher Staatsangehöriger mit 

1 Auskunft Bundesverwaltungsamt 2012. Die Vereine von EU-Bürgerinnen und EU-Bürgern werden seit 2002 nicht mehr erfasst.
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Migrationshintergrund erfasst. Schließlich haben 
repräsentative Untersuchungen gezeigt, dass tür-
keistämmige Menschen sich etwa gleich stark 
in Vereinen organisieren wie Einheimische. Die 

Eigenorganisationen beziehen sich hauptsächlich 
auf Religion, Kultur und Sport, die allgemeinen 
Organisationen hauptsächlich auf die Bereiche 
Gewerkschaften, Sport und Berufsverbände.

Abbildung 1:

Organisationsbeteiligung der türkeistämmigen Bevölkerung: Migrantenorganisationen

Quelle: Halm/Sauer 2007.
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Abbildung 2:

Organisationsbeteiligung der türkeistämmigen Bevölkerung: Allgemeine Organisationen 

Quelle: Halm/Sauer 2007.
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Abbildung 3:

Organisationsbeteiligung: Menschen mit Herkunft aus Deutschland und der Türkei im Vergleich

Quelle: Halm/Sauer 2007.
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Einzelstudien zu verschiedenen Einwanderer-
gruppen zeigen die spezifi schen Profi le und Ent-
wicklungen. Beispielsweise zeigt die polnische 
Gruppe ganz im Gegensatz zur türkischen Grup-
pe trotz vieler Ansätze wenig Organisationsbe-
reitschaft (Sopart 2000; Nowosielski 2012). Die 
vietnamesischen Migrantenvereine zeichnen sich 
durch besondere Betonung der Bildung aus, sie 
sind aber immer noch durch die Erinnerung an 
den Vietnam-Krieg zwischen Gegnern und An-
hängern des heutigen Staates gespalten (Spiewak 
2009). Es gibt ferner eine Reihe interessanter in-
ternationaler Vergleiche, vor allem mit der Situa-
tion in den Niederlanden, die die unterschied-
lichen Gelegenheitsstrukturen und die daraus 
 resultierenden Entwicklungen in den beiden Län-
dern beleuchten und dadurch das besondere 
Profi l der deutschen Organisationslandschaft klar 
hervortreten lassen (Vermeulen 2006; Kortmann 
2011; Musch 2011). In den letzten Jahren sind 
weitere spezielle Studien erschienen (Jagusch 
2011; Josten 2012).

3. Ein legitimer Teil des bundesdeutschen 
 Pluralismus

Fremdheitsgefühle gegenüber Migrantinnen und 
Migranten sind charakteristisch für Einwande-
rungsländer. Sie konzentrieren sich jeweils auf 
 bestimmte Gruppen, die auf Grund kultureller 
Phänomene oder politischer Spannungen in den 
Fokus des Interesses geraten. Aktualisierungen 
des Gefühls der Andersartigkeit müssen nicht mit 
starken kulturellen Unterschieden zusammen-
hängen, wie das aktuelle Beispiel der Problemati-
sierung deutscher Einwanderinnen und Einwan-
derer in der Schweiz zeigt. Solche Gefühle der 
Fremdheit beruhen auf  unrealistischen Vorstel-
lungen über eine soziale und kulturelle Homo-
genität des Nationalstaats: einmal der Aufnahme-
gesellschaft, die nicht in ihrem internen kulturel-
len, sozialen und politischen und ökonomischen 
Pluralismus wahrgenommen wird, und zweitens 
der Einwanderergruppen, die ebenso stereotyp 
als „Ausländer“, „Italiener“, „Türken“ oder neuer-
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dings als „Moslems“ betrachtet werden. Dies ge-
schieht in der Alltagswahrnehmung in den Me-
dien ebenso wie im aggressiven xenophoben Dis-
kurs, in dem jeweils eine Gruppe herausgegriffen 
und problematisiert wird, und auch in einigen 
Spielarten des  Multikulturalismus, etwa wenn von 
einer „Vielvölkerrepublik“ (Leggewie 1993, 2011) 
die Rede ist. Denn „Vielvölkerrepublik“ bedeutet 
ja: „Ihr seid ein Volk, und wir ein anderes.“

Wie schon dieses Beispiel zeigt, ist auch die 
wissenschaftliche Beschäftigung mit Migration 
und mit Migrantenvereinen nicht frei von nor-
mativer Überanstrengung. Das gilt auch für die 
Diskussionen um Zivilgesellschaft. Bestimmte 
Einwanderergruppen werden immer wieder als 
gefährlich betrachtet, je nach Konstellation. Bei-
spielsweise die deutschen Vereine in den USA im 
Ersten Weltkrieg, die polnischen im Kaiserreich, 
und heute moslemische Aktivitäten. In derar-
tigen Situationen können sich Diskriminierung 
und  Selbstisolierung aufschaukeln und dann zu 
extrem antagonistischen Situationen führen, wie 
wir das etwa aus Nordirland kennen. Schon der 
Vergleich macht deutlich, dass dies nicht die 
Situa tion im Einwanderungsland Deutschland ist.

Ein Wesenselement eines offenen Pluralis-
mus ist die Vorstellung, dass man in unterschied-
lichen Sphären unterschiedlichen Gruppen und 
Organisationen zugehören kann. In der frühen 
Geschichte der Bundesrepublik wurde das oft am 
katholischen Arbeiter festgemacht. Er ging in die 
Kirche, oder zumindest seine Frau ging in die 
 Kirche und die katholische Erziehung der Kinder 
war selbstverständlich. Andererseits war er Ge-
werkschaftsmitglied und begann immer mehr so-
zialdemokratisch zu wählen. Spätestens 1959 ak-
zeptierte  die SPD, seit 1966 auch die Katholische 
Kirche das Phänomen – zum beiderseitigen Vor-
teil. Heute gilt es ganz entsprechend zur Kenntnis 
zu nehmen, dass man einen türkischen Migra-
tionshintergrund haben kann, obwohl man nicht 
religiös ist. Oder dass man in der IG Metall aktiv 
sein, in Deutschland Sympathien für die SPD und 
türkeibezogen Sympathien für die AKP Erdogans 
haben kann, dass es sehr unterschiedliche und 
komplexe Lebensentwürfe gibt und dass sich das 
auch in überlappenden Mitgliedschaften, in der 

Mitgliedschaft in unterschiedlichen Vereinen und 
Verbänden widerspiegelt. 

Obwohl Ernst Fraenkel, der zentrale Theore-
tiker des deutschen Pluralismus, seine Vorstellun-
gen nicht nur gegen die faschistischen und kom-
munistischen Totalitarismen entwickelt hatte, 
sondern gerade auch im Hinblick auf die Legiti-
mität von Differenzen der Herkunft – auch mit 
Blick auf das Judentum – (Fraenkel 1973; Buch-
stein 1992),  sind die Leitvorstellungen des Plura-
lismus und der Partizipation in der öffentlichen 
Debatte in positiver Weise meist nur auf einhei-
mische Gruppen bezogen worden. Dagegen wur-
den Eigenorganisationen von Einwanderergrup-
pen vielfach mit dem offenen oder latenten Ver-
dacht der „Desintegration“ belegt und nur wahr-
genommen, wenn sie als gefährlich gelten.

Wie der Pluralismus jeweils im Einzelnen 
ausgeformt wird, hängt von mehreren Bedin-
gungsfeldern ab und ist überraschend unter-
schiedlich gestaltet, je nach Geschichte und Prä-
gung des Aufnahmelandes, des Herkunftslandes, 
historischen Phasen, Konstellationen und schließ-
lich Aktivitäten sozialer und politischer Unter-
nehmer, die in den existierenden Gelegenheits-
strukturen ihre Initiativen entwickeln. Wie ex-
trem unterschiedlich solche Konstellationen sein 
können, wird deutlich, wenn wir die gewerk-
schaftliche und kirchliche Struktur der Migran-
tengruppen im Kaiserreich und in der Bundes-
republik betrachten. Im Kaiserreich organisierten 
sich die polnischen Arbeiter im Ruhrgebiet sepa-
rat, allein ihre Bergarbeitergewerkschaft hatte 
45.000 Mitglieder und war stärker als die freien 
oder die christlichen Gewerkschaften. Kirchlich 
waren sie dagegen in die örtlichen katholischen 
Strukturen eingebunden. Der polnischen Sprache 
wurde dort nur wenig Raum gegeben (McCook 
2007: 874f.), der Ritus der Kirche war ohnehin in 
Latein gehalten. 

In der Bundesrepublik ist es genau umge-
kehrt. Die Gewerkschaften sind die deutsche 
 Organisation, in der sich Migrantinnen und Mi-
granten gleichberechtigt beteiligen, und anderer-
seits hat die Katholische Kirche in Deutschland 
große „Nebenkirchen“ (Leuninger 1987) aufge-
baut, in denen die Mitglieder lange Zeit relativ 
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isoliert waren und wenig Berührung mit den 
 Mitgliedern der Hauptkirche hatten. Jenni Winter-
hagen charakterisiert dies in ihrem Beitrag für die 
kroatische Einwanderungsgruppe. Dort entwi-
ckelte sich ein nationalistisches Klima, getragen 
von einem heimatbezogenen Klerus, das die Spal-
tung Jugoslawiens vorwegnahm. Gleichzeitig 
wirkten die kroatischen „Missionen“ sehr positiv 
in Richtung funktionale Integration, getragen 
vom Engagement ihrer Mitarbeiter und der Ge-
meinden und wegen der Dichte der Gruppen-
bildung. Dieser Widerspruch entsprach zudem 
weitgehend der lange Zeit widersprüchlichen 
deutschen Migrationspolitik, die einerseits die 
Migrantinnen und Migranten sozial ganz weitge-
hend gleichstellte, sie aber andererseits nicht als 
Einwanderinnen und Einwanderer anerkannte 
und ihre Einbür gerung nicht anstrebte. 

Herkunft, Herkunftssprache und Ethnizität 
sind Teile des offenen Pluralismus. Für die Ein-
wanderergeneration ist es lebensgeschichtlich 
vielfach wichtig, mit Angehörigen der gleichen 
Wanderungsgruppe in Kontakt zu sein, um sich 
zu orientieren, um zu lernen und um den Wandel 
gemeinsam organisieren und emotional bewäl-
tigen zu können. Für spätere Generationen stellt 
sich die Situation anders dar. Sie werden andere 
Vergemeinschaftungsformen wählen, wenn sie 
sich in der Gesellschaft und ihren Gruppen auf-
genommen fühlen und sich mit ihnen identifi -
zieren. Sie werden an Einwanderervereinen fest-
halten und sie verändern, wenn sie in besonderen 
gesellschaftlichen Nischen verbleiben. Dann kön-
nen Assimilationsprozesse mehrere Generationen 
in Anspruch nehmen, ganz ausbleiben oder es 
kann zu neuen Separationsformen kommen. 
 Ideelle Ziele der Vereinsbildungen und funktiona-
le Wirkungen müssen aber nicht identisch sein. 

4. Wo Beteiligung integrativ funktioniert:  
 Gewerkschaften und Betriebsräte

Die Gewerkschaften sind der herausragende Er-
folgsfall integrativer Organisation von Migran-
tinnen und Migranten in Deutschland – sowohl 
im Vergleich mit anderen Ländern wie mit ande-

ren Gesellschaftsbereichen. Es ist wichtig, auf die-
sen Erfolg hinzuweisen, weil er die Möglichkeiten 
und Effekte voller Integration aufzeigt. Gleichzei-
tig können aus dem Vergleich heraus auch die 
Diskrepanzen in anderen Feldern beleuchtet wer-
den. Die Gewerkschaften haben sich im wohlver-
standenen Eigeninteresse rasch darum bemüht, 
Migrantinnen und Migranten als Mitglieder zu 
gewinnen und sie in die Tarifsysteme zu inte-
grieren. In den Arbeitskämpfen der 1960er und 
1970er Jahre zeigte sich ein starkes Engagement 
der Migrantinnen und Migranten, die zudem 
überproportional in streikrelevanten Arbeitsplät-
zen beschäftigt waren (Surkemper 1983). Die Mit-
gliederwerbung der Gewerkschaften war so er-
folgreich, dass die Organisationsraten der Auslän-
derinnen und Ausländer nach wenigen Jahren 
höher lagen als die der deutschen Staatsangehö-
rigen. Diese hohe Organisationsrate hängt zwar 
auch damit zusammen, dass die Anwerbe-Aus-
länder schwerpunktmäßig als Arbeiterinnen und 
Arbeiter in der Industrie und im Bergbau tätig 
 waren und sind, also in Bereichen, in denen 
die Organisationsraten traditionell hoch sind. 
Gleichwohl ist sie bemerkenswert, denn in Nach-
barländern wie der Schweiz und den Nieder-
landen konnte dieses Ausmaß an Integration 
nicht erreicht werden (Penninx/Roosblad 2001). 

1972 beschloss der Bundestag zudem ein-
stimmig, allen ausländischen Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmern das volle aktive und pas-
sive Wahlrecht bei der Wahl zu den Betriebsräten 
einzuräumen. Nach einer gewissen Anlaufzeit 
wurden daraufhin auch immer mehr ausländi-
sche Staatsangehörige in die Betriebsräte gewählt. 
In Betrieben, in denen Ausländerinnen und Aus-
länder bei der Aufstellung der Betriebsratskan-
didaten nicht berücksichtigt wurden, stellten 
 diese bald eigene Listen auf. Dies ist etwa bei Ford 
Köln zu einer Tradition geworden, obwohl auch 
auf der Liste der IG Metall Kandidatinnen und 
Kandidaten mit Migrationshintergrund stehen. 
In anderen Betrieben, so etwa bei Volkswagen, 
gelang es den Gewerkschaften durch die Jahr-
zehnte hindurch, die Ausländerinnen und Aus-
länder in ihre Listen einzubinden (Hinken 2013). 
Betriebsangehörige ausländischer Herkunft wur-
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den über die Jahre auch immer mehr zu Vor-
sitzenden oder stellvertretenden Vorsitzenden 
von Betriebsräten gewählt. Sie genossen also 
nicht nur das Vertrauen ihrer Landsleute, son-
dern der gesamten Belegschaft. Nur in diesen 
Funktionen haben Einwanderinnen und Ein-
wanderer in breitem Maße Leitungsfunktionen 
übernehmen können (Abb. 4). Dieser Erfolg ist 
singulär und fi ndet keine Parallele in anderen 
 Lebensbereichen. Betriebsräte haben den gesetz-
lichen Auftrag, für Gleichbehandlung in den Be-
trieben zu sorgen. Sie haben gemeinsam mit den 
Unternehmen auch in kritischen Phasen das 
Übergreifen von Ausländerfeindlichkeit auf die 
Betriebe verhindert. Umfragen zeigen, dass die 
Migrantinnen und Migranten hohes Vertrauen 
zu den Betriebsräten haben und sich von ihnen 
vertreten fühlen. Betriebsräte haben auch Mit-
spracherechte bei personellen Umsetzungen und 
bei Kündigungen. All dies gilt allerdings nur für 
die tarifl ich Beschäftigten und nicht für das 
 Führungspersonal der Unternehmen, in dem sich 
wenige Migrantinnen und Migranten fi nden. 

Ende 2012 hatte die IG Metall 189.562 Mit-
glieder mit einer nichtdeutschen Staatsangehö-
rigkeit, das waren 8,4 Prozent aller Mitglieder. In 
der Metall- und Elektroindustrie gab es 3.037 Be-
triebsräte mit nichtdeutscher Staatsangehörig-
keit, das waren 8,1 Prozent aller Betriebsräte. In 
421 Metallunternehmen war der Betriebsrats-
Vorsitzende ein Ausländer, in 385 der stellvertre-
tende Vorsitzende. Das entsprach 4,1 bzw. 4,8 
Prozent aller Vorsitzenden bzw. Stellvertreter. 
Ähnliche Zahlen fi ndet man bei den beiden 
 anderen großen Gewerkschaften IG Bergbau-
Chemie-Energie und ver.di.2 

Zugrunde lagen diesen Erfolgen gemeinsame 
Interessen, Entscheidungen für die Öffnung  der 
Organisationen, die Idee der Solidarität aller Be-
schäftigten und die Erfahrung gemeinsamer Akti-
onen und Erfolge. Betriebsanalysen zeigen „Kol-
legialität trotz Differenz“ (Schmidt 2006). Auch 
die Rekrutierung von Nachwuchs orientiert sich 
stark an der Betriebszugehörigkeit der Eltern und 
nicht an der Herkunft oder Staatsangehörigkeit 
(Hinken 2001). Eine derartige Öffnung, Anerken-

Abbildung 4:

Betriebsratsvorsitzende und stellv. Vorsitzende ausländischer Herkunft im IG-Metall-Bereich 1975 - 2012

Quelle: IG Metall.
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nung, Interessenidentität und gemeinsame Ak-
tionserfahrung gibt es in keinem anderen Gesell-
schaftsbereich. 

5. Ergebnisse erzielen

In anderen Gesellschaftsbereichen waren die Mi-
grantinnen und Migranten darauf angewiesen, 
selbst für sich zu sorgen. Das gilt vor allem für 
den Bildungsbereich, in dem Migrantenkinder 
ebenso wie einheimische Kinder strukturell be-
nachteiligt sind (Geißler 2012). Hier haben sich 
Elternorganisationen gebildet und man kann 
nachweisen, dass gut organisierte und vernetzte 
Elterninitiativen  positive Effekte gehabt haben, 
während Kinder aus Gruppen ohne derartige Ini-
tiativen wenig erfolgreich waren. Inzwischen 
konnten diese Effekte über Jahrzehnte beobach-
tet und analysiert werden, und auf Grund des 
Zeitablaufs ist es sogar möglich, sie mit den Mit-
teln historischer Forschung nachzuvollziehen.3 

Trotz ähnlicher Ausgangsbedingungen ent-
wickelten sich die Bildungserfolge in den ver-
schiedenen Einwanderergruppen extrem unter-
schiedlich. Während die Kinder von Spanierin-
nen und Spaniern, Griechinnen und Griechen 
und Kroatinnen und Kroaten gute Bildungserfol-
ge erzielten, waren die Erfolge von Italienerinnen 
und Italienern, Türkinnen und Türken und Alba-
nerinnen und Albanern sehr begrenzt. Bis heute 
verzeichnen die Statistiken für italienische Kin-
der extrem hohe Sonderschulwerte (Thränhardt 
2011; Pichler 2010). Obwohl dies nicht nur von 
Wissenschaftlern, sondern auch von exakt re-
cherchierenden Journalisten beschrieben worden 
ist (Spiewak 2008), ist es im öffentlichen Diskurs 
nicht angekommen, weil es den zur Zeit gängigen 
Vorurteilen widerspricht.4 

Spanierinnen und Spanier und Griechinnen und 
Griechen haben sich kurz nach ihrer Einwande-
rung intensiv organisiert, die Spanischen Eltern-
vereine mit Unterstützung der Katholischen Kir-
che mit explizit integrativem Programm, die 
„Griechischen Gemeinden“ eher isolierend und 
heimatbezogen. Ähnlich erfolgreich waren die 
Kinder der kroatischen Einwanderinnen und Ein-
wanderer auf der Grundlage einer intensiven 
Durchdringung der Community durch die kroa-
tischen „Missionen“ mit nationalkatholischer 
Ideologie und starkem Bildungswillen (Winter-
hagen in diesem Band). Insgesamt kann man 
schließen, dass hohe Mitgliederzahlen, Gemein-
schaftsbildung, Orientierung und Lebenshilfe 
dazu führen, dass Bildungserfolge erreicht wer-
den können. Die Bildungserfolge wirkten sich 
auch auf die langfristige Gesamtsituation der un-
terschiedlichen Gruppen aus. Das belegen viele 
Vergleichsdaten, so etwa die unterschiedliche 
Entwicklung der Arbeitslosigkeit verschiedener 
Gruppen (SVR 2013: 105).

3 Victor Sevillano Canicio, University of Windsor, arbeitet an einer Analyse anhand der Akten der spanischen Regierung, deutscher Bun-
desländer und der spanischen Elternvereine.

4 Ein Musterbeispiel für dieses „Vergessen“ von Fakten entlang der Vorurteile fi ndet sich bei Sarrazin (2011). Während er auf Seite 62 
richtig erwähnt, dass italienische Kinder geringe Schulerfolge haben, schreibt er dann auf Seite 235 das Gegenteil, nämlich dass „aus-
schließlich Migranten aus den moslemischen Ländern“ Probleme machten. Ähnlich auf Seite 260. Dies ist dann in den allgemeinen 
Diskurs eingegangen.  

5 Die Ergebnisse für 2002 werden hier referiert, weil die Kultusministerkonferenz anschließend die entsprechenden Statistiken nicht mehr 
fortgeführt hat. Es gibt noch keine offi ziellen Gesamtstatistiken mit der aktuellen Defi nition von Schülerinnen und Schülern mit „Mi-
grationshintergrund“, allerdings regionale Auswertungen und Befragungsdaten, die dieselben Differenzen zeigen, wie sie in der Tabelle 
von 2002 zum Ausdruck kommen (Pichler 2010; Thränhardt 2011).

Tabelle 1:

Schüler in Sonderschulen und Realschulen/
Gymnasien 2002 (%)5

Sonderschule
Realschule/
Gymnasium

Kroaten 5,9 58,7

Spanier 7,7 54,3

Portugiesen 11,8 36,8

Italiener 14,3 30,7

Quelle: BMBF 2004.
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Orientierung und Lebenshilfe ist im deut-
schen Halbtagsschulsystem nötig: in der Haus-
aufgabenhilfe und Nachmittagsbetreuung. In den 
letzten Jahren ist die Gülen-Bewegung in dieser 
Richtung sehr aktiv geworden, sie baut Schulen 
auf und erzielt zum Erstaunen deutscher Medien 
Bildungserfolge. Auch andere Organisationen wie 
Sportvereine, Moscheegemeinden und alevitische 
Gruppen bringen sich verstärkt ein (Spiewak 
2010; Agai 2010). 

6. In der offenen Welt

Migrantenvereine sind in der Gesellschaft und 
auch in der Literatur lange Zeit nur in Bezug auf 
ihre Anpassungsfähigkeit in der deutschen Ge-
sellschaft  betrachtet worden, also in Bezug auf 
ihre assimilative Kompetenz. Wimmer und Glick 
Schiller haben diese Einstellung 2002 als „me-
thodo logical nationalism“ kritisiert. Sie kritisie-
ren, dass in dieser Perspektive alles unbeachtet 
gelassen oder sogar als defi zitär beurteilt wird, 
was mit dem Heimatstaat zu tun hat. Das gilt 
auch ganz weitgehend für die Diskussion in 
Deutschland, auch in Verbindung mit Grund ein-
stellungen, die alles „Westliche“ als wertvoll und 
vorbildlich werten und alles, was aus den Ein-
wanderungsländern kommt, als geringwertig und 
defi zitär hinstellen. Damit werden Kompetenzen 
ausgeblendet, die sich auf mehrere Länder bezie-
hen. Das bezieht sich auf Mobilität ebenso wie auf 
Vereinsbildung und soziales Kapital. Schon beim 
Vergleich der verschiedenen Einwanderungsgrup-
pen nach dem Anwerbestopp 1973 war aufge-
fallen, dass die am besten integrierte Gruppe der 
Spanierinnen und Spanier gleichzeitig die höchs-
ten Rückwanderungswerte hatte. Zwischen 1973 
und 1989 verminderte sich ihre Zahl in Deutsch-
land um 56 Prozent, während gleichzeitig die   
der Ausländerinnen und Ausländer insgesamt um 
22 Pro zent anstieg (Thränhardt 1996: 45). Offen-
sichtlich waren die Mitglieder dieser Gruppe so-
wohl im Herkunftsland wie im Aufnahmeland 
am besten fähig, Fuß zu fassen und sich zu orien-
tieren. Inte gration ist also kein Null-Summen-
Spiel zwischen zwei Ländern, sondern die Adap-

tion in einem Land kann sich positiv auch auf die 
Adaption in einem anderen auswirken.

In Reaktion auf die traditionelle nationale 
Beschränktheit des Diskurses ist vor allem in den 
USA eine „transnationale“ Forschungsperspekti-
ve entwickelt worden, die den Migrantengemein-
schaften zuschreibt, in „postnationaler“ Weise 
den Nationalstaat zu transzendieren. Das ist si-
cherlich irreal und romantisch, denn die mexika-
nischen Emigrantinnen und Emigranten in den 
USA, um die es in den meisten Studien geht, ver-
suchen mit ihren bescheidenen Mitteln, Defi zite 
auszugleichen, die in anderen Ländern selbst-
verständliche Staatsfunktionen wären (Fitzgerald 
2009; Bommes 2010). Gleichwohl müssen bei der 
Beurteilung von Migrantinnen und Migranten 
und von Migrantenvereinen Perspektiven über 
das Aufenthaltsland hinaus berücksichtigt wer-
den. Das kann Entwicklungshilfe bedeuten, wie 
in dem Beitrag von Menderes Candan im vorlie-
genden Band anschaulich wird. Es kann Solida-
rität mit bedrängten Glaubensbrüdern bedeuten, 
denen man aus der Atmosphäre eines Landes mit 
Religionsfreiheit beim „coming out“ helfen kann, 
wie es im Beitrag von Handan Aksünger deutlich 
wird. Es kann sich auch auf Karriereperspektiven 
beziehen, etwa die von Fußballspielern. Sie kön-
nen von ihrem Verein aus nicht nur in deutsche 
Klubs wechseln, sondern auch in türkische, und 
selbstverständlich auch in Vereine dritter Länder.  
Für türkeistämmige junge Menschen gibt es heu-
te angesichts des Aufschwungs der türkischen 
Wirtschaft eine Menge zusätzlicher Karrieremög-
lichkeiten, unter anderem bei deutschen Unter-
nehmen, die in großer Zahl in der Türkei inves-
tieren. Wenn diese Unternehmen in Deutschland 
ausgebildete Spezialisten einstellen, die beide 
Sprachen beherrschen und sich in beiden Län-
dern auskennen, kann die ersehnte „triple win“ 
Situation eintreten: Vorteile für das entsendende 
Land, das Zielland und für die Beschäftigten selbst 
(Globale Kommission 2005). 

Leider werden Wanderungen sowohl in der 
einen wie in der anderen Richtung meist als Hor-
ror-Szenarien dargestellt. Merkwürdigerweise gibt 
es auf der einen Seite immer noch die Vorstellung 
einer türkischen Masseneinwanderung, obwohl 
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inzwischen die Türkei zum zweitwichtigsten 
 Netto-Auswanderungsland für Deutschland ge-
worden ist.6 Andererseits gibt es die Schreckens-
vorstellung einer massiven Auswanderung der 
türkischstämmigen Elite aus Deutschland, ob-
wohl das Ausmaß der Hin- und Herwanderungen 
insgesamt immer kleiner wird (Abb. 5). Selten 
werden die Entwicklungen ohne Angstgemälde 
dargestellt (Aydin 2013). 

Liegen die Migrationen länger zurück, wie 
dies bei den Anwerbungen 1955 - 73 und den an-
schließenden Familienzusammenführungen der 
Fall ist, so vermindern sich die Zahl der Hin- und 
Herwanderungen, falls sich nicht neue Wande-
rungsgründe ergeben. Von daher werden auch 
die menschlichen und verbandlichen Bindungen 
schwächer. Auch wenn Vereine und Verbände 
nach wie vor besondere Beziehungen zum jewei-
ligen Herkunftsland aufrechterhalten, werden 
sich die Beziehungen aber verändern und neu 

strukturieren, je nach den Entwicklungen und 
Bedürfnissen der unterschiedlichen Gruppen. Ins-
besondere werden sie spezifi scher werden, wenn es 
statt allgemein herkunftsbezogener Vereine im-
mer mehr Organisationen gibt, die vor allem be-
stimmten Zwecken dienen: Religion, Sport, Kul-
tur, Beruf, Wissenschaft oder anderes. Kommt es 
außerdem zu allmählicher struktureller Anglei-
chung, werden die Beziehungen immer stärker 
gleichberechtigt sein, auch wenn der historische 
Hintergrund nach wie vor eine Rolle spielt. Ande-
rerseits ist zu erwarten, dass sich die von Migran-
tinnen und Migranten gegründeten Vereine im-
mer stärker funktional in die natio nalen Struk-
turen des Einwanderungslandes einbringen und 
sich auch mitgliedermäßig öffnen. Die Umbe-
nennungen von Fußballvereinen, die zunächst 
türkische Namen trugen und sich später nach 
 einem Stadtteil oder einer Stadt benannten, sind 
dafür sprechende Beispiele.

6 Zuweilen gehen die Darstellungen bis ins Groteske. So schlägt Wehler (2013, Kapitel 10) einen „Türkenpfennig“ wie im 16. Jahrhundert 
vor und behauptet, alle Migrationsprobleme hätten mit Einwanderung aus der Türkei zu tun, die ständig weitergehe. Als Beleg führt er 
ausschließlich seine eigenen türkeikritischen Aufsätze an. Der Auswanderungsüberschuss seit 2006 scheint ihm unbekannt zu sein.

Abbildung 5:

Wanderungen zwischen Deutschland und der Türkei seit 1991

Quelle: http://mediendienst-integration.de/migration/wer-kommt-wer-geht.html.
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7. Forschungsperspektiven

Alle Vereine – einheimische wie migrantische – 
befi nden sich ständig in einem Prozess der Adap-
tion, des Abarbeitens von Problemen, der Neu-
defi nition von Zielen, der Aufnahme neuer Ideen. 
Sie müssen sich dabei mit ihrer jeweiligen Um-
welt und den Eigengesetzlichkeiten ihres Organi-
sationsfeldes auseinander setzen. Beispielsweise: 
Wie erreichen wir Bildungserfolge für unsere Kin-
der  im gegebenen Schulsystem? In diesen Prozes-
sen des Abarbeitens und Neuerfi ndens entsteht 
Neues. Die Zivilgesellschaft arbeitet, in Koopera-
tion ebenso wie in Konfl ikten. Um erfolgreich zu 
sein, müssen Vereine vielfältige Kontakte aufbau-
en, Zusammenarbeit initiieren und sich zusam-
menschließen. Sie können sich bemühen, ihre 
Mitgliedschaft zu erweitern oder zu verändern, 
um ihre Ziele besser zu erreichen. Es gibt Vereine, 
die nach der Lösung generationsspezifi scher Pro-
bleme an Bedeutung verlieren und sich aufl ösen. 
Andere transformieren sich und werden zu einem 
permanenten Element des Pluralismus im Ein-
wanderungsland, etwa indem sie eine neue Reli-
gionsgesellschaft aufbauen. Wie langfristig solche 
Prozesse angelegt sein können, macht ein Blick in 
die USA deutlich. Dort haben sich in den 1960er 
Jahren lutherische Kirchen unterschiedlicher 
Herkunft vereinigt – nach 200 Jahren getrennter 
Existenz in den verschiedenen Traditionen aus 
Deutschland, Norwegen, Schweden etc. Immer 
noch existieren aber mehrere lutherische Kirchen 
in den USA.

Transnationalität prägt unser Leben im Zeit-
alter der Globalisierung ganz allgemein – kul-
turell, sozial, politisch, ökonomisch. Man denke 
nur an die europaweiten Erfolge  der „Grünen“, 
die in Deutschland gegründet wurden, und der 
„Piraten“, einer schwedischen Erfi ndung. Bei Mi-
grantenvereinen kann Transnationalität sehr un-
terschiedliche Gesichter haben. Sie können sich 
angesichts eines versagenden Staates auf Hilfs-
maßnahmen für das Heimatdorf konzentrieren, 
wie das für viele mexikanische Gemeinschaften 
in den USA typisch ist. Der mexikanische Staat 
hat das später aufgegriffen. Sie können eine trans-
nationale Institution des Herkunftslandes in das 
Einwanderungsland verlängern oder kulturelle 

Formen und Einrichtungen exportieren und dort 
einbürgern. Diese Prozesse können auch in ent-
gegengesetzter Richtung stattfi nden oder es kön-
nen sich aus dem Zusammenwirken von Grup-
pen in mehreren Ländern Dynamiken entwi-
ckeln. Diese Phänomene treten in vielen unter-
schiedlichen Ausformungen auf. Insgesamt sind 
sie aber Teil der Globalisierungsprozesse, die vor-
anschreiten und die Migrantinnen und Migran-
ten ebenso betreffen wie Einheimische, biogra-
phisch allerdings intensiver.

Mit dem Konsens über Integration, der sich 
seit 2005 herausgebildet hat, mit Integrationsgip-
feln, Islamkonferenzen und 50-Jahr-Feiern zur 
türkischen Einwanderung haben die Beziehun-
gen zwischen Einwandererorganisationen und 
Gesellschaft und Politik in Deutschland ein neu-
es Stadium erreicht. Die Migrantenvereine und 
-verbände sind aus dem Schatten der Aufmerk-
samkeit herausgetreten, werden in den Medien 
beachtet und nehmen am öffentlichen Diskurs 
teil. Es ist inzwischen müßig, die Frage zu stellen, 
ob es Migrantenorganisationen geben soll oder 
nicht. Sie sind ein „fact of life“ und gehören zu 
 einer Einwanderungsgesellschaft – in Deutsch-
land ebenso wie in den USA, in Kanada, Israel 
oder in den Niederlanden. Zu analysieren ist viel-
mehr, welche Ziele, welche Wirkungen, welche 
Organisationskraft sie haben, wie sie mit der Ge-
samtgesellschaft und der Politik interagieren, wa-
rum einige von ihnen ihren Gruppen nützen und 
sie in die Mitte der Gesellschaft bringen und 
 andere nicht und ob und wie ihre ideellen Grund-
lagen und ihre Programmatik mit ihren Wirkun-
gen zusammenhängen. 

Die Analyse kann nicht länger auf den „Con-
tainer“ des Nationalstaats beschränkt werden, 
wie es in der nervösen europaweiten Debatte um 
„Integration“ geschieht. Migrantinnen und Mi-
granten und Migrantenorganisationen werden 
von den Herkunftsstaaten beeinfl usst, sie können 
aber auch als Akteure auftreten und auf die 
 Herkunftsstaaten zurückwirken. Einige unserer 
erfolgreichsten Migrantenorganisationen – bei-
spielsweise die Griechischen Gemeinden – sind 
in Opposition zu den undemokratischen Re gi-
men der Herkunftsstaaten entstanden. Migrantin-
nen und Migranten senden nicht nur Geld in ihre 
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Herkunftsländer zurück, sie betreiben dort auch 
Entwicklungsprojekte. Der Sport oszilliert inzwi-
schen in immer neuen Variationen zwischen der 
Kultivierung von Gruppengefühlen vieler Art und 
komplexen internationalen Zusammenhängen. 

Bürgergesellschaft lebt vom gemeinschaft-
lichen Engagement, organisiert in Vereinen, Ver-
bänden, Parteien und informellen Gruppen. Es 
ist faszinierend, dass die nach Deutschland ge-
kommenen Einwanderinnen und Einwanderer 
schnell begonnen haben, sich die Muster deut-
scher Vereinsbildung anzueignen, „Vereinsmeier“ 
zu werden, auch wenn sie aus Ländern gekom-
men sind, in denen der Staat Vereinsbildung un-
terdrückt hatte. Vereinsbildung bedeutet Inten-
sivierung und Formalisierung sozialer Beziehun-
gen. Diese können unstrittig und in der Gemeinde 
unkontrovers sein, wie die Freiwillige Feuerwehr. 
Meist beziehen sie sich aber auf bestimmte Grup-
pen, und zwar nach sehr unterschiedlichen Kri-
terien: Geschlecht, Weltanschauung, soziale 
Schicht, Lebensformen, kulturelle Ziele und Akti-
vitäten, Sport und andere Freizeitgestaltungen 
und vieles andere mehr. Dies bedeutet zugleich 
Pluralisierung und Unterschiedlichkeit, Wettbe-
werb und auch Selektivität. In der offenen Ge-
sellschaft entsteht damit ein Wettbewerb der 
 Interessen und Lebensformen, die mit den Verei-
nen leben, blühen und auch vergehen und auf 
diese Weise gesellschaftlichen Wandel auslösen, 
ebenso wie die Politik, die Medien und die Wirt-
schaft. 

Die Forschung wird sich in Zukunft in ihren 
Fragestellungen immer mehr ausdifferenzieren 
müssen. Einmal verändert sich die Migrations-
landschaft in Deutschland.  Die neue Einwande-
rung ist zwar wieder stärker europäisch geprägt 
(SVR 2013), sie kommt aber weniger aus den tra-
ditionellen Anwerbeländern, sondern eher aus 
Polen, Rumänien, Bulgarien und Ungarn. Und 
soweit die neue Einwanderung aus Italien, Spa-
nien und Griechenland stammt, hat sie eine an-
dere soziale Zusammensetzung als die früheren 
Wanderungen. Es geht jetzt eher um gut ausge-

bildete Zuwanderinnen und Zuwanderer. Dies 
wird auch die zukünftige Vereinsbildung prägen. 
Allem Anschein nach neigen diese Einwanderin-
nen und Einwanderer weniger zu Gruppenbil-
dung und sind eher individualistisch geprägt. 

Eine weitere Fragestellung ist der funktionale 
Wandel von Organisationen, sei es ihre funktio-
nale Ausdifferenzierung, beispielsweise mit Haus-
aufgabenhilfen in Moschee- und Fußballverei-
nen, sei es ihre Professionalisierung, sei es die 
Adaption an die deutsche Umgebung mit ihren 
historisch gewordenen Strukturen. Dies ist eine 
besondere Herausforderung im religiösen Bereich, 
der in Deutschland sehr spezifi sche historisch ge-
wachsene Strukturen aufweist, mit einer großen 
Nähe staatlicher und kirchlicher Strukturen, von 
der Kirchensteuer über die staatliche  Bezahlung 
der bayerischen Bischöfe bis zu Religionsunter-
richt, der starken Position der Kirchen im kari-
tativen und sozialen Bereich und der formalen 
Kirchenmitgliedschaft. Eine besondere Rolle im 
Verbandswesen spielt der Paritätische Wohlfahrts-
verband, der auf Grund seiner Struktur als Dach-
verband besonders geeignet ist, unterschiedliche 
Vereine aufzunehmen, sie zu beraten und zu in-
formieren und als Spitzenverband zu vertreten 
(vgl. den Beitrag von Ercüment Toker). Im deut-
schen System der weitgehend staatsfi nanzierten 
sozialen Dienste ist auch die Einbeziehung von 
Migrantenorganisationen ein wichtiges Thema. 
Hier ist Symmetrie zu fordern: Alle Religionen 
müssen gleich behandelt werden, auch wenn sie 
historisch unterschiedlich in Deutschland ver-
ankert sind. Gleiches gilt für alle anderen Lebens-
bereiche. Auch in Bezug auf die Förderung von 
Vereinen und Verbänden ist zunächst Gleich-
berechtigung zu fordern, Sonderförderung sollte 
es nur übergangsweise geben (vgl. den Beitrag 
von Karin Weiss). Das gilt auch für die Integra-
tionsprojekte und -maßnahmen. Erst wenn diese 
Gleichbehandlung selbstverständlich geworden 
ist, wird der lange Weg von der Nichtbeachtung 
zur Anerkennung beendet sein.
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Migrantenorganisationen und Staat. 

Anerkennung, Zusammenarbeit, Förderung

Karin Weiss

Zusammenfassung

Migrantenorganisationen sind heute als Partner 
des Staates in der Integrationsarbeit unverzicht-
bar. Damit stellt sich die Frage nach dem Verhält-
nis zwischen Staat und Migrantenorganisationen. 
Bevor jedoch systematische Ansätze zur Rolle der 
Migrantenorganisationen in der Integrationsar-
beit ebenso wie zu ihrer Förderung entwickelt 
werden können, muss eine Reihe von Fragen be-
antwortet werden. So gibt  es bis heute keine be-
friedigende Defi nition, was eine Migrantenorga-
nisation überhaupt ist. Offen ist auch die Frage 
der Rolle der Migrantenorganisationen als poli-
tische Vertretung ihrer Herkunftsgruppe. Mehr-
deutig ist im Weiteren das Verhältnis zwischen 
der Förderung von Migrantenorganisationen als 
Interessenvertretung und der Förderung durch 
Regel- oder Projektförderung für bereichsbezo-
gene Projekte. Ziel muss der gleiche Zugang zu 
Fördermitteln sein.  Eben dieser ist aber heute oft 
nicht gegeben, zum einen aufgrund von Zugangs-
barrieren seitens der Fördermittelgeber, zum an-
deren, da Professionalität und Qualität der Arbeit 
von Migrantenorganisationen noch nicht immer 
ausreichend gesichert sind. Für eine Förderung 
von Migrantenorganisationen heißt das dann, 
dass sie solange weiterhin aus Sonder- bzw. Inte-
grationsmitteln zu fördern sind, solange die glei-
chen Zugänge noch nicht sichergestellt sind.  Zu-
sätzlich sind Projekte und Maßnahmen zu för-
dern, die zur Qualifi zierung und Professionali-
sierung von Migrantenorganisationen beitragen. 
Vor allem aber ist die Frage zu klären, mit wel-
chem Ziel Migrantenorganisationen zu fördern 
sind bzw. welche Maßnahmen von Migranten-
organisationen gefördert werden sollten. Der Bei-

trag geht diesen Fragen nach und schließt mit 
zehn Thesen zur staatlichen Förderung von Mi-
grantenorganisationen.

1. Einleitung

Die Rolle der Migrantenorganisationen für den 
Integrationsprozess ist in den letzten Jahren im-
mer mehr in den Fokus der wissenschaftlichen 
und fachpolitischen Debatte gerückt. Nachdem 
über lange Jahre die Frage nach der integrativen 
bzw. desintegrativen Funktion, teilweise sehr 
pola risierend, debattiert wurde, besteht heute 
weitgehend Konsens über den überwiegend inte-
grativen Charakter von Eigenorganisationen der 
Migrantinnen und Migranten. Migrantenorga-
nisationen werden als bedeutende Integrations-
agenten angesehen, die eine wichtige moderie-
rende Rolle zwischen Zugewanderten und Auf-
nahmegesellschaft einnehmen. Oft wird dabei 
die Erschließung von Zugängen zur Zielgruppe in 
den Vordergrund gestellt oder auch die Stärkung 
des Selbstbewusstseins im Sinne eines Self-Em-
powerments und die Selbsthilfe (z. B. Latorre/Zit-
zelsberger 2011). Andere unterstreichen vor allem 
die Eigenvertretung von Migrantinnen und Mi-
granten durch eigene Organisationen und den 
politischen Steuerungszuwachs (z. B. Halm 2011). 
Auch der 9. Integrationsbericht der Bundesregie-
rung stellt fest: „Migrantenorganisationen bilden 
Brücken zwischen Einwanderern und deren Fa-
milien und der einheimischen Bevölkerung. Sie 
können wichtige Akteure der Integration sein. 
Dies gilt beispielsweise für Fragen des Spracher-
werbs, des bürgerschaftlichen Engagements, des 
frühen Besuchs von Kindertageseinrichtungen 
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und der Elternbeteiligung. Sie können der einhei-
mischen Gesellschaft und der Politik die Proble-
me vermitteln, denen sich Migrantinnen und Mi-
granten ausgesetzt sehen. Es ist daher der richtige 
Weg, wenn Bund, Länder, Kommunen und nicht 
staatliche Akteure Migrantinnen und Migranten 
und deren Organisationen in die Gestaltung von 
Integrationsmaßnahmen einbeziehen“ (Die Be-
auftragte der Bundesregierung 2012: 28).  

Damit  aber stellt sich die Frage nach dem 
Verhältnis zwischen Staat und Migrantenorgani-
sationen. In welcher Form sind Migrantenorga-
nisationen in die Gestaltung von Integrations-
maßnahmen einzubeziehen? Sind sie vollwertige 
Partner, Objekte oder Vermittler von Zielgrup-
pen? Damit verbunden ist auch die Frage nach 
einer staatlichen Förderung und Unterstützung. 
Während sich in der Praxis bei Bund, Ländern 
und Kommunen durchaus unterschiedliche For-
men der  materiellen wie auch immateriellen Un-
terstützung entwickelt haben, gibt es kaum syste-
matische Ansätze oder Überlegungen, wann, in 
welchem Umfang, unter welchen Bedingungen 
und vor allem mit welchen Zielen Migranten-
organisationen gefördert werden sollten. Der ein-
deutigen Beantwortung dieser Fragen stehen eine 
Reihe von Unklarheiten entgegen.

2. Was ist eine Migrantenorganisation?

Zunächst ist unklar, was genau unter einer Mi-
grantenorganisation im förderpolitischen Sinne 
zu verstehen ist. Die Wissenschaft bleibt hier sehr 
vage. So defi niert z. B. Pries (2010: 16) Migranten-
organisationen als solche Zusammenschlüsse, die 
ein erhebliches Ausmaß an Mitgliedern mit Mi-
grationshintergrund haben und sich migrations-
relevanten Themen und Aufgaben widmen. Schi-
many/Schock (2010: 321, 329) defi nieren Mi-
grantenorganisationen als eigenethnische Orga-
nisationen, die sich Empowerment der ethnischen 
Gruppe und die Gewinnung von Kontrolle der 
eigenen Lebensumstände zum Ziel gesetzt haben. 
Beide Defi nitionen, die durchaus den wissen-
schaftlichen Diskussionsstand wiedergeben, blei-

ben  sehr vage und umfassen vom türkischen Un-
ternehmerverband über den Moscheeverein bis 
zum Fußballverein eine Vielzahl von Zusammen-
schlüssen. Förderpolitisch sind diese Defi nitionen 
jedoch wenig hilfreich. Migrantenorganisationen 
verfolgen sehr unterschiedliche Ziele, z. B. reli-
giöse, kulturelle, soziale oder auch politische. Sie 
können sich auf Gegebenheiten im Herkunfts-
land genauso wie auf solche im neuen Heimat-
land oder auch auf beides beziehen. Manche er-
heben den Anspruch, die Interessen der eigen-
ethnischen Gruppe zu vertreten, ohne jedoch 
eine Form der Repräsentativität aufzuweisen. 

Das Spektrum der Migrantenorganisationen 
ist sehr heterogen. Es umfasst sehr kleine tempo-
räre Zusammenschlüsse ebenso wie große Orga-
nisationen mit hauptamtlichen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern. Ihre Struktur wird von Bedin-
gungen innerhalb der Herkunftsgruppe, nationa-
len Bedingungen, Bedingungen in der Region, in 
der die Organisationen arbeiten, ebenso wie 
durch ihre Beziehungen zum Herkunftsland ge-
prägt. Und natürlich spielen Bildung und Ausbil-
dung, Aufenthaltsdauer oder die Frage, wo man 
die eigene Kindheit verbracht hat und welche 
 Erfahrungen man in der Aufnahmegesellschaft 
gemacht hat, sowie weitere Faktoren eine große 
Rolle (vgl. Weiss/Thränhardt 2005; Weiss 2010). 
Migrantenvereine sind also sehr unterschiedlich 
und deswegen sehr differenziert zu betrachten. 
Der migrantische Hintergrund ist nur ein Merk-
mal von vielen. Je nach Ziel, Größe, Organisa-
tionsform, Professionalität der Aktiven usw. haben 
sie unterschiedliche Voraussetzungen, Kompeten-
zen und Möglichkeiten. Dies darf bei einer Dis-
kussion der Rolle von Migrantenvereinen in der 
Integrationsarbeit keinesfalls vergessen werden.

Migrantenorganisationen sind eine  Organi-
sationsform entlang der Herkunft, die nicht in 
die gängigen Muster der Organisationssoziologie 
passt. Es gibt keinerlei Festlegungen gegenüber 
organisatorischen oder inhaltlichen Mindest-
anforderungen oder Qualitätsstandards. Eine be-
friedigende Defi nition als Grundlage für eine 
staatliche Förderrichtlinie steht also noch aus.
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3. Derzeitige Förderstrategien und das   
 Verhältnis von Staat und Migranten-  
 organisationen

Insofern ist es nicht verwunderlich, dass derzeit 
der Bund, die Bundesländer und die Kommunen 
eigene Förderschwerpunkte entwickelt haben, 
dass sie je nach Gegebenheiten situativ fördern 
oder auch ganz auf die Förderung verzichten. Die 
vorhandenen unterschiedlichen Förderungsmus-
ter orientieren sich grob an der jeweiligen Hal-
tung der Regierung, dem Einbezug von zivil-
gesellschaftlichen Organisationen bzw. einer Bür-
gerbeteiligung grundsätzlich und Migrantenor-
ganisationen im Besonderen gegenüber, ihrer 
Dialogorientierung, dem Status der jeweiligen 
Migrantenorganisation, ihrer Größe, Ziel und 
Zweck, aber auch anderen regional vorhandenen 
Strukturen. 

Dennoch lassen sich Muster erkennen: Lan-
des- oder bundesweite Organisationen bzw. Dach-
verbände haben größere Chancen auf Förderung. 

Bevorzugt werden auch Tandemprojekte als Zu-
sammenschlüsse von erfahrenen, meist her-
kunftsdeutschen Organisationen und Migranten-
vereinen, ebenso wie die (wenigen) Migranten-
organisationen, die Träger sozialer Projekte oder 
von Freiwilligendiensten sind. Ebenso werden 
 zunehmend übergreifende Verbünde oder Netz-
werke gefördert. 

Diese unterschiedlichen Förderstrategien zei-
gen, dass das Verhältnis zwischen Staat und mi-
grantischer Zivilgesellschaft sehr unterschiedlich 
und ungeklärt ist und keine klaren Strukturen ge-
geben sind. Orientiert man sich an der schema-
tischen Darstellung von Gissendanner (2011: 39) 
(Abb. 1), so lässt sich feststellen, dass derzeit so-
wohl Formen anzutreffen sind, bei denen Mi-
grantenorganisationen im Sinne eines „Förderns 
und Forderns“ eher als Objekt der Integrations-
arbeit angesehen werden oder als Lotsen fungie-
ren, die Anforderungen oder Informationen sei-
tens des Staates in die eigene Community hinein-
tragen, als auch Formen eines institutionellen 

Abbildung 1:

Unterschiedliche Formen im Verhältnis Staat und Migrantenorganisationen 

Quelle: Nach Gissendanner 2011: 39.
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Pluralismus und partizipatorischen Ansatzes, bei 
dem Migrantenorganisationen gleichberechtigte 
Vertragspartner und Koproduzenten einer ge-
meinsamen Integrationspolitik sind. Dabei sind 
diese Formen eher als Punkte auf einem Konti-
nuum zu verstehen, die in der Praxis fl ießend in-
einander übergehen bzw. auch parallel auftreten 
können.

Offen bleibt die Frage, mit welchem Ziel Mi-
grantenorganisationen gefördert werden und in 
welchem Verhältnis die Förderung von Migran-
tenorganisationen zu anderen Förderrichtlinien 
bzw. einer Regelfi nanzierung steht. Zentral ist vor 
allem aber auch die Frage nach den Vorausset-
zungen für eine Förderung in Hinsicht auf Profes-
sionalität und Qualität ebenso wie nach einer 
Qualitätssicherung.

Bei allen diesen Unklarheiten besteht gleich-
zeitig im fachlichen wie auch im politischen 
Raum eine hohe Erwartungshaltung den Migran-
tenorganisationen gegenüber. In allen Integra-
tionskonzepten, ob Bund, Länder oder Kommu-
nen, nimmt die Zusammenarbeit mit Migranten-
organisationen einen vorrangigen Platz ein. Mi-
grantenorganisationen werden als wichtige Partner 
angesehen, ohne die es gar nicht mehr geht und 
auf die heute niemand mehr verzichten will. Sie 
sollen sich im Bereich Bildung engagieren, Eltern-
vereine gründen, Arbeitsmarktintegrationsprojek - 
te begleiten, sich politisch betätigen, die Politik 
beraten, sich kulturell oder auch entwicklungs-
politisch engagieren und auch noch den Terroris-
mus bekämpfen. Migrantenorganisationen sind 
ein Stück weit zur „Feuerwehr“ der In tegra tions-
arbeit geworden, was jedoch auch zu einer Über-
forderung führt, da die zeitlichen und materiel-
len Ressourcen dafür gar nicht vorhanden sind. 
Schwerer wiegt jedoch, dass Migrantenorgani-
sationen nicht alle die Probleme lösen können, 
für deren Lösung die Mehrheitsgesellschaft in der 
Vergangenheit zu wenige Angebote bereitgestellt 
hat.

Es haben sich zwar neue Migrantenorganisa-
tionen gegründet, die in immer mehr Bereichen 
aktiv werden; es gibt mehr übergreifende Netz-
werke und Verbünde denn je, und man kann eine 
zunehmende Professionalisierung der Migranten-
vereine beobachten. Zudem gibt es eine deutliche 

Ausweitung in den Zielen von Migrantenverei-
nen, sie sind in allen Bereichen des bürgerschaft-
lichen Engagements zu fi nden, nehmen jede 
Form des Ehrenamts wahr, engagieren sich in den 
Bereichen Bildung, Kultur und Soziales sowie im 
Sport, in der Freizeit ebenso wie in der Beratung. 
Die Fülle der Erwartungen kann aber auch damit 
nicht befriedigt werden.

4.  Wen vertreten Migrantenorganisationen?

Migrantenorganisationen wird oft eine breite Zu-
ständigkeit zugeschrieben, manche fordern diese 
auch selbst für sich ein. So formuliert der Ge-
samtverband des Paritätischen Wohlfahrtsverban-
des in seiner Studie zu migrantischen Dachver-
bänden: „Migrantenorganisationen kennen die 
spezifi schen Bedürfnisse ihrer Einwanderer-Com-
munities am besten, genießen deren Vertrauen 
und spielen eine große Rolle bei der Meinungsbil-
dung ihrer Mitglieder“ (DPWV Gesamtverband 
2012: 3). Ohne die hohe Bedeutung von Migran-
tenorganisationen in Zweifel stellen zu wollen, 
wird so ein Anspruch auf eine Vertretungsfunk-
tion für „die“ Migrantinnen und Migranten pro-
klamiert, die alle Angehörigen einer ethnischen 
Gruppe einschließt, ob Mitglieder oder Nicht-
Mitglieder.  Der Paritätische Wohlfahrtsverband 
erläutert in seiner Expertise jedoch nur sehr vage, 
wer durch die hier organisierten Vereine tatsäch-
lich vertreten wird. Auch wenn die Bereitschaft 
zum Engagement unter Migrantinnen und Mi-
granten kaum niedriger liegt als unter Einheimi-
schen, so ist doch die Mehrheit nicht Mitglied in 
einem migrantischen Verein und nimmt auch 
nicht regelmäßig an solchen Vereinsaktivitäten 
teil. Zweifel an der Repräsentativität von Migran-
tenorganisationen ergeben sich auch an anderer 
Stelle. Für die Ausländer- bzw. Integrationsbeiräte 
hat Hunger darauf hingewiesen, dass eine Reprä-
sentativität der in der Kommune lebenden Men-
schen mit Migrationshintergrund damit nicht 
erfolgt und auch eine politische Beteiligung da-
durch nur eingegrenzt erreicht werden kann. „Die 
Forschung ist sich weitgehend einig, dass dieses 
Instrument (gemeint sind Ausländerbeiräte, d. V.) 
nur bedingt die politische Beteiligung von Mi-
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grantenvereinen an kommunalen Entscheidungs-
prozessen fördert“ (Hunger/Candan 2009: 5). 

Während also einerseits die repräsentative 
Funktion von Migrantenorganisationen nicht ge-
nerell angenommen werden kann, sondern im 
Einzelfall zu prüfen wäre, stellt sich andererseits 
die Frage, ob dieser Anspruch überhaupt erhoben 
werden sollte. Auch bei nichtmigrantischen zivil-
gesellschaftlichen Organisationen wird die Frage 
nach der Repräsentativität nicht generell gestellt, 
sondern nur dann, wenn diese für den Zweck 
oder das Ziel der Organisation von Relevanz ist. 
Eine Elterninitiative, ob migrantisch oder nicht, 
muss nicht für alle Angehörigen der eigenen Her-
kunftsgruppe repräsentativ sein, sondern vertritt 
die Interessen ihrer Mitglieder. Dies ist völlig le-
gitim und angemessen. Warum also sollten bei 
Migrantenorganisationen andere Kriterien gel-
ten? Warum wird von Seiten der Aufnahmegesell-
schaft sowie von verschiedenen Migrantenorga-
nisationen selbst die Forderung erhoben bzw. die 
Annahme getroffen, die jeweilige Organisation 
würde oder müsste die Interessen der Gesamt-
gruppe vertreten? Eine Elterninitiative ist eine 
 Elterninitiative und keine darüber hinausgehen-
de Interessenvertretung, ob mit oder ohne Migra-
tionshintergrund. Dies kann und sollte sie nicht 
sein, und sie darf auch nicht in eine solche Rolle 
gedrängt werden. Hier darf nicht mit zweierlei 
Maß gemessen werden. Die Sichtweise, jede Mi-
grantenorganisation sei auch eine Interessenver-
tretung der gesamten Community, muss also 
mindestens als ambivalent gesehen werden.  Sie 
ist eine Interessenvertretung einer spezifi schen 
Gruppe, neben der es auch andere gibt.

Ambivalent ist auch das Bild, das vom Um-
fang des bürgerschaftlichen Engagements durch 
Migrantenorganisationen gezeichnet wird. So ist 
z.B. auffallend, dass von beiden Seiten – den Mig-
rantenvereinen genauso wie der Aufnahmegesell-
schaft – das bürgerschaftliche Engagement von 
Migrantinnen und Migranten fast nur dann 
wahrgenommen wird, wenn es sich in Migran-
tenvereinen vollzieht. Zwar zeigen der Freiwilli-
gen-Survey 2004 (vgl. Gensicke et al. 2006) eben-
so wie u. a. auch die Studie von Halm/Sauer 
(2007), dass sich Migrantinnen und Migranten 
fast ebenso häufi g in Migrantenorganisationen 

wie in Organisationen der Aufnahmegesellschaft 
engagieren; dennoch wird fast ausschließlich 
über das Engagement von Migrantinnen und 
 Migranten in Eigenorganisationen geredet, die 
anderen Engagementformen dagegen werden 
kaum beachtet. 

5. Sonder- oder  Regelförderung?

Mehrdeutig ist im Weiteren auch das Verhältnis 
zwischen der Förderung von Migrantenorgani-
sationen als solchen und der Förderung von Mi-
grantenorganisationen durch Regel- oder Projekt-
förderung entsprechend ihrer Zielsetzung. Die 
Förderung von migrantischen Sportvereinen ist 
eine vorrangige Förderung von Sport, nicht von 
migrantischen Interessen. Dass dabei auch Inte-
grationsleistungen erfolgen, steht außer Frage, 
diese sind jedoch nicht das Hauptziel. Integra-
tionsleistungen erbringen ebenso auch Sportver-
eine, die sich vorrangig um bildungsferne Grup-
pen kümmern, unabhängig vom Migrations-
hintergrund. Auch diese werden aus Mitteln 
der Sportförderung fi nanziert, nicht aus Mitteln 
 eines Bildungsministeriums. Indem migrantische 
Sportvereine aus „Sondertöpfen“ für die Förde-
rung von Migrantenorganisationen unterstützt 
werden, unterstreicht das nur ihren derzeitigen 
Sonderstatus und trägt damit durchaus ausgren-
zende Züge. Die Förderung von kulturellen Akti-
vitäten von Migrantinnen und Migranten sollte 
aus den Töpfen gefördert werden, aus denen auch 
kulturelle Aktivitäten der Aufnahmegesellschaft 
gefördert werden, Entsprechendes gilt für andere 
Sachgebiete. Erst wenn die gleichen Förderkrite-
rien, aber auch die gleichen Zugänge zu Förder-
mitteln für zivilgesellschaftliche Organisationen 
bestehen, unabhängig von einem migrantischen 
oder nicht-migrantischen Hintergrund, erst dann 
kann von gleichberechtigter Teilhabe gesprochen 
werden. „Die Behandlung des Themas Integra-
tion als Sonderthema der Migranten ist ein Irr-
weg“, hat Rita Süßmuth 2011 auf einer Tagung 
festgestellt.  Dies lässt sich auch auf die Förderung 
von Migrantenorganisationen übertragen. Mi-
grantenorganisationen sollten da, wo sie die glei-
chen Ziele vertreten wie auch nicht-migrantische 
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Organisationen, auch aus den gleichen Mitteln 
gefördert werden, und nicht aus Sondermitteln 
für Migrantinnen und Migranten. 

Eine dauerhafte Förderung von Migranten-
organisationen in Bereichen, in denen nicht-mi-
grantische Organisationen aus anderen, regulä-
ren Fördermitteln unterstützt werden, kann inte-
grationspolitisch nicht das Ziel sein. Es wäre eine 
Perpetuierung einer Ausnahmesituation, die letzt-
endlich dauerhaft einen Sonderstatus von Mi-
grantinnen und Migranten festschreiben würde. 
Es wäre darüber hinaus als „Mobilitätsfalle“ anzu-
sehen, die die Zuschreibung als „Migrantenorga-
nisation“, die anders ist als andere Organisatio-
nen, dauerhaft festschreiben würde. Alle Mitglie-
der einer Migrantenorganisation wären damit 
auch dauerhaft als Menschen mit einem Sonder-
status versehen, der einer vollen Integration 
 widersprechen würde. Schon jetzt ist der Status 
„Migrant“ auch für die zweite oder dritte Gene-
ration von Zugewanderten integrationspolitisch 
durchaus kritisch zu sehen und wird von vielen 
als ausgrenzend empfunden.

6. Zugang zu Fördermitteln

Die Förderung aus aufgabenbezogenen Mitteln 
setzt allerdings auch die gleichen Zugänge zu die-
sen Fördermitteln voraus. Eben diese sind aber 
heute oft nicht gegeben. Es fehlt an Wissen, Zeit 
und Kompetenzen für die Antragstellung um För-
dermittel, es fehlt an Zugängen zu den entschei-
denden Netzwerken und Geldgebern, und es fehlt 
an Möglichkeiten von Ko-Finanzierungen. Klas-
sische Handlungsfelder z. B. der Sozialen Arbeit 
sind von angestammten Trägern „besetzt“, die 
sich nur schwer für neue, migrantische Träger 
 öffnen. Um gleiche Zugänge zu öffnen, sind min-
destens die folgenden Qualifi zierungsbedarfe 
festzustellen:
– Handlungswissen, z. B. Recht, Beratungswissen, 

Institutionenwissen;
– Sozialkompetenz, z. B. Kommunikation, Mode-

ration;

– Selbstkompetenz, z. B. Empowerment, Selbst-
refl ektion, Auseinandersetzung mit Ausgren-
zungserfahrungen;

– Vernetzung/Lobbyarbeit;
– Voraussetzungen z. B. zur Anerkennung als 

Träger von Sozialer Arbeit (vgl. auch Weiss 
2011: 11).

Der Qualifi zierungsbedarf besteht dabei nicht nur 
für die institutionellen Kompetenzen im Rahmen 
der Vereins- bzw. Organisationsarbeit, sondern 
auch für die individuellen Handlungskompeten-
zen der einzelnen Mitglieder. Dabei fördert die 
Mitarbeit in einer sich qualifi zierenden Instituti-
on auch die Fähigkeit und die Motivation der ein-
zelnen Mitglieder zum bürgerschaftlichen Enga-
gement.

Für eine Förderung von Migrantenorganisa-
tionen heißt das dann, dass sie solange weiterhin 
aus Sonder- bzw. Integrationsmitteln zu fördern 
sind, solange die gleichen Zugänge noch nicht 
 sichergestellt sind, Förderung also als Übergangs-
regelung. Zusätzlich sind Projekte und Maßnah-
men zu fördern, die zur Qualifi zierung und Profes-
sionalisierung von Migrantenorganisationen bei-
tragen. Gleichzeitig sollte überlegt werden, durch 
welche überprüfbaren Kriterien das Erreichen der 
Gleichstellung festgestellt werden kann.

Parallel zur Qualifi zierung und Professiona-
lisierung von Migrantenorganisationen ist die in-
terkulturelle Öffnung von nicht-migrantischen 
Organisationen aktiv zu fördern und zu unter-
stützen, um die gleichen Zugangschancen für die 
Zukunft sicherzustellen. Dies ist nicht weniger 
bedeutsam als die Qualifi zierung und Professio-
nalisierung von Migrantenorganisationen. Nur 
so können einerseits Zugangsbarrieren abgebaut 
werden. Andererseits würde eine Professionalisie-
rung von Migrantenorganisationen ohne eine 
parallele interkulturelle Öffnung von Regelstruk-
turen dazu führen, dass der bestehende Sonder-
status von Migrantenorganisationen weiter fest-
geschrieben wird. Kooperation von migranti-
schen mit nicht-migrantischen Organisationen 
sind dabei ein guter, wenn auch nicht per se ziel-
führender Weg.
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7. Kooperationen von migrantischen und  
 nichtmigrantischen Organisationen

Wie schwierig die Zusammenarbeit von migran-
tischen mit nichtmigrantischen Organisationen 
ist, belegt die Studie von Hunger/Metzger (2011). 
Tandemprojekte (ein erfahrener etablierter, meist 
einheimisch geprägter Träger qualifi ziert durch 
die Kooperation eine noch unerfahrene Migran-
tenorganisation) werden heute in vielen Bundes-
ländern gefördert und aktiv angeregt. In der Tat 
bieten sie die Chance, durch eine partnerschaftli-
che Kooperation die Qualifi zierung und Professi-
onalisierung von Migrantenorganisationen voran-
zutreiben und dabei auch Prozesse interkulturel-
ler Öffnung in den Regelstrukturen zu initiieren 
und zu verankern. Dabei  können sich jedoch er-
hebliche Probleme ergeben. So zeigen Hunger/
Metzger in ihrer Studie, dass gerade Tandempro-
jekte relativ oft am eigenen Anspruch scheitern. 
Macht- bzw. Wissensasymmetrien führen zu Un-
gleichheiten und nicht selten zu Frustrationen 
bei den Beteiligten, wenn sie nicht gezielt aufge-
arbeitet werden. Unausgesprochene Konkurren-
zen um zukünftige Fördergelder erschweren die 
Zusammenarbeit genauso wie zu große Differen-
zen in Professionalität und Erfahrung. Bei man-
chen Tandemprojekten dient die Beteiligung 
 einer Migrantenorganisation dann eher der äuße-
ren Legitimierung als einer tatsächlichen gleich-
berechtigten Kooperation. 

Hunger/Metzger arbeiten dabei drei Fakto-
rengruppen heraus, die für eine erfolgreiche Tan-
dem-Kooperation entscheidend sind (Hunger/
Metzger 2011: 8): 
(1) Interne Faktoren: Mitglieder und Mobilisie-
rung, interne Kommunikation (insb. zwischen 
ehrenamtlichen und hauptamtlichen Mitglie-
dern), Grad der Professionalisierung (informeller 
Charakter und Mitwirkung), Genderaspekte. 
(2) Externe Faktoren: Rolle der Verwaltung und 
anderer öffentlicher Träger, andere außen stehen-
de Akteure (wie etwa die NPD bei einem Projekt 
in Lichtenberg), öffentlicher Diskurs. 
(3) Relationale Faktoren (Beziehung zwischen den 
Kooperationspartnern): Hierarchie und Machtver-
hältnisse, Vertrauen, Kommunikation, Konkur-
renz, Motivation, Partizipation.

Die Analyse von Hunger und Metzger zeigt auf, 
wie bedeutsam es ist, nicht nur eine bestimmte 
Organisationsform als solche zu fördern, sondern 
überprüfbare Qualitätskriterien zu entwickeln, da 
sonst die Förderung im schlimmsten Falle keine 
Wirkung entfaltet oder sogar kontraproduktiv 
sein kann. 

Ähnlich weisen auch Latorre/Zitzelsberger 
(2011) auf bestehende Barrieren in einer partner-
schaftlichen Zusammenarbeit hin. Zum einen 
weisen sie hin auf strukturelle Schwächen von 
Migrantenorganisationen, also auf bestehenden 
Professionalisierungsbedarf. Zum anderen lenken 
sie den Blick auf bestehende Vorbehalte und 
mangelnde interkulturelle Öffnung auf Seiten der 
Regelinstitutionen. Ein Abbau von Zugangsbar-
rieren kann demnach nur dann erfolgreich sein, 
wenn es gelingt, beide Faktoren positiv zu verän-
dern.

8. Voraussetzungen und Ziele einer   
 staatlichen Förderung

Es bleibt die Frage, welche Voraussetzungen Mi-
grantenorganisationen erfüllen müssen, um in 
eine Förderung zu kommen, und mit welchen 
Zielen Migrantenorganisationen zu fördern sind. 

Über die Notwendigkeit von Anforderungen 
an Qualität und Professionalität wurde bereits ge-
sprochen. Wie hoch die Anforderungen jeweils 
sind, muss aber je nach Einzelfall und Förderziel 
festgelegt werden. Dabei sind die Anforderungen 
an Qualität und Professionalität so festzusetzen, 
dass einerseits eine Zielerreichung für den jewei-
ligen Förderungszweck gewährleistet ist, dies an-
dererseits jedoch auch nicht zum Ausschluss von 
Migrantenorganisationen führen darf. Über-
gangsweise könnten hier Formen zum Tragen 
kommen, die über Tandemangebote hinaus ge-
hen, beispielsweise Projekte, die durch Learning 
by doing, kontinuierlichem Coaching oder be-
gleitenden Fortbildungsangeboten bisher nicht 
gewährleistete Qualitätsanforderungen erfüllbar 
machen. Hier sind derzeit noch nicht genügend 
innovative Ansätze entwickelt worden. Eine Mög-
lichkeit wäre z. B., durch regionale Beratungs- und 
Coaching-Angebote vor Ort, die an bestehende 
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Fachstellen angedockt werden, diese begleitende 
Qualitätsentwicklung und Professionalisierung 
abzudecken. 

Hierzu gehört auch die Initiierung von inter-
kultureller Öffnung von Migrantenorganisatio-
nen. Auch wenn es inzwischen mehr ethnisch 
heterogene Migrantenorganisationen gibt, die 
sich ein gemeinsames bildungs- oder gesell-
schaftspolitisches Ziel gesetzt haben, so heißt das 
nicht, dass Migrantenorganisationen per se inter-
kulturell geöffnet sind. Die Anforderungen zum 
refl ektierten Umgang mit eigenen kulturellen 
Prägungen gilt für Menschen mit genauso wie für 
Menschen ohne Migrationshintergrund sowie für 
ihre Institutionen. Die Ablehnung anderer Grup-
pen fi ndet sich auch unter Zugewanderten, Kon-
fl ikte in manchen Herkunftsregionen prägen 
auch die Arbeit mancher Migrantenorganisatio-
nen hier, und so manches Mal tut sich auch die 
erste Generation von Zugewanderten nicht im-
mer leicht mit den Integrationsanstrengungen 
und Orientierungen der nachwachsenden Gene-
ration ihrer Kinder und Enkel. Um ein konstruk-
tives Miteinander möglich zu machen, müssen 
sich Organisationen von Migrantinnen und Mi-
granten genauso wie Organisationen und Institu-
tionen der Aufnahmegesellschaft bewusst mit 
Interkultureller Öffnung auseinander setzen und 
diese für ihre Organisation sicherstellen.

Vor allem aber ist die Frage zu klären, mit 
welchem Ziel Migrantenorganisationen zu för-
dern sind, bzw. welche Maßnahmen von Migran-
tenorganisationen gefördert werden sollten. Ur-
sprungsort der Förderung von Migrantenorgani-
sationen war der Gedanke der Förderung der eige-
nen Interessenvertretung und der Selbsthilfe im 
Sinne eines höheren Einfl usses auf die eigenen 
Lebensumstände. Solange ein erheblicher Anteil 
der Bevölkerung mit Migrationshintergrund trotz 
langjährigem und dauerhaftem Aufenthalt noch 
kein Wahlrecht besitzt und von den konventio-
nellen Wegen der politischen Meinungsbildung 
ausgeschlossen ist, so lange muss es eine Funk-
tion von Migrantenorganisationen sein, die Inte-
ressen der eigenen Gruppe zu vertreten und hör-
bar zu machen. Dies heißt jedoch nicht, dass jede 
Migrantenorganisation auch eine politische Ver-
tretung der Eigengruppe ist oder sein soll. Eine 

Moscheegemeinde ist eine Migrantenorganisati-
on mit einer religiösen, nicht einer politischen 
Zielsetzung. Die Frage der Repräsentativität wur-
de bereits angesprochen.

Nur wenige Migrantenorganisationen haben 
eine klare politische Zielstellung. Der überwie-
gende Teil richtet sich auf Bereiche wie Religion, 
Kultur, Bildung oder Arbeit. Während diese ten-
denziell aus den regulären Mitteln zur Förderung 
von Religion, Kultur, Bildung oder Arbeit zu 
 fördern sind, muss es Aufgabe einer demokra-
tischen Gesellschaft sein, politische Willensbil-
dungs- und Vertretungsprozesse dort zu fördern, 
wo sie anders nicht möglich sind. 

Dabei ist die Orientierung an den demokra-
tischen Grundlagen unserer Gesellschaft  als Vor-
aussetzung für eine staatliche Förderung selbst-
verständlich. Dies kann aber nicht heißen, von 
Migrantenorganisationen diesbezüglich besonde-
re Erklärungen als eine Förderungsvoraussetzung 
zu verlangen. Für Migrantenorganisationen gel-
ten hier – wie für alle anderen auch – die gleichen 
Voraussetzungen, die erst dann in Frage zu stellen 
sind, wenn sich auf eine spezifi sche Organisation 
bezogen begründete Zweifel ergeben. Jede Mi-
grantenorganisation jedoch von vornherein un-
ter einen Generalverdacht zu stellen, wäre der 
Realität nicht angemessen und integrationspoli-
tisch ein fatales Signal.

Migrantenorganisationen sollten also dann 
eine Förderung erhalten – auch und vor allem 
eine strukturelle Förderung – wenn sie eine inte-
grationspolitische Orientierung haben und zur 
politischen Meinungsbildung, der politischen 
Handlungsfähigkeit des Einzelnen und zur In-
teressenvertretung beitragen. Welche weiteren 
Ziele sind aber zu fördern? Der Paritätische 
 Wohlfahrtsverband formuliert in seiner Expertise 
2012 die folgenden Ziele (DPWV Gesamtverband 
2012: 41):
(a) Unterstützung der gleichberechtigten Teilha-
be von Migrantinnen und Migranten in den rele-
vanten Bereichen des gesellschaftlichen Lebens 
(Bildung, Arbeitsmarkt, Gesundheit etc.) unter 
besonderer Berücksichtigung des Genderaspekts;
(b) Stärkung der Teilhabe und Partizipation von 
Migrantinnen und Migranten am gesellschaftli-
chen und politischen Leben, Aktivierung und 
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 Heranführung an bürgerschaftliches Engage-
ment;
(c) Förderung interkultureller Orientierung, Öff-
nung und des Dialogs (als zukunftsweisende 
 Aufgabe);
(d) Antidiskriminierung, Rassismus-, Extremis-
mus- und Gewaltprävention.
Die ersten beiden Ziele sind bereits weiter oben 
diskutiert worden, wobei beide Ziele eng mitein-
ander verbunden sind. Die Stärkung der politi-
schen Teilhabe erscheint jedoch vorrangig, da die 
unter Punkt (a) genannten Ziele in die regulären 
Förderprogramme einzubeziehen wären. Wie 
sieht es aber mit den beiden letztgenannten Zie-
len aus? Sind die hier genannten Aufgaben tat-
sächlich Kernaufgaben von Migrantenorganisa-
tionen? Zweifelsohne können und sollten sich 
Migrantenorganisationen solchen Zielen wid-
men, jedoch nicht mehr und nicht weniger als 
andere einschlägige Organisationen auch und 
unter den gleichen Voraussetzungen. Migranten-
organisationen können dann zu Experten für 
 interkulturelle Öffnung werden, wenn sie selbst 
Prozesse Interkultureller Öffnung durchlaufen 
haben und sich das notwendige Fachwissen, ein-
schließlich der Lehr- und Trainingskompetenz, 
angeeignet haben. Der reine Migrationshinter-
grund der Mitglieder ist dafür jedoch keine aus-
reichende Qualifi kation. Im Sinne einer mode-
rierenden Funktion und in der Rolle von Brücken-
bauern sind Migrantenorganisationen dennoch 
wichtige und unverzichtbare Partner für einen 
Interkulturellen Dialog. Ebenso können durch in-
terkulturelle Kooperationen Prozesse interkultu-
reller Öffnung bei Institutionen und Organisatio-
nen der Aufnahmegesellschaft initiiert und be-
gleitet werden. Auch hier gilt jedoch, dass die 
notwendige Qualität und Professionalität, ein-
schließlich der Refl ektion des eigenen Handelns, 
sichergestellt sein müssen. Der Migrationshinter-
grund als solcher ist noch kein ausreichendes 
 Förderkriterium. Ebenso ist Antidiskriminie-
rungs-, Rassismus-, Extremismus- und Gewaltprä-
vention Aufgabe von dafür qualifi zierten Organi-
sationen bzw. Aufgabe aller in einer demokra-
tischen Gesellschaft. Auch Migrantenorganisatio-
nen und ihre Mitglieder sind nicht frei von 
diskriminierenden Verhaltensweisen. Ein Migra-

tionshintergrund allein ist kein Kriterium für  
 Expertise in diesem so wichtigen und bedeuten-
den Handlungsfeld. Beide Ziele könnten also nur 
dann gefördert werden, wenn die entsprechende 
(Fach-) Expertise vorhanden ist. Aber auch hier 
würde gelten, was oben bereits angesprochen 
war: Auch hier wäre ein Förderung vorrangig aus 
den Töpfen zu prüfen, die auch für nicht-migran-
tische Organisationen zur Verfügung stehen.

Halm (2011) schlägt in Anlehnung an Put-
nams (1993) Analyse des Sozialen Kapitals von 
zivilgesellschaftlichen Organisationen folgende 
Ziele für eine staatliche Förderung von Migran-
tenorganisationen vor:
(a) Stärkung der individuellen Engagementvor-
aussetzungen;
(b) Stärkung der Fähigkeit von Migrantenorgani-
sationen, Engagement zu aktivieren (bonding so-
cial capital);
(c) Förderung interkultureller Kooperationen zwi-
schen Organisationen (linking social capital);
(d) Förderung der interkulturellen Öffnung deut-
scher Organisationen (bridging social capital).
Die Ziele (a) bis (c) entsprechen letztendlich den 
bereits diskutierten Förderzielen und bieten 
 wichtige Möglichkeiten, das nach Putnam so 
wichtige „bonding“ und „linking social capital“ 
von Migrantenorganisationen zu verstärken. 
Auch Halm erhebt die Forderung nach der Förde-
rung der interkulturellen Öffnung der deutschen 
Institutionen und sieht darin die Möglichkeit zur 
Stärkung des „bridging social capital“, auch hier 
müssten jedoch die oben diskutierten Kompeten-
zen sichergestellt sein.     

9. Thesen zur Förderung 
 von Migrantenorganisationen

Migrantenorganisationen sind wichtige Partner 
der Integrationsarbeit und Vermittler zwischen 
Aufnahmegesellschaft und Migrantinnen und 
Migranten. Sie  ermöglichen und fördern die 
 politische und gesellschaftliche Partizipation von 
Migrantinnen und Migranten. Die Organisation 
in Vereinen und Verbünden zur eigenen Interes-
senvertretung ist ein demokratisches Grundrecht 
und herausragendes Mittel der Interessenvertre-
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tung in einer pluralistischen Gesellschaft.  Dahin-
ter steht das Konzept einer offenen Gemeinschaft, 
in der sich jeder Mensch nach seinem freien Wil-
len entfalten, betätigen, engagieren und weiter-
bilden kann. Jede Person ist frei, sich mit anderen 
Menschen mit gleichen Zielen oder in gleicher 
Lage zusammenzufi nden, um so die eigenen so-
zialen und kulturellen Bedürfnisse in der Gesell-
schaft zu vertreten. Dies gilt selbstverständlich 
auch für alle Bürgerinnen und Bürger, sowohl mit 
als auch ohne Migrationshintergrund.

Migrantenorganisationen sind eine Form der 
Interessenvertretung entlang der ethnischen Her-
kunft, die für die Zusammenarbeit zwischen Staat 
und Zivilgesellschaft als auch der Zusammen-
arbeit von zivilgesellschaftlichen Organisationen 
untereinander neue Fragen aufwerfen.  Eine da-
von ist die Frage nach der staatlichen Förderung 
von Migrantenorganisationen als integrations-
politische Aufgabe. Dazu können folgende zehn 
Thesen formuliert werden:
(1) Migrantenorganisationen sind in ihrer diffe-
renzierten Vielfalt zu sehen. Eine Förderung kann 
sich nicht generell auf die Organisationsform als 
solche beziehen, sondern muss die jeweiligen 
 Ziele, die Verfasstheit als auch die Professionalität 
der jeweiligen Organisation in Betracht ziehen. 
Ein Migrationshintergrund der Mehrheit der 
 Mitglieder reicht als Fördergrundlage nicht aus.
(2) Je nach Ziel und Zweck der Migrantenorgani-
sation sind diese in die existierenden zielbezo-
genen Förderstrategien einzubeziehen. Eine Mi-
grantenorganisation, die sich beispielsweise mit 
Seniorenarbeit befasst, ist auch aus diesem Be-
reich heraus zu fördern und zu unterstützen. Nur 
bis zur Realisierung gleichberechtigter Teilhabe 
an den regulären Förderstrategien sind entspre-
chende Migrantenorganisationen übergangsweise 
aus integrationsspezifi schen Fördermitteln zu un-
terstützen.
(3) Migrantenorganisationen sollten dann eine 
Förderung erhalten – auch und vor allem eine 
strukturelle Förderung – wenn sie zur politischen 
Meinungsbildung und Interessenvertretung bei-
tragen und die politische Handlungsfähigkeit des 
Einzelnen erhöhen. Eine integrationspolitische 
Ausrichtung ist dabei selbstverständlich.

(4) Der Einbezug von Migrantenorganisationen 
in eine Regelförderung setzt voraus, dass gleich-
berechtigte Zugänge zu den entsprechenden För-
dermitteln sichergestellt werden. Gleichberech-
tigte Zugänge zu regulären Fördermöglichkeiten 
setzen die Qualifi zierung und Professionalisie-
rung von Migrantenorganisationen voraus. Auf-
gabe integrationsspezifi scher Fördermittel muss 
es dann sein, diese Qualifi zierung und Profes-
sionalisierung sicherzustellen. 
(5) Dies schließt die Erhöhung der individuellen 
Kompetenzen der jeweiligen Mitglieder von Mi-
grantenorganisationen zum bürgerschaftlichen 
Engagement mit ein. Nur wenn die Mehrheit der 
Mitglieder über solche Kompetenzen verfügt, kann 
auch die Organisation handlungsfähig sein.
(6) Zum anderen setzt ein gleichberechtigter Zu-
gang die interkulturelle Öffnung entsprechender 
Regelstrukturen als auch der Förderrichtlinien 
voraus. Migrantenorganisationen sollten dort ge-
fördert werden, wo sie zur Sicherstellung dieser 
Zugänge beitragen.
(7) Tandemprojekte sind grundsätzlich als ein gu-
ter Zwischenschritt zu unterstützen. Dabei müs-
sen jedoch ausdrücklich die Spezifi ka der Zusam-
menarbeit kritisch hinterfragt und überprüft wer-
den, um den gewünschten Qualifi zierungszweck 
auch tatsächlich zu erreichen.
(8) Zusätzlich sind Projekte und Maßnahmen zu 
fördern, die zur Qualifi zierung und Professio na li-
sierung von Migrantenorganisationen beitragen. 
(9) Regionale Beratungs-/Unterstützungsbüros 
für Migrantenorganisationen sind zu fördern und 
aufzubauen, die Migrantenorganisationen bei 
ihrem Qualifi zierungs- und Professionalisierungs-
prozess begleiten und unterstützen. Dabei muss 
ein potenzielles Konkurrenzverhältnis zwischen 
beratender Institution/Träger und Migranten or ga-
nisation berücksichtigt und kontrolliert werden.
(10) Interkulturelle Öffnung muss grundsätzlich  
die Aufgabe von Integrationspolitik sein. Nicht 
der Migrationshintergrund einer Organisation 
kann hier das ausschlaggebende Kriterium sein, 
sondern die jeweilige Expertise.
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Katholischer Nationalkatholizismus und funktionale Integration. 

Die kroatischen Gemeinden in Deutschland

Jenni Winterhagen

Zusammenfassung

In den Migrantengemeinden der Katholischen 
 Kirche in Deutschland bilden sich besondere 
 „Seelsorgekulturen“ heraus. Sie entstehen im 
Wech selspiel von Einwanderungskontext, Orts- 
und Herkunftskirche. Der Beitrag zeigt dies am 
Beispiel der kroatischen Gemeinden in der BRD. 
Zentrale These ist, dass die kroatischen Gemein-
den eine heimatbezogene und nationalistische 
Identität vermitteln, funk tional aber erfolgreich 
für die Integration in Deutschland gearbeitet ha-
ben. Die großzügige Ressourcenausstattung der 
katholischen „Missionen“ schuf gute Vorausset-
zungen für den Erfolg dieser Arbeit. Die katholi-
sche Migrantenseelsorge ist lange Zeit von der 
Wissenschaft kaum beachtet worden. Der Blick 
auf sie kann die Debatte um Einwandererreli gio-
nen in der Bundesrepublik, die sich fast aus-
schließlich auf den Islam konzen triert hat, erwei-
tern und klären. 

1. Einleitung

Die Katholische Kirche bietet großen katholi-
schen Einwanderergruppen muttersprachliche 
Seelsorge an: 2012 gab es auf dem Gebiet der Bun-
desrepublik Deutschland ungefähr 400 Migran-
tengemeinden, die in 31 verschiedenen Sprachen 
seelsorgerisch tätig waren. Die zugewanderten 
Gläubigen und ihr kirchliches Personal füllen die 
Strukturen, die die deutschen Diözesen zur Ver-
fügung stellen, unterschiedlich aus. Besondere 
„Seelsorgekulturen“ und Integrationsbilder ent-
stehen im Wechselspiel von Einwanderungskon-

text, Orts- und Herkunftskirche (vgl. Winterha-
gen/Thränhardt 2012). Der Beitrag zeigt dies am 
Beispiel der kroatischen Gemeinden in der BRD, 
in der 2011  94 Priester arbeiteten – nur in der 
polnischen Seelsorge waren es mehr (Nationaldi-
rektor für die Ausländerseelsorge im Sekretariat 
der Deutschen Bischofskonferenz 25.7.2012). Zu-
erst führt er in die Migrantenseelsorge allgemein 
ein, um anschließend die Bedeutung der kroa-
tischen Gemeinden für die kroatischstämmige 
Bevölkerung in der Bundesre publik Deutschland 
und deren Besonderheiten herauszuarbeiten. 
Zentrale These des Beitrags ist, dass die kroati-
schen Gemeinden eine heimatbezogene Identität 
vermitteln, funktional aber sehr erfolgreich für 
die Integration gearbeitet haben. 

Empirische Grundlage sind qualitative Inter-
views, die die Autorin 2008 und 2009 in den Diö-
zesen Rottenburg-Stuttgart und Berlin geführt 
hat, darunter 13 Fachinterviews mit kroatischen 
und deutschen Priestern, kirchlichen Angestell-
ten und kroatischen Sozialarbeiterinnen und -ar-
beitern. Hinzu kommen 16 biographische Inter-
views mit freiwillig engagierten und mit einfa-
chen Mitgliedern der kroatischen Gemeinden, 
wobei es sich um Personen mit eigener Migra-
tionserfahrung handelt, und viele Hintergrund-
gespräche, darunter mehrere mit der zweiten Ein-
wanderergeneration. Zusätzlich wurde eine Viel-
zahl kirchlicher Dokumente, Publikationen und 
Webseiten der kroatischen Seelsorge analysiert.1

Vorangestellt sei der Hinweis, dass  die Mi-
grantengemeinden nicht nahtlos in die Debatte 
um Migrantenorganisationen passen. Zwar lassen 
sich die Gemeinden im intermediären Bereich 
zwischen Staat, Markt und Privatem verorten und 

1 Die empirische Forschung wurde im Rahmen meines Dissertationsprojektes an der International Graduate School of Social Sciences der 
Universität Bremen durchgeführt. Die Dissertation wird Ende 2013 als Buch erscheinen.
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gehören somit zum Dritten Sektor. Vorwiegende 
Handlungslogiken sind für Migrantenorganisa-
tionen und -gemeinden Sinnstiftung und Solida-
rität, womit sie sich von staatlich-machtorien-
tiertem und unternehmerisch-profi torientiertem 
Handeln abgrenzen (vgl. Zimmer et al. 2007: 16). 
Die Wissenschaft behandelt unter dem Titel Mi-
grantenorganisationen jedoch meist eine Unter-
gruppe im Dritten Sektor, die Heinz-Dieter Horch 
als freiwillige Organisationen bezeichnet.2 Diese 
verfügen über demokratische Entscheidungs-
strukturen und ihre wesentliche Ressource ist die 
unentgeltliche Mitarbeit von Mitgliedern (vgl. 
Braun 2001: 78). Die katholischen Migrantenge-
meinden gehören jedoch einer nicht-demokrati-
schen Organisation an und verfügen als Teil der 
Diözesen, die das deutsche Steuerrecht begüns-
tigt, über erhebliche Ressourcen. 

2. Die Migrantenseelsorge 

Als Seelsorge oder Pastoral bezeichnet man den 
Tätigkeitsbereich von Priestern. Sie begleiten, be-
raten und unterstützen Menschen in Lebens- und 
Glaubensführung, sie halten Gottesdienste, pre-
digen, spenden Sakramente und geben Glaubens-
inhalte weiter. Die Migrantenseelsorge, seit der 
Jahrtausendwende auch muttersprachliche Seel-
sorge genannt, ist eine besondere Pastoral für ein-
gewanderte Menschen und ihre Kinder. Dabei ist 
sie keine Erfi ndung des 20. Jahrhunderts, sondern 
hat sich über mehrere Jahrhunderte entwickelt 
und ist theologisch fundiert. Damit erkennt die 
Katholische Kirche an, dass Glaube und Kultur – 
verstanden im breiten Sinne – sich durchdringen: 
Menschen leben ihren Glauben in Sprache, kul-
turspezifi schen Traditionen und Symbolen (vgl. 
Fernández Molina 2005; Deutsche Bischofskon-
ferenz 2003). 

Richten wir unseren Fokus auf die Zeit der 
Anwerbepolitik in der Mitte des 20. Jahrhunderts. 
Die Bundesrepublik Deutschland schloss die ers-

ten Anwerbeabkommen mit den vorwiegend 
 katholisch geprägten Staaten Italien (1955) und 
Spanien (1960), später kam Jugoslawien (1968) 
hinzu, aus dem katholische Kroatinnen und 
 Kroaten einwanderten. Für die katholischen Diö-
zesen, in denen nur vereinzelt Migrantengemein-
den bestanden, stellte sich die Frage, wie sie die 
Neuankömmlinge seelsorgerisch betreuen soll-
ten.3 Sie entschlossen sich, Strukturen für eine 
Seelsorge in den jeweiligen Herkunftssprachen 
einzurichten. Diese Ausländergemeinden wurden 
als „Missionen“ bezeichnet.4 Heute wie damals 
bezahlen die Diözesen die Priester und rekrutie-
ren sie vorwiegend in den Herkunftsländern. Da-
bei stellt die muttersprachliche Seelsorge ein zu-
sätzliches Angebot der Diözesen dar. Katholikin-
nen und Katholiken sind automatisch Mitglied 
der Ortsgemeinde, in der sie ihren Wohnsitz ha-
ben, und können am dortigen, deutschsprachi-
gen Leben teilhaben. 

Quantitativ war die Einwanderung für den 
deutschen Katholizismus wichtig. Nach Angaben 
der Deutschen Bischofskonferenz (DBK) haben 
circa fünf Millionen Katholikinnen und Katholi-
ken einen Migrationshintergrund, also ein Fünf-
tel aller Katholiken. Nach einer repräsentativen 
Umfrage unter Jugendlichen haben mehr als 
20 Prozent der jungen Katholiken in Deutschland 
einen Migrationshintergrund. Sie sind deutlich 
religiöser als Jugendliche ohne Migrationshinter-
grund (KFN 2010).  

3. Die Bedeutung der Seelsorge für 
 die kroatischen Eingewanderten 

In Deutschland leben circa 340.000 Menschen 
mit kroatischem Migrationshintergrund (Statis-
tisches Bundesamt 2011). Die kroatische Delega-
tur – eine Art „Koordinationsstelle“ der Migran-
tengemeinden – geht von circa 300.000 kroa-
tischstämmigen Katholiken aus. Es gibt 95 kroati-
sche Gemeinden, in denen insgesamt 97 Priester, 

2 Vgl. u. a. Thränhardt (1989); Thränhardt/Hunger (2000); Hunger (2004; 2012); Pries (2010).
3 Heute spricht man in der Regel von seelsorgerischer Begleitung, um die Mündigkeit der Laien zu betonen. Für das Seelsorgeverständnis 

der damaligen Zeit ist der Begriff der Betreuung jedoch zutreffend.
4 Dieser Begriff stammt aus der italienischen Auslandsseelsorge und zielt nicht auf die Mission „Nichtgläubiger“.
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61 pastorale Mitarbeiter und  32 Sekretäre arbei-
ten (Kroatische Delegatur). 

Die Zugehörigkeit zur Katholischen Kirche 
spielt unter den kroatischen Eingewanderten eine 
wichtige Rolle. Kroatische Jugendliche weisen Re-
ligion in ihrem Leben eine hohe Bedeutung zu 
(KFN 2010).5 Illustriert werden kann das mit 
 Aussagen deutscher Geistlicher aus den Inter-
views. Der Fachreferent einer Diözese charakte-
risiert die kroatische Gemeinden als „jung […], 
vital, lebendig, vielfältig. (Pause). Beeindruckend“ 
(Fachinterview 2009).  Ein deutscher Pfarrer er-
zählt über eine kroatische Nachbargemeinde: 
„Die Kroaten erlebe ich als ganz stark verwurzelt 
in ihrem Glauben. Zugleich gibt es eine starke 
Verbindung, manchmal auch Vermischung, von 
Kirchenzugehörigkeit, Glaubensbewusstsein und 
Nationalbewusstsein. [...] Ich erlebe sie gleichzei-
tig von einer festen Frömmigkeit. [...] Besonders 
in der jüngeren Generation kann ich manchmal 
nur neidisch hinschauen, wie viel jüngere Leute, 
auch Männer, im Gottesdienst sind, das ist wirk-
lich toll“ (Fachinterview 2009). 

Die kroatischen Priester erreichen viele Men-
schen. Geht man davon aus, dass mindestens 
1.000 verschiedene Personen zumindest einmal 
im Jahr den Gottesdienst einer kroatischen Ge-
meinde besuchen – so ergibt das circa 100.000 
Personen.6 Dies wären knapp 30 Prozent der 
 Personen in Deutschland mit kroatischem Migra-
tionshintergrund. Gehen wir davon aus, dass jede 
Mission einen Kern von circa zehn Personen hat, 
die sich aktiv einbringen, so gibt es bundesweit 
ca. 1.000 Personen, die das kroatische Gemeinde-
leben gestalten und organisieren.7 Diesen stehen 
Räume und Hauptberufl iche zur Verfügung, sie 
sind durch die Priester untereinander und mit der 
kroatischen Bischofskonferenz vernetzt. Keine 
kroatische beziehungsweise kroatisch-jugoslawi-
sche Migrantenorganisation kann eine derartige 
Infrastruktur, Organisationsmöglichkeit und 

Reichweite vorzeigen. Nur die Migrantenseelsor-
ge begleitet seit Beginn kroatische Einwanderung. 
Ihre Bedeutung ist für die kroatischen Eingewan-
derten zentral. Sie prägte das Integrationsmuster 
der kroatischen Bevölkerungsgruppe mit. 

4. Die Gemeinden und ihre 
 Integrationswirkung

Fragt man nach der Integrationswirkung der 
 kroatischen Seelsorge, so ist zunächst festzustel-
len, dass sich deren Funktion seit den 1960er Jah-
ren geändert hat. Zu Beginn leisteten die Pfarrer 
Pionierarbeit in der Vernetzung der Landsleute. 
Denn beim „Aufbau einer neuen Mission steht 
der Missionar vor der schwierigen Aufgabe, die 
Landsleute erst einmal zu fi nden“ (Gottlob 1978: 
146). Dazu fuhren sie von Ort zu Ort, befragten 
deutsche Priester und bauten Adresskarteien auf. 
Die Gemeinden entwickelten sich zu wichtigen 
Treffpunkten, zu denen zuerst junge Arbeits-
migranten und -migrantinnen kamen, die sich in 
der neuen Umgebung orientieren mussten. Spä-
ter kamen Familien, für die die Gemeinden bald 
eine Vielzahl von Freizeitaktivitäten von Folklore 
über Kirchenchor und Musikunterricht bis hin 
zum Fußball anbieten. Die Gemeinden organisie-
ren Wallfahrten und Ausfl üge in Deutschland 
oder in die Heimat. Filme werden gezeigt und die 
meisten kroatischen Missionen können kroati-
sches Fernsehen empfangen. Seit der Jahrtau-
sendwende gibt es in einigen Diözesen Reform-
prozesse, die auch die Migrantenseelsorge betref-
fen.8 Diese zeitliche Dynamik – dieser ständige 
„Prozess der Adaption, des Abarbeitens von Pro-
blemen“ (Thränhardt in diesem Band) – kann der 
vorliegende Artikel nur bedingt auffangen und 
stellt ihre Funktion in gewisser Weise schema-
tisch dar. 

5 Dabei handelt es sich um katholische Jugendliche mit jugoslawischem Hintergrund. Man kann davon ausgehen, dass es sich vorwiegend 
um kroatische und nur in geringer Zahl um slowenische Jugendliche handelt. 

6 Dies ist eine konservative Schätzung. Da viele kroatische Gemeinden, insbesondere in großen Städten, mehrere Sonntagsgottesdienste 
in verschiedenen Kirchen abhalten, erreichen diese häufi g 1.000 Gottesdienstbesucher an einem Sonntag allein. In Berlin beispielsweise 
schätzte der kroatische Pfarrer die durchschnittliche Zahl der Gottesdienstbesucher sonntags auf 2.000 Personen. 

7 Dies entspricht der durchschnittlichen Zahl der Pastoralräte in den kroatischen Gemeinden im Großraum Stuttgart (Hrvatske katoličke 
zajednice 2013). 

8 Vgl. u .a. Deutsche Bischofskonferenz (2003); Deutsche Bischofskonferenz (2013); Diözesanrat Rottenburg-Stuttgart (Juni 2001).
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Gleichzeitig stellt sich die Frage, wie „Inte-
gration“ defi niert und operationalisiert wird. In 
Anlehnung an Hartmut Esser lassen sich struk-
turelle, soziale, emotionale und kulturelle Inte-
grationsdimensionen unterscheiden. Deren Defi -
nition und Operationalisierung werden im Fol-
genden erläutert und jeweils auf das Beispiel der 
kroatischen Seelsorge bezogen. Die kulturelle Di-
mension – häufi g operationalisiert als das Erler-
nen der deutschen Sprache – wird nicht behan-
delt, da in den Gemeinden grundsätzlich kroa-
tisch gesprochen wird. 

4.1 Kroatische Gemeinden unterstützen   
 strukturelle Integrationsprozesse

Strukturelle Integration  bezeichnet „die Besetzung 
von Positionen in verschiedenen Funktionssyste-
men, etwa im Bildungsbereich und vor allem auf 
dem Arbeitsmarkt, sowie die Inanspruchnahme 
gewisser Rechte“ (Esser 1986: 22). Die These, dass 
die Gemeinden die strukturelle Integration för-
dern, beruht auf der Annahme, dass die Priester 
und das kirchliche Personal nicht nur im engen 
Sinne seelsorgerisch, sondern auch sozialarbei-
terisch tätig sind. 

Seit Anfang der 1970er Jahre arbeiten etwa 
80 kroatische Priester in der Bundesrepublik 
Deutschland, von denen in einer 1976 durchge-
führten Umfrage 77 Prozent angaben, mindes-
tens ein Viertel ihrer Arbeitszeit für weltliche Fra-
gen und Sorgen der Gemeindemitglieder zu ver-
wenden. Knapp die Hälfte verbrachte mindestens 
50 Prozent ihrer Arbeitszeit mit diesen Aufgaben 
(vgl. Gottlob 1978: 101, 291). Diese Arbeit illus-
triert ein Zitat aus dem Jubiläumsband der kroa-
tischen Gemeinde Berlin von 1989, in dem ein 
Gemeindemitglied schreibt: „Priester und Schwes-
tern, Sekretärinnen und Sozialarbeiter nehmen 
sich der Arbeiter und Arbeiterinnen an, ihren Fa-
milien und Kindern. [Sie kümmern sich] nicht 
nur um die Seele, sondern auch um den Körper. 
[...] Wie viele dieser ,Fälle‘ gehen durch ihre Hän-
de? Wie viele Obdachlose wurden versorgt, Ar-

beitslosen eine Arbeit gefunden, Kranke besucht, 
Verstrittene versöhnt? Sie begleiteten uns zu den 
Ärzten. Sie schützten und vertraten unsere Rech-
te im Senat. Sie haben unsere Aufenthalts-
erlaubnisse geregelt. Unverständliche ,Papiere‘ 
ausgefüllt. Mit uns vor der Ämtern gewartet“ 
(Marović/Aračić 1989: 31). Integration heißt hier 
konkret die Integration in den Wohnungs- und 
Arbeitsmarkt, in das Gesundheitssystem und die 
Sicherung eines legalen Aufenthaltsstatus. 

Bis Ende der 1990er Jahre unterstützten So-
zialarbeiter der Caritas die Priester, da die staat-
lich fi nanzierte Migrantensozialarbeit der Wohl-
fahrtsverbände ebenfalls national organisiert war 
(vgl. Thränhardt/Puskeppeleit 1990; Europäisches 
Forum für Migrationsstudien 2001). Häufi g hat-
ten die Sozialarbeiter ihren Sitz in den Gemeinde-
räumen. Ein Sozialarbeiter erzählt: „Wir haben 
damals sehr eng mit der kroatischen Mission zu-
sammengearbeitet, vielerorts gab es sogar die 
 Büros im selben Gebäude, hier war das auch so. 
Jahrelang, das Pfarrbüro war zugleich auch Sozial-
büro. Obwohl ich immer bei der Caritas war und 
nicht beim Bistum, die Leute haben das gar nicht 
unterschieden“ (Fachinterview 2008). In der Ber-
liner Gemeinde arbeiteten 1989 beispielsweise 
vier hauptamtliche Mitarbeiter der Caritas. Zu je-
ner Zeit suchten dort im Jahr durchschnittlich 
3.100 Personen um Rat (vgl. Marović/Aračić 1989: 
73).9 Geht man von circa 30.000 Jugoslawinnen 
und Jugoslawen in Westberlin aus, so suchte jede/
jeder zehnte Jugoslawin/Jugoslawe im Jahr Rat 
bei der Caritas (vgl. Schedlich/Gieschler 1987: 9). 
Da man davon ausgehen muss, dass die Katho-
likinnen und Katholiken eher den Weg in die 
Mission fanden als die muslimischen oder serbi-
schen Jugoslawinnen und Jugoslawen, so ist die 
Zahl für die Kroatinnen und Kroaten höher. 1988 
lebten nach Angaben der Mission circa 9.000 Kroa-
tinnen und Kroaten und 1.000 Sloweninnen und 
Slowenen in der Stadt (vgl. Marović/Aračić 1989: 
56). Hätten ausschließlich Kroatinnen und Kroa-
ten die Beratung in Anspruch genommen, ent-
spräche das fast jedem Dritten. 

9 Unklar ist bei dieser Zahl, ob Personen, die mehrfach die Beratungsstelle aufsuchten, auch mehrfach gezählt wurden. 
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Zu den Angestellten der Caritas kommen 
drei Priester, fünf Ordensschwestern und eine 
 Sekretärin, sodass insgesamt 13 Personen in den 
damals noch großen Gemeinderäumen in Berlin 
arbeiteten. Den Gemeindemitgliedern stand ein 
stattliches hauptamtliches Personal mit Rat und 
Tat zur Seite, die über eigene Räumlichkeiten und 
fi nanzielle Ressourcen verfügten. 

Zusätzlich boten die Gemeinden vielfältige 
Freizeitangebote, die Möglichkeit, sich zu vernet-
zen und eine Jugendarbeit, die über die Katechese 
weit hinausging. So erzählt ein Berliner Kroate, 
der als Kind eingewandert war, von seiner Jugend 
in der Gemeinde in den 1980er Jahren: „Wir 
 hatten drei Chöre, drei Mandolinengruppen, ein 
Jugendorchester, in dem 100 oder 150 Kinder 
spielten. Also war alles sehr aktiv, und keiner frag-
te nach jedem Cent“ (Interview 2009). Mittler-
weile müssen die Diözesen vermehrt einsparen 
und umstrukturieren. Auch fragt die dritte kroati-
sche Generation in der Bundesrepublik Deutsch-
land die Angebote nicht mehr so stark nach wie 
die zweite. Aber weiterhin organisieren die Ge-
meinden neben den seelsorgerischen Angeboten 
Jugend- und Freizeitangebote. In der Stuttgarter 
Gemeinde gibt es beispielsweise vier Folklore-
gruppen und zwei Chöre (Hrvatske katoličke 
 zajednice). Zur Zeit der  Feldforschung 2009 bot 
ein aktives Gemeindemitglied Klavierunterricht 
an, in der Berliner Gemeinde hat der Priester eine 
Franziskaner-Jugend gegründet. 

Dass die kroatischen Gemeinden den Ein-
gewanderten ein vielfältiges und umfassendes 
Angebot bieten konnten, hat verschiedene Grün-
de. Da ist die hohe Religiosität der Eingewander-
ten und ihr Vertrauen in die Priester (vgl. Gottlob 
1978), die Konkurrenz zwischen jugoslawischen 
und kroatischen Organisationen, die weitgehen-
de Einigkeit unter den Priestern in einer mehr 
oder minder radikalen Opposition zum kommu-
nistischen Regime in Jugoslawien, die Möglich-
keit, bis in die 1990er Jahre hinein relativ prob-
lemlos kroatische Priester aus Jugoslawien rekru-
tieren zu können, während der Priesternachwuchs 
aus Italien und Spanien bereits spärlich wurde. 

4.2 Die kroatischen Gemeinden blockieren   
 emotionale Integrationsprozesse 

Versteht man emotionale Integration als die Iden-
tifi kation als deutsch, so wirken die kroatischen 
Gemeinden als Integrationsblockade. Dies rührt 
daher, dass der kroatische Katholizismus stark na-
tional geprägt ist und sich die Kirche im Jugosla-
wien der 1970er Jahre zusätzlich nationalisierte 
(vgl. Perica 2002; Bremer 2008). Darüber hinaus 
spielt der Franziskaner-Orden in der Auslands-
seelsorge eine wichtige Rolle. So gehörten 2009 
ungefähr die Hälfte der kroatischen Priester in der 
Bundesrepublik zum Franziskaner-Orden, zu Be-
ginn waren es ungefähr zwei Drittel (Buchenau 
2006: 151; Kroatische Delegatur). Der Orden gilt 
als äußerst konservativ und nationalistisch (Bu-
chenau 2006: 67). Aufgrund der nationalistischen 
Orientierung kommt es in den Migrantengemein-
den zu Ausschlussprozessen, insbesondere gegen-
über kroatisch-jugoslawischen „Mischehen“. So 
erzählt eine kroatische Einwanderin, dass sie 
nach ihrer Heirat eines Serben in der kroatischen 
Gemeinde nicht mehr willkommen war. Mit den 
jugoslawischen Sezessionskriegen erreichte diese 
nationale Orientierung ihren Höhepunkt, damals 
wandelten sich die Gemeinden in Güterum-
schlagplätze und „logistische Zentren“ (Ott 2002: 
10): Kleidung wurde sortiert, Spenden gesammelt 
und LKWs beladen. 

Der bereits zitierte Berliner Kroate schrieb 
1989 über das kulturelle Angebot der Berliner Ge-
meinde:

„Wenn wir nicht in die Heimat fuhren, feier-
ten wir im Zentrum. Im großen Saal. Die Jugend 
hatte ihre Räume. [...] Jedes Wort der ‚Experten‘ 
haben wir aufgesaugt. Über Sprache und Litera-
tur, über die Bibel und das Christentum, über die 
Ehe und die Familie, über die Auswanderer und 
ihr Schicksal, das wir erlebten und erleben. Wir 
freuten uns über die regelmäßigen und unregel-
mäßigen Besucher, die uns von den ‚Baustellen‘ 
zu den Fabriken des Geistes, in die Werkstätten 
des Verstandes und des Herzens führten. Geführt 
haben sie uns bei der Hand durch das Blumenfeld 
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der kroatischen Kultur, durch die Geschichte der 
Christenheit, des Glaubens und der Nation. [...] 
Dort haben wir uns erkannt als Volk und als Kir-
che, als Gemeinschaft derer, die glaubt. [...] Sie 
haben uns gelehrt, das zu schätzen, was wir sind. 
Sie haben uns dazu angeregt, uns nicht zu schä-
men der Mutter Heimat und der Mutter Kirche, 
dass wir nicht vergessen unsere leibliche Mutter, 
die allein hinter sieben Bergen geblieben ist“ 
(Marović/Aračić 1989: 31). 

Die Vermittlung von Selbstbewusstsein, kul-
tureller Identität und dadurch Handlungsfähig-
keit – neben Alltagswissen und Interessenver-
tretung die dritte Komponente von Binneninte-
gration im Sinne von Georg Elwert – geht im 
kroa tischen Fall mit einer Nationalisierung ein-
her (vgl. Elwert 1982). Priester und kirchliches 
Per sonal betreiben in den Gemeinden gezielte 
Identitätskonstruk tion. Eine Identifi kation als 
(auch) Deutsch, die Aufgabe des kroatischen 
 Passes zugunsten des deutschen, des Rückkehr-
gedankens zugunsten  einer langfris tigen Lebens-
planung in der Bundesrepublik Deutschland pas-
sen nicht in die nationale Logik. 

4.3 Die Gemeinden fördern soziale 
 Integrationsprozesse nicht

Kontakte zwischen den deutschsprachigen und 
kroatischen Gemeinden bleiben selten, auch da 
für die „Ausländergemeinden“ häufi g eigene 
Räumlichkeiten angemietet wurden. Wenn es Ko-
operationen zwischen deutschsprachigen Ge-
meinden und Missionen gibt, entstehen diese 
zufällig oder begrenzen sich auf Feiertage. 1975 
führten die Kirchen den „Tag des ausländischen 
Mitbürgers“ ein.10 Doch die Zusammenarbeit an 
Feiertagen führte nicht zu nachhaltigen Begeg-
nungen. So beschreibt ein Dekanatsreferent, wie 
er in den 1990er Jahren bei den Gemeindefesten 
im Nordwesten Baden-Württembergs die Migran-
tengemeinden wahrgenommen hat: 

„Beim Gemeindefest, da haben die Italiener 
einen Stand gehabt, die Spanier, die Kroaten, 
meistens Essen. (Lacht) Ja, das sehe ich heute 

auch anders. […] Ich fi nde, da reduziert man die 
jeweilige Nationalität auf ein Nationalgericht 
und es ist noch kein Gespräch zustande gekom-
men. Sondern die machen ihre Paella und die an-
deren machen ihre Pizza oder ihre Čevabčići. 
Dann ist es gut und beim nächsten Gemeinde -
fest laden wir die wieder ein. Aber passiert ist da 
noch nichts“ (Fachinterview 2009).

Passiert ist, so die implizite Kritik, keine 
konti nuierliche Begegnung auf der Basis des ge-
teilten Glaubens, in der Unterschiede darin, wie 
man Christentum versteht und lebt, auch kon-
trovers diskutiert werden können. Die unter-
schiedliche Schichtzugehörigkeit der eingesesse-
nen und zugewanderten Menschen erschwert die 
Kontaktaufnahme. Während die deutschsprachi-
gen Katholikinnen und Katholiken im Laufe 
der  Jahrzehnte verstärkt aus der bürgerlichen 
 Mittelschicht kommen, sind die zugewanderten 
als Arbeiter angeworben worden beziehungswei-
se stammen aus Arbeiterfamilien (vgl. Miehle 
2006: 92). 

Versteht man soziale Integration als Kontakt 
zu „Deutschen“, sind die Migrantengemeinden 
kein Motor der sozialen Integration. Für den lang-
jährigen Ausländerreferenten der Diözese Lim-
burg Herbert Leuninger sind die Missionen eine 
„Nebenkirche“ (Leuninger 1987) und für die 
Theologin Monika Scheidler gar ein „Alibi“ für 
den deutschsprachigen Klerus und die deutsch-
sprachigen Gemeinden, „sich mit den Arbeitsmi-
granten, Aussiedlern und Flüchtlingen ... nicht 
näher beschäftigen zu müssen“ (Scheidler 2002: 
114). 

4.4 Sozialdaten zeigen gute strukturelle   
 Integration und wenig Einbürgerung

Die dargelegten Thesen bleiben auch mit Blick 
auf die vorhandenen Sozialdaten von kroatischen 
Menschen mit Migrationshintergrund in der 
Bundesrepublik Deutschland plausibel. Drei Vier-
tel der Menschen mit kroatischem Migrations-
hintergrund haben einen Schulabschluss, womit 
sie gut zwölf Prozent über der gesamten Perso-

10 Dieser wurden von den Kirchen initiiert, mittlerweile trägt die Initiative den Namen „Interkulturelle Woche“.
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nengruppe mit Migrationshintergrund liegen. Im 
Vergleich zu anderen „klassischen“ Einwanderer-
nationen hat die kroatische Gruppe den größten 
Anteil an Personen mit einem Realschulabschluss 
oder der (Fach-)Hochschulreife (Statistisches Bun-
desamt 2010). 

Die Schulstatistik zeigt, dass die kroatischen 
Jugendlichen im deutschen Bildungssystem er-
folgreich sind. Schülerinnen und Schüler mit 
kroatischer Staats bürgerschaft besuchten 2003 zu 
17,4 Prozent das Gymnasium.11 Dies ist deutlich 
mehr als der Durchschnitt der ausländischen 
Jugendlichen, der bei 9,6 Prozent lag. 15,5 Pro-
zent der kroatischen Schülerinnen und Schüler 
besuchten die Realschule, sechs Prozentpunkte 
mehr als der ausländische Durchschnitt (BMBF 
2004).12 Dieser positive Trend zeigt sich auch in 
Hinsicht auf  berufl iche Bildungsabschlüsse in der 
kroatischen Einwanderergruppe und die Erwerbs-
tätigkeit. Frauen mit kroatischem Migrationshin-
tergrund sind gut ausgebildet und häufi g berufs-
tätig (vgl. Statistisches Bundesamt 2010). Die Ar-
mutsgefährdungsquote bei Menschen mit kroa ti-
schem Migrationshintergrund liegt bei 14,9 Pro-
zent und damit nur leicht über dem Bundes-
durchschnitt und weit unter dem „migranti-
schen“ Schnitt  (26,2).13 Gleichzeitig ist der Anteil 
der Menschen mit kroatischem Hintergrund, die 
mit kroa tischem Pass in der Bundesrepublik le-
ben, mit 60 Prozent vergleichsweise hoch (Sta-
tistisches Bundesamt 2011).14

So ist der kroatischen Einwanderergruppe 
ein mit sozialer Aufwärtsmobilität verbundener 
Integrationsprozess gelungen, der mit der Bei-
behaltung der kroatischen Staatsbürgerschaft ein-
hergeht. Dieses Integrationsmuster mag verschie-
dene Ursachen haben. Für die soziale Lage ist 
wichtig, dass die kroatische Gruppe vergleichs-
weise gut gebildet in die Bundesrepublik kam. So 
hatten nach dem jugoslawischen Zensus 1971 
von den jugoslawischen Arbeitsmigranten im 
Ausland über 40 Prozent die achtjährige Schul-
ausbildung und 22 Prozent eine weiterführende 

Schule abgeschlossen (vgl. Baučić 1974). Knapp 
ein Drittel kam als Facharbeiter in die Bundes-
republik (vgl. Jamin 1998). In Bezug auf die 
Staatsbürgerschaft ist zu berücksichtigen, dass 
Kroatien voraussichtlich der Europäischen Union 
beitreten wird und dann eine Doppelstaatsbür-
gerschaft möglich ist. Gleichzeitig ist es plausibel 
zu argumentieren, dass die kroatischen Gemein-
den mit ihren Ressourcen und ihrem National-
katholizismus das Integrationsmuster entschei-
dend mitgeprägt haben. 

5. Weitere Forschung muss die subjektive  
 Integrationswahrnehmung erfassen

Dieser Beitrag portraitiert die kroatische Seelsorge 
in der Bundesrepublik und fragt nach ihrer Funk-
tion im Integrationsprozess der kroatischen Men-
schen in der Bundesrepublik. Gezeigt wurde die 
Bedeutung der Migrantengemeinden und ihre 
ambivalente Rolle: Sie stützen strukturelle Inte-
grationsprozesse durch praktische Lebenshilfe 
und Vernetzung und betonen gleichzeitig kroa-
tische Identität und Zugehörigkeit. Sie suchen 
wenig Kontakt zu deutschsprachigen Ortsgemein-
den, die wiederum auch wenig Interesse an den 
„Ausländergemeinden“ zeigen.  

Im Forschungsinteresse standen Gemeinden, 
die den Eindruck erweckten, Knotenpunkt stabi-
ler sozialer Beziehungen zu sein. Interviewpart-
ner erschienen als gut „integriert“ in Familie und 
soziale Gemeinschaft, verankert in Religiosität 
und Weltbild. Um dies zu erfassen, muss man 
emotionale und soziale Integration sorgfältiger 
operationalisieren und die subjektive Perspektive 
einbeziehen. Als Anregung kann die Umfrage 
„Deutsche Zustände“ dienen. Diese erfasst emoti-
onale und soziale Integration mit Fragen, ob die 
soziale Umwelt als solidarisch und fair wahrge-
nommen wird, ob man Unterstützung für die 
persönliche Entwicklung erfährt und wie man die 
eigenen Einfl ussmöglichkeiten wahrnimmt (vgl. 

11 Dies ist das letzte Jahr, in dem die Statistik nach Nationalität differenziert. 
12 Von den Schülerinnen und Schülern mit deutscher Staatsbürgerschaft besuchten 25 Prozent das Gymnasium, 14 Prozent die Realschule.
13 Als armutsgefährdet gelten in Deutschland jene Menschen, deren verfügbares Einkommen weniger als 60 Prozent des Durchschnitts-

einkommens beträgt. Bezugsgröße ist der Bundesmedian.
14 Vergleich türkische Gruppe: 47 Prozent, migrantischer Schnitt: 35 Prozent.
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Endrikat et al. 2002). Anzunehmen ist, dass aus 
dieser Perspektive die Einbindung in die Migran-
tengemeinden für viele sozial und emotional „in-
tegrativ“ ist. Für manche Gesprächspartner der 
zweiten Generation erwies sich die konservative 
nationalkatholische Gemeinschaft allerdings als 
zu eng. Einbindung schlägt in „negative Starr-
heit“ (Bohle et al. 1997: 29) um, aus der einige 
schließlich ausbrechen. 

Weitere Forschungsarbeiten, die einen so 
skizzierten Integrationsbegriff verwenden, sind 
notwendig, um die Integrationswirkung der Mi-
grantenseelsorge zu erfassen. Bisher hat diese we-
nig Aufmerksamkeit erfahren. Nach der für dieses 
Thema zentralen Dissertation von Bernd Gottlob 
Mitte der 1970er Jahre sind nur vereinzelte Arbei-

ten erschienen, darunter eine Studie zu kirchen-
rechtlichen Fragen (Fernández Molina 2005), 
eine studentische Projektarbeit (Lofi nk und 
Schmied 2004) und theologische Arbeiten 
(Scheidler 2002; Scheidler, Hofrichter und Kiefer 
2010). Im Vergleich zu der Fülle an Forschungs-
projekten zur Rolle der muslimischen Organisa-
tionen ist dies überraschend.15 Ein systematischer 
Vergleich wäre fruchtbar. Angesichts der jahr-
zehntelangen Rekrutierung katholischer Priester 
im Ausland könnte sich manche Aufgeregtheit 
über „importierte Imame“ relativieren. Auch wür-
de ein Vergleich unterstreichen, dass die Ressour-
cenausstattung entscheidend ist für die Frage, 
wie Migrantenorganisationen Integrationsprozesse 
begleiten und stützen können (vgl. Huth 2007).
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Gemeinschaftsbildung und Integration.

Die Aleviten in Deutschland und den Niederlanden

Handan Aksünger

Zusammenfassung

Im Zusammenhang mit den Debatten über die 
„gescheiterte Integration“ in den Niederlanden 
und die „nachholende Integration“ in Deutsch-
land gerieten Migrantenselbstorganisationen 
(MSO) zunehmend als zivilgesellschaftliche Ak-
teure ins Blickfeld. Im vorliegenden Aufsatz ver-
gleiche ich die zivilgesellschaftliche Organisation 
der Aleviten in Deutschland und in den Nieder-
landen. Die Aleviten sind in den 1960er Jahren 
aus der Türkei in die beiden Länder eingewan-
dert, haben jedoch ihre Identität bis Ende der 
1980er Jahre aufgrund des traditionellen Schwei-
gegebots (Takiye) nicht an die Öffentlichkeit ge-
tragen. Die Analyse zeigt, dass die Selbstorganisa-
tionen der Aleviten in pluralistischen Gesellschaf-
ten wie Deutschland und den Niederlanden nicht 
zur Abschottung beitragen, sondern eher als eine 
Ressource für die „zivilgesellschaftliche Integra-
tion“ und die Öffnung in die Gesellschaft hinein 
gesehen werden können. In Deutschland ent-
wickeln sich die Aleviten-Organisationen auf 
Grund der institutionellen Anreize und Förde-
rungsangebote in Richtung auf eine Religions-
gemeinschaft, in den Niederlanden dagegen auf 
Grund der dortigen strukturellen Gegebenheiten 
in Richtung auf eine humanistische Kulturorga-
nisation. 

1. Einleitung 

Als Hamburg als erstes Bundesland im November 
2012 den Staatsvertrag1 mit Muslimen und Ale-
viten unterzeichnete, häuften sich die Pressemel-
dungen. Während die einen diesen „Schritt als 
ein Signal der Bereitschaft zu einem kooperativen 
Miteinander begrüßten“ (www.badische-zeitung.
de), stieß bei anderen der „Staatsvertrag mit Mus-
limen auf Kritik“ (www.ndr.de). Für einen der 
Vertragspartner – die Aleviten – brachte dieser 
Vertrag etwas Besonderes. Auf ihrer Homepage 
war zu lesen: „Mit dem Hamburger Staatsvertrag 
schreiben wir Geschichte“ (www.alevi.com). Die 
Anerkennung, mit der alevitische Feiertage, die 
Erlaubnis zur Trägerschaft für Kindertagesstätten, 
die Seelsorge z. B. in Krankenhäusern, aber auch 
die aktive Mitgestaltung des Religionsunterrich-
tes erstmals rechtlich verankert werden, ist ein 
Novum. 

Bis heute sind die Aleviten im Herkunftsland 
Türkei nicht anerkannt, bis in die 1980er Jahre 
haben sie ihre religiöse Zugehörigkeit in der Öf-
fentlichkeit verborgen. Erst durch die Selbstorga-
nisation in Deutschland und in den Niederlan-
den seit Ende der 1980er Jahre und den kollek-
tiven Bruch mit der Jahrhunderte alten Tradition 
der Takiye (Schweigegebot), initiiert im europä-
ischen Migrationskontext, konnten Aleviten ihre 

1 Der Staatsvertrag beruht auf Art. 140 GG, worin das Staatskirchenrecht geregelt wird. Er beinhaltet u.a. die Regelungen, dass es keine 
Staatskirche gibt, sowie der Neutralität des Staates gegenüber allen Religionsgemeinschaften und der Selbstbestimmung der Religions-
gemeinschaften (http://dejure.org/gesetze/GG/140.html). 
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Identität nach außen tragen. Sökefeld (2005, 
2008b) hat dies als coming out bezeichnet. Im Fol-
genden geht es darum, welche Auswirkungen die 
Selbstorganisation der Aleviten im deutschen 
und niederländischen Kontext auf die zivilgesell-
schaftliche Integration hatte.2 

2. Integrations- und Zivilgesellschaftsmodelle       

Insbesondere seit den Ereignissen des 11. Septem-
ber 2001, den Anschlägen in Madrid 2004 und 
London 2005, dem Mord am niederländischen 
Filmemacher Theo van Gogh 2004 sowie den Un-
ruhen in den französischen Vorstädten im Okto-
ber 2005 sind die öffentlichen Debatten durch 
die Frage nach der gescheiterten Integration von 
Migrantinnen und Migranten – vornehmlich mit 
islamischem Hintergrund – geprägt. Mit ca. vier 
Millionen in Deutschland (Bundesamt für Migra-
tion und Flüchtlinge, BAMF 2009) und ca. einer 
Million in den Niederlanden (Centraal Bureau 
voor de Statistiek, CBS)3 stellen die Muslime die 
größte Glaubensgemeinschaft neben den Chris-
ten dar. Im Fokus der Integrationsdebatten stehen 
vor allem türkeistämmige Migrantinnen und Mi-
granten, die in Deutschland mit ca. 2,9 Millionen 
und den Niederlanden mit ca. 390.000 Menschen 
jeweils die größte Migrantengruppe sind4 (Statis-
tisches Bundesamt 2012: 100; CBS 2012). 

Das öffentliche Bild der Migrantinnen und 
Migranten aus der Türkei ist durch Schlagwörter 
wie „Zwangsheirat“, „Ehrenmord“, „Parallelge-
sellschaften“ und „religiöse Abschottung“ ge-
kennzeichnet. Während in den Niederlanden ge-
genwärtig die Rede von „gescheiterter Integra-
tion“ ist, spricht man in Deutschland von „nach-
holender Integration“ (vgl. Thränhardt 2010: 16). 

Dabei heizen populistische Aktivisten wie Pim 
Fortuyn (2002), Geert Wilders (2008), Roland 
Koch (2007) und Thilo Sarrazin (2010) die Integra-
tionsdebatten an und zementieren das öffentli-
che Bild von integrationsunwilligen Migrantin-
nen und Migranten, die sich den Werten und 
Normen der europäischen Mehrheitsgesellschaft 
weitgehend verschließen. Auch Selbstorganisa-
tionen sind vielfach nur dann öffentlich wahrge-
nommen worden, wenn sie als gefährlich oder 
selbstausgrenzend dargestellt werden konnten. 

2.1 Deutschland und die Niederlande im Vergleich 

Die Forschungen zu den herkunftshomoge-
nen5 Migrantenselbstorganisationen (MSO) in 
Deutschland kreisten lange Zeit um die Dichoto-
mie „integrationsfördernd“ vs. „integrationshem-
mend“. Gegen die „Ghetto-These“ der Marburger 
Studie „Formen der Konfl iktbewältigung“ (Died-
rich/Diedrich 1975) setzte Elwert (1982: 717 - 718) 
seine These von der „Binnenintegration“, wo-
nach die Einbindung der Migranten in ihre eige-
nen sozialen und kulturellen Zusammenhänge 
unter dem Schirm der aufnehmenden Gesell-
schaft sich unter bestimmten Bedingungen posi-
tiv für die sich daran anschließende gesamtgesell-
schaftliche Integration auswirken kann.  

Im Gegensatz zu Elwert vertrat Esser 
(1986: 106) die Ansicht, dass „ethnische Kolonie-
bildung durch ihre segmentierenden Wirkungen 
die Integration der Minderheit in die Aufnahme-
gesellschaft verhindert“. Dabei sieht Esser vor 
 allem das Kriterium der „kulturellen Differenz“ 
als wesentliches Hindernis auf dem Weg zur Inte-
gration. Autoren wie Thränhardt (1999, 2000), 
Çetinkaya (2000), Hunger (2000, 2002) und Ha-
deed (2005) sehen in der Selbstorganisation eine 

2 Dieser Beitrag fasst die Ergebnisse der Dissertation „Jenseits des Schweigegebots. Alevitische Migrantenselbstorganisationen und zivilge-
sellschaftliche Integration in Deutschland und den Niederlanden“ zusammen. 

3 Auf der Basis einer Schätzung des CBS von 2006 wird die Zahl der Muslime 2010 die Millionengrenze überschritten haben (vgl. www.
cbs.nl). 

4 Die Niederlande unterscheiden in ihren Bevölkerungsstatistiken zwischen Autochtonen (Einheimischen) und Allochtonen (Nicht-Ein-
heimischen). Die letztere Kategorie bezieht sich auf Personen, die mindestens einen Elternteil haben, der nicht in den Niederlanden 
geboren ist. Die Gruppe der Allochtonen wird weiterhin in die westliche und nicht-westliche differenziert. Als westlich gelten Einwan-
derer aus Europa, Nordamerika, Ozeanien, Indonesien und Japan, als nicht-westlich Menschen aus der Türkei, Asien, Afrika und Süd-
amerika (Böcker/Groenendijk 2004: 307; Ersanili 2007: 3). 

5 Als herkunftshomogen werden jene Organisationen bezeichnet, deren Mitglieder zu über 80 Prozent aus einem einzigen Land, einer 
einzigen Region, Stadt, oder einer bestimmten ethnischen oder religiösen Gruppe stammen (vgl. MASSKS 1999:2). 
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Ressource für die „Binnenintegration“ und „Par-
tizipationspotentiale“. Im Gegensatz dazu schrei-
ben Autoren wie Heckmann (1998) und Diehl 
(2002) den MSO eine integrationshemmende 
Wirkung zu, da diese eher auf das Herkunftsland 
konzentriert seien, wodurch die Dichotomie 
„aufnahmelandorientiert vs. herkunftslandorien-
tiert“ weiter verfestigt wird. 

Die Arbeiten von Jungk (2001), Rauer (2004), 
Berger et al. (2004), Hadeed (2005) und Halm/
Sauer (2007) fokussieren eher auf die zivilgesell-
schaftliche Relevanz der MSO. Dabei stehen vor 
allem Begriffe wie bürgerschaftliches Engage-
ment, politische Partizipation und Sozialkapital 
im Vordergrund. Insbesondere der Sozialkapital-
Ansatz von Robert Putnam (1993, 2000) wurde in 
der Forschung über herkunftshomogene MSO 
wiederholt aufgegriffen. Der von Putnam be-
schriebene Begriff des Sozialkapitals umfasst drei 
wesentliche Elemente: erstens soziales Vertrauen 
(trust), das als Bindeglied den Zusammenhalt 
zwischen den Menschen begünstigt; zweitens die 
Norm generalisierter Reziprozität (norms), d. h. 
die Verlässlichkeit gegenseitiger Unterstützung 
und drittens Einbindung in Netzwerke freiwilli-
gen Engagements (networks), die dem Gemein-
wohl dienen (vgl. Zimmer et al. 2007: 194). In 
seinen späteren Schriften differenziert Putnam 
zwischen bridging und bonding social capital. 
Das negativ konnotierte bonding social capital 
beschreibt Putnam als geschlossene Netzwerke, 
die nach innen orientiert sind, da sie nur Men-
schen mit gleichem Hintergrund zusammenfüh-
ren. Demgegenüber steht das bridging social 
 capital, ein offenes Netzwerk, das Menschen mit 
unterschiedlichem Hintergrund zusammenbringt 
und dementsprechend einen nach außen gerich-
teten Charakter hat (Putnam/Goss 2001: 28 - 29). 
Im Zusammenhang mit herkunftshomogenen 
MSO ist dann auch von ethnischem Sozialkapital 
gesprochen und hinterfragt worden, ob es eher 

dem bonding oder dem bridging Typ entspricht 
(Berger 2004: 190).

Wie Münz (2003) verdeutlicht, nahm die De-
batte um herkunftshomogene MSO in den Nie-
derlanden zunächst einen gänzlich anderen Ver-
lauf. Im Hinblick auf die Systemintegration – um 
Essers (2004) Termini zu verwenden – stellten die 
Niederlande mit ihrer historischen Tradition der 
„Versäulung“6 und ihrer multikulturell ausge-
richteten Minderheitenpolitik schon in den 
1980er Jahren Inklusionsmechanismen bereit, 
mit denen die Selbstorganisationen ethnischer 
Minderheiten zunächst gefördert und anerkannt 
wurden. Demzufolge waren die Diskurse mit 
 Bezug auf herkunftshomogene türkische bzw. 
muslimische MSO nicht durch Dichotomien wie 
„integrationsfördernd vs. integrationshemmend“ 
bestimmt, sondern fokussierten vielmehr auf die 
Bedeutung solcher Organisationen als zivilgesell-
schaftliche  Akteure zur Förderung der Integra-
tion der Minderheiten. Im Kontext des Zivilge-
sellschaftsdiskurses standen Konzepte wie „aktive 
Bürgerschaft“ und „politische Partizipation“ im 
Vordergrund (Münz 2003: 31). 

Im Zuge dessen betonten Autoren wie Tillie/
Fennema (1997) in ihrer Netzwerkanalyse über 
türkische MSO in Amsterdam deren bürgerschaft-
liche Rolle als Berater für türkische Migranten im 
Allgemeinen. Je mehr eine Gemeinschaft durch 
aktive Selbstorganisation geprägt sei, umso höher 
sei die Wahrscheinlichkeit ihrer politischen Parti-
zipation. Auch Rath et al. (1996) hoben die Rolle 
türkischer bzw. muslimischer MSO als Ansprech-
partner für den niederländischen Staat hervor. Im 
Unterschied zum deutschen Kontext standen 
hierbei vor allem auch die Selbsthilfestrukturen 
türkischer MSO im Blickfeld der Analyse. Wäh-
rend des letzten Jahrzehnts hat sich diese Haltung 
gegenüber den herkunftshomogenen MSO indes 
maßgeblich verändert, nachdem der Integra-
tionsprozess der Migrantinnen und Migranten in 

6 Das Ende des 19. Jahrhunderts aufgebaute „Säulensystem“ (Verzuiling) prägte die Niederlande bis in die späten 1960er Jahre. Die Säulen 
(Zuilen) wurden durch Katholiken, Protestanten und später Sozialisten und Liberale gebildet. Jede Säule verfügte über eigene Schulen, 
Universitäten, Parteien, Gewerkschaften, Krankenhäuser und Medien. Seit Ende der 1960er Jahre verloren die Organisationen und Kir-
chen in einem Prozess der voranschreitenden „Säkularisierung“ und „Entsäulung“ ihre dominante Stellung. Insbesondere die Verfas-
sungsreform von 1983, bei dem der Staat den Kirchengemeinden eine enorme Zahl von Verpfl ichtungen und Kompetenzen abnahm, 
kennzeichnete eine neue Phase der „Entfl echtung von Staat und Kirche“ (Rath et. al 1999: 75; Münz 2003: 31).
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den Niederlanden mehr oder weniger als geschei-
tert angesehen und das Ende des niederländi-
schen Multikulturalismus behauptet wurde.

Damit einhergehend rückte nun auch in den 
Niederlanden die Frage nach der integrativen 
bzw. segregierenden Wirkung von ethnischen 
MSO in den Vordergrund. In Folge dessen wur-
den breit angelegte Studien durchgeführt, um 
 einerseits das Spektrum der MSO zu erfassen und 
andererseits eine systematische Beschreibung der 
Faktoren zu liefern, die bei der Formierung sol-
cher Organisationen von Bedeutung sind. Dazu 
zählen insbesondere die Arbeiten von van Heel-
sum (2004) und Exter et al. (2006), die eine Über-
sicht zu den ethnischen Selbstorganisationen lie-
fern, darunter auch einige alevitische MSO. Auch 
in einer Studie über Sociale integratie … en de 
Islam in Rotterdam (2004) werden die Aleviten 
am Rande erfasst. Während die genannten Arbei-
ten – wie auch Kehl-Bodrogi (2006) und Sökefeld 
(2005, 2008b)  für die Situation in Deutschland – 
zweifelsohne wertvolle Daten zur Thematik der 
Inte gration liefern, so existiert bisher keine Stu-
die, in der die von Aleviten gegründeten MSO in 
Deutschland und den Niederlanden auf der 
 Mikroebene vergleichend nach der zivilgesell-
schaftlichen Dimension hin untersucht werden. 
Im Folgenden wird zunächst in einem kursori-
schen Überblick dargelegt, warum die Aleviten 
bis Ende der 1980er Jahre weder in Deutschland 
noch in den Niederlanden in der Öffentlichkeit 
wahrgenommen wurden und wer sie sind. 

3. Das Alevitentum 

Die gegenwärtige Ausprägung des Alevitentums 
hat sich ab dem 13. Jahrhundert im ländlichen 
Anatolien entwickelt, wo vorislamische Elemente 
(insbesondere schamanistische und zoroastri-
sche), schiitische Traditionen und sufi sche Vor-
stellungen zu einem Glaubenssystem verschmol-
zen sind (Sökefeld 2008a: 10). Auch wenn die 
Aleviten bei einigen Glaubenselementen – wie 

die besondere Verehrung Alis und der Zwölf Ima-
me7 – mit den Schiiten übereinstimmen, so sind 
sie jedoch von ihnen zu unterscheiden, da sie 
zentrale Glaubenselemente der Schiiten nicht tei-
len (Kehl-Bodrogi 1988: 120; Dressler 2002: 123). 
Der Ausformungsprozess des Alevitentums wurde 
durch religiöse, politische und sozio-kulturelle 
Auseinandersetzungen zwischen den ländlichen 
Aleviten und den osmanischen Herrschern be-
gleitet. Im Zuge dessen zogen sich die Aleviten ab 
dem 16. Jahrhundert vermehrt in die Bergre-
gionen Anatoliens zurück und praktizierten über 
Jahrhunderte die Takiye, d. h., sie verschwiegen 
aus Furcht in fremder Umgebung ihre religiöse 
Zugehörigkeit. Denn aufgrund ihrer vom ortho-
doxen Islam abweichenden Glaubensinhalte und 
rituellen Praktiken galten sie als Ungläubige, de-
ren Verfolgung durch fatwās (islamische Rechts-
gutachten) religiös legitimiert wurde. Diese „in-
nerosmanische Emigration“ in die abgelegenen 
Gebiete führte dazu, dass sich das Alevitentum 
langfristig zu einer geschlossenen (endogamen), 
mit einer ethnischen Gruppe8 vergleichbaren 
 Gemeinschaft formierte (Dressler 2002). 

Erst der Zusammenfall des Osmanischen 
Reichs und die anschließende Gründung der Tür-
kischen Republik 1923 führten aus der Isolation 
heraus, mit der Hoffnung auf Gleichstellung mit 
den Sunniten. Aleviten unterstützten die Säkula-
risierung des Staates und begrüßten die Abschaf-
fung der Scharia. Fortan erhielten sie unter dem 
Dach einer „homogenen“ türkischen Nation 
nach kemalistischer Idee eine Identität als türki-
sche Staatsbürger. Für alle religiösen Belange war 
aber seitdem das Präsidium für religiöse Ange-
legenheiten (Diyanet Işleri Bakanlığı, DIB) zu-
ständig. Während der sunnitische Islam damit 
unter staatlicher Kontrolle weiter existieren konn-
te, wurden alle Erscheinungsformen „mystischer 
Religiosität“ 1925 per Gesetz verboten (Kehl- 
Bodrogi 2006: 3). 

Ein weiteres wichtiges Phänomen war die 
Binnenmigration in der Türkei ab den 1950er 
Jahren. Im Zuge der Industrialisierungs- und Ver-

7 Im Schiitentum gelten die Zwölf Imame als die rechtmäßigen Nachfolger des Propheten Mohammed. Das Imâmat wird an die direkten 
männlichen Nachfahren der Prophetenfamilie weitergegeben (Elger 2002: 274). 

8 Für Kriterien einer ethnischen Gruppe siehe Barth (1969).
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städterungsprozesse wanderten viele Aleviten aus 
ihren traditionellen ländlichen Siedlungsgebie-
ten im Osten in die westlichen Städte der Türkei. 
Die politischen, sozialen und ökonomischen Ver-
änderungen der Folgejahre ermöglichten zwar 
eine partielle gesellschaftliche Anerkennung, 
doch ihr religiöses Leben praktizierten die Alevi-
ten – wenn überhaupt – weiterhin im Verborge-
nen. Heute haben die 15 bis 30 Millionen Alevi-
ten zwar die türkische Staatsbürgerschaft, aber 
nach wie vor  wird ihre  Religionsgemeinschaft 
nicht anerkannt. Der Staat organisiert, fi nanziert 
und kontrolliert nur den sunnitischen Islam 
(Sökefeld 2008a: 13). 

Auch wenn die Aleviten den Koran als heili-
ges Buch anerkennen, so hat dieser nicht dieselbe 
rituelle und kanonische Bedeutung wie für die 
Sunniten und Schiiten (Dressler 2002: 104). Von 
der Tradition der islamischen Mystik beeinfl usst, 
gilt insbesondere die Prämisse, Texte nach einem 
inneren (batini) Sinn zu interpretieren und nicht 
nach dem äußeren (zahiri) Sinn zu lesen. Statt des 
Korans beziehen sich die Aleviten primär auf das 
Buyruk-Buch, das auf den sechsten Imam Cafer 
Sadık zurückgeführt wird. Neben dem Buyruk gel-
ten weitere Schriften, die auf Hacı Bektaş Veli zu-
rückgeführt werden, als zentrale Werke der alevi-
tischen Religion und Ethik. Mit seinen humanis-
tischen Ansichten prägte der Wanderprediger 
Hacı Bektaş Veli (ca. 13. Jh.), aus Persien stam-
mend, maßgeblich die alevitische Lehre.9 Durch 
die Mystik10 berührt, steht im Alevitentum die 
„Vahdet-i Mevcut-Lehre“ (Einheit alles Seienden) 
als mystische „Einheit von Gottheit und Schöp-
fung“ im Vordergrund (Terkivatan 2010: 111). 

Nach alevitischer Vorstellung manifestiert 
sich in jedem Menschen und der Natur ein göttli-
ches Prinzip bzw. ein göttlicher Aspekt, demnach 
alle Menschen unabhängig von religiöser, ethni-
scher, geschlechtlicher und kultureller Zugehö-

rigkeit gleichwertig sind. Der Mensch soll sich auf 
den Weg (Yol) begeben, um diesen göttlichen As-
pekt in sich wiederzufi nden, d. h. „Vervollkomm-
nung“ zu erreichen. Die „Vervollkommnung“ 
bedeutet, bereits im „Hier und Jetzt“ die Einheit 
mit dem Göttlichen herzustellen. Damit verbun-
den hat jeder Mensch im Laufe seines Lebens-
zyklus „Vier Tore“, d. h. vier spirituelle Stadien, 
zu durchleben. Nach dieser „Vier Tore, Vierzig 
Stufen Lehre“ (Dört Kapı, Kırk Makam)11 soll der 
Mensch auf dem Weg der Vervollkommnung sich 
von schlechten Eigenschaften wie Gier, Neid, 
Hass reinigen und sich dabei an die Gebote der 
Edep-Regeln halten, die ihm den Weg weisen. Im 
Vordergrund der Edep-Regeln steht die Aussage 
„Beherrsche Deine Hand, Deine Zunge und Deine 
Lenden“ (Eline, diline, beline sahip olmak). Diese 
Regeln gelten für jeden und bestimmen das Ver-
hältnis zu den Mitmenschen (Sökefeld 2008a: 
18). Als ein weiteres besonderes Prinzip, das mit 
den Edep-Regeln einhergeht, ist das Einverneh-
men (Rızalık) zu nennen. Das Einvernehmen gilt 
als Voraussetzung für jede soziale und religiöse 
Handlung, so dass diese aus freien Stücken und 
ohne Zwang erfolgen sollen. 

Die Norm des Einvernehmens und dem da-
mit einhergehenden Gebot der Vermeidung von 
Konfl ikten sowie die oben genannten aleviti-
schen Wertvorstellungen spiegeln sich in der 
 rituellen Praxis insbesondere im Cem-Ritual wi-
der. Das Cem ist die zentrale Gottesandacht der 
Aleviten, wo Männer und Frauen gemeinsam be-
ten. Dieses fand im traditionellen Kontext in 
 einem privaten Haus statt, dabei war die Teilnah-
me von Nicht-Aleviten (Fremde) untersagt (Söke-
feld 2008a: 19; Langer 2008: 96ff.). Herkömmlich 
basierte die Teilnehmerstruktur auf den soge-
nannten Dede-Talip-Beziehungen. Die endogam 
organisierte alevitische Gemeinschaft war durch 
drei sozial-religiöse Beziehungen gekennzeichnet, 

  9 Darüber hinaus gibt es weitere Texte, die im Rahmen der Gottesandacht (Cem-Zeremonien) in Begleitung einer Langhalslaute (Saz) 
vorgetragen werden. 

10 Näheres zur islamischen Mystik siehe bei Schimmel (2008). 
11 Die Tore sind wie folgt: Şeriat (Grundregeln des Zusammenlebens), Tarikat (mystischer Weg nach innen), Marifet (Erkenntnis, Fähigkeit) 

und Hakikat (Wahrheit). Jedem Tor sind je zehn Stufen zugeordnet. Bei diesen vierzig Stufen handelt es sich um allgemeingültige Tugen-
den (Kaplan 2010: 71 - 75). 
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die in traditioneller Form nur mit Aleviten einge-
gangen wurden.12 Dazu zählen die einander er-
gänzenden Kategorien der rituellen Spezialisten 
(Dede/Ana) und der Laien/Schüler (Talip), die 
Musahiplik- (Weggemeinschaft) und die Kivrelik- 
(Patenschaft) Beziehungen. 

Erst durch das Eingehen aller Beziehungen 
wird die Person als vollständiges Mitglied der Ge-
meinschaft verstanden. Die Wahl der Heiratspart-
ner bezog sich ebenso nur auf Personen innerhalb 
der alevitischen Gemeinschaft, so dass eine Hei-
rat mit Nicht-Aleviten im traditionellen Kontext 
mit Sanktionen belegt war (vgl. Shankland 2003: 
94ff.). Die traditionelle Sozialstruktur erlitt durch 
die Binnenmigration ab den 1950er Jahren inner-
halb der Türkei und die transnationale Migration 
ab den 1960er Jahren nach Westeuropa eine 
Schwächung. Erst durch die Selbstorganisation 
der Aleviten in der Migration kam es zu einer Re-
naissance des Alevitentums (u. a. Gümüş 2007; 
Sökefeld 2008b; Shankland/Çetin 2008).  

4. Alevitische Migrantenselbstorganisationen  
 in Deutschland und den Niederlanden

Eingewandert im Zuge der Arbeitsmigration ab 
1961 in Deutschland und ab 1964 in den Nieder-
landen, bildeten die Aleviten einen unbekannten 
Teil der türkischen Migrantengruppe, weil sie sich 
weiterhin an das Gebot der Takiye hielten und 
ihre Identität verschwiegen. Junge Aleviten, die 
sich zumeist in links orientierten Vereinen enga-
gierten, lehnten die religiöse Fundierung des Ale-
vitentums ab. 

In den 1980er Jahren begann die Emanzipie-
rung der Aleviten als eigenständige Migranten-
gruppe. Das coming out wurde durch mehrere 

Aspekte im Herkunfts- und Aufnahmekontext 
motiviert. Zu den entscheidenden Faktoren zählt 
die in Folge des türkischen Militärputsches (1980) 
staatlich geförderte Rückkehr des Islams in die 
Politik im Rahmen der „Türkisch-Islamischen 
Synthese“ (Türk Islam Sentezi), u. a. mit sunniti-
schem Religionsunterricht für alle Schüler, auch 
für die Aleviten. Als eine Reaktion darauf ist die 
Gründung der Alevitischen Kulturgruppe 1988 in 
Hamburg zu sehen. Diese Kulturgruppe organi-
sierte 1989 eine Kulturwoche an der Universität 
Hamburg, in deren Rahmen öffentliche Lesun-
gen, ein Cem-Ritual und Diskussionen stattfan-
den. Auf der niederländischen Seite ist die Grün-
dung der Stichting Hacı Bektaş (Stiftung Hacı 
Bektaş) 1987/88 zu erwähnen, mit der sich Alevi-
ten erstmals öffentlich als solche an einem Tref-
fen des damaligen Innenministers Kees van Dijk 
im März 1989 mit Vertretern von 22 muslimi-
schen Organisationen beteiligten. Bei dem Tref-
fen wurden die Reaktionen der muslimischen 
Gruppen auf die gerade erschienene niederländi-
sche Übersetzung Salman Rushdies „The Satanic 
Verses“ (1988) diskutiert. 

Nach diesen Schritten in die Öffentlichkeit, 
die auch im Herkunftskontext durch verschiede-
ne Medien rezipiert wurde und dort alevitische 
Vereinsgründungen nach sich zogen, folgte in 
den 1990er Jahren eine weitere Mobilisierungs-
welle, die sich in neuen Mitgliedschaften, Ver-
einsgründungen und einem Zusammenschluss 
zu Dachverbänden ausdrückt. Als Auslöser wirk-
ten in dieser Phase insbesondere zwei blutige An-
griffe auf Aleviten in der Türkei, die „Sivas-Ereig-
nis“ (1993) und „Gazi-Ereignis“ (1995) genannt 
werden.13 Vor allem nach dem „Sivas-Ereignis“ 
mündeten in Deutschland 1993 die Gespräche 
verschiedener alevitischer MSO14 in die Grün-

12 Diese Beziehungen werden durch ein rituelles Versprechen (Ikrar) vor der Gemeinschaft eingegangen. Insbesondere die letzten beiden 
Relationen sind durch ein Set an gegenseitigen Solidaritätsverpfl ichtungen gekennzeichnet. 

13 Beim 4. Pir Sultan Abdal-Festival, das in Gedenken an den gleichnamigen Dichter in Sivas vom Pir Sultan Abdal Kulturverein (PSAKD) 
durchgeführt wurde, kamen am 2. Juli 1993 37 Menschen ums Leben. Islamische Aktivisten zündeten ein Hotel an, in dem viele Teil-
nehmer des Festivals, meist alevitische Intellektuelle und Künstler, untergebracht waren (Sökefeld 2008b: 67 - 68; Massicard 2007: 85). 
Zwei Jahre später, am 12. März 1995, waren die Aleviten einem weiteren gewaltsamen Übergriff ausgesetzt, diesmal im Stadtteil Gazi von 
Istanbul, wo „Islamisten“ bewaffnete Anschläge auf Aleviten verübten. Dabei kam ein älterer Mann ums Leben und mehrere Personen 
wurden verletzt. Der Vorfall führte zu einem Aufruhr, der sich schnell auch auf andere Stadtteile übertrug. Im Laufe der darauf folgenden 
Demonstrationen wurden Aleviten von der Polizei erschossen bzw. kamen während des Polizeigewahrsams ums Leben (Kehl-Bodrogi 
2002: 33).

14 Die ihre Vorläufer in den 1970er Jahren hatten.
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dung eines Dachverbandes. Seit 2002 nennt sich 
dieser Verband „Alevitische Gemeinde Deutsch-
land e.V.“ (Almanya Alevi Birlikleri Federasyonu, 
AABF), gegenwärtig gehören ihm 137 Ortsge-
meinden an.15 In den Niederlanden kam es 1991 
zur Gründung einer Föderation, die sich heute 
„Federatie van Alevitische Verenigingen in Neder-
land“ (Hollanda Alevi Birlikleri Federasyonu, 
HAKDER) nennt. Auch hier entstanden in kürzes-
ter Zeit neue alevitische MSO, heute sind 17 von 
ihnen Mitglied im Dachverband.16 Zwischenzei-
tige Abspaltungen führten zu einem weiteren 
Verband, der sich später wieder aufl öste. 

Seit den 2000er Jahren werden die Organisa-
tionen der Aleviten staatlich anerkannt und be-
teiligt. Auf deutscher Seite stellt die AABF in sie-
ben Bundesländern eine anerkannte Religionsge-
meinschaft dar und fungiert als Partner für eigen-
ständigen Religionsunterricht nach Art. 7 (3) des 
Grundgesetzes.17 Seit 2006 ist die AABF auch Teil-
nehmer der Deutschen Islamkonferenz und seit 
2007 Teilnehmer der Integrationsgipfel auf Bun-
desebene. In den Niederlanden ist HAKDER Mit-
glied in der Contactgroep Islam (CGI), die 2005 
von der damaligen Justizministerin Rita Verdonk 
als muslimischer Ansprechpartner anerkannt 
wurde. Darüber hinaus ist HAKDER Mitglied im 
Inspraakorgaan Turken in Nederland (IOT)18 und 
seit 2003 Mitglied der „Humanistischen Allian-
tie“, einem Verband von ca. 50 humanistisch ge-
prägten Organisationen (Sökefeld 2008b: 40ff.; 
Furat 2007: 41ff.; Landmann 1992: 142 - 145; 
Gümüş 2007: 219). 

Während sich die AABF seit einer Satzungs-
änderung 2002 dezidiert als Religionsgemein-

schaft versteht, betrachtet sich HAKDER nach 
 einer Satzungsänderung 2004 als ethnisch-kultu-
relle Gemeinschaft mit säkularer Orientierung. 
An dieser Stelle lässt sich festhalten, dass die Mi-
gration und Selbstorganisation der Aleviten in 
Deutschland und den Niederlanden bis Ende der 
1990er Jahre einen relativ ähnlichen Verlauf 
nahm. Erst durch die erwähnten Satzungsände-
rungen in den 2000er Jahren ist eine Betonung 
des Alevitentums als eine eigenständige Religion 
in Deutschland und als eine eigenständige eth-
nisch-kulturelle Gemeinschaft in den Niederlan-
den zu erkennen, die vor dem Hintergrund der 
jeweiligen nationalstaatlichen Eingliederungs-
strukturen und der negativ konnotierten Islam-
debatten in Europa zu betrachten sind. Trotz der 
unterschiedlichen Verortung der Dachverbände 
ist auf der Mikroebene eine Reihe von ähnlichen 
Entwicklungen in den Fallbeispielen in Duisburg 
und Rotterdam zu beobachten. 

4.1 Die lokalen Beispiele in Duisburg 
 und Rotterdam 

Im Rahmen der Vorfeldrecherche stellten sich die 
alevitische MSO in Duisburg-Marxloh für den 
deutschen Kontext und die MSO in Rotterdam 
für den niederländischen Kontext als vergleich-
bare Beispiele heraus. Interne und externe struk-
turelle Faktoren wie z. B. die Mitgliederzahl äh-
nelten sich, zudem stammten 60 bis 70 Prozent 
der MSO-Mitglieder aus der Region Erzincan.19 In 
induktiver Vorgehensweise wurden in offenen 
bzw. semistrukturierten Leitfadeninterviews in 
der Türkei, Deutschland und den Niederlanden 

15 Neben der AABF entstand 1997 die Alevitische Gesellschaft Deutschlands (Cem Almanya Alevi Toplumu, CEMAAT) als ein Ableger der 
Cem Stiftung (Cem Vakfı) aus der Türkei. Die sich nun in Köln befi ndende Zentrale zählt ca. zehn alevitische MSO. Darüber hinaus gibt 
es die 1996 in Köln gegründete Kurdische Alevi Föderation (Federasyona Elewiyên Kurdistanî, FEK), die ca. 20 MSO vereint (Gümüş 
2007: 204 - 206; Sökefeld 2008b: 88 - 89). 

16 2002 schlossen sich HAKDER und AABF mit weiteren alevitischen Dachverbänden aus Frankreich, Großbritannien, Dänemark, Belgien, 
Schweden, Schweiz und Österreich zur Europäischen Konföderation Alevitischer Gemeinden (Avrupa Alevi Birlikleri, AABK) zusammen, 
die gegenwärtig ca. 250 alevitische MSO umfassen (Kaplan 2004: 150; Gümüş 2007: 219). 

17 Dieser Status basiert auf zwei wissenschaftlichen Gutachten, die vom Land Nordrhein-Westfalen in Auftrag gegeben worden sind. 
18 Die IOT ist eines der sieben Dachverbände, die im LOM (Landeleijke Overlegen Minderheden, Landesweite Beratungsorgan Minderhei-

ten) vertreten sind.  
19 Auf dieser Grundlage war ein Teil der Feldforschung im dörfl ichen Kontext Erzincans verortet. Um vergleichend analysieren zu können,  

inwieweit es zu Veränderungen im Bereich der Sozialordnung, der Kosmologie und Ritualpraxis im deutschen sowie niederländischen 
Migrationskontext gekommen ist, war es notwendig, im Forschungsdesign den Herkunftskontext einzubeziehen. Neben der Prämisse 
der dichten Beschreibung (Geertz 1987) greift die moderne Ethnologie zunehmend auf die multi-sited ethnography  (Marcus 1995) zu-
rück, um transnationale Verfl echtungen im Blickfeld zu haben (vgl. Dareiva 2007: 88). 
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Daten erhoben.20 In Duisburg und Rotterdam 
standen folgende Kategorien im Vordergrund: 
Organisationszweck, Organisationsform und Mit-
gliederstruktur, Finanzierung und Aktivitäten, 
Kooperationen und Vernetzung mit anderen Ins-
titutionen, Kommunikation mit Nicht-Aleviten, 
Soziale Ressourcen und Mängel, Sozialordnung 
und Religion. 

Das Alevitische Kulturzentrum Duisburg e.V. 
(AKM) wurde trotz Gründung im Jahr 1994 erst 
1997 nach Art. 9 § 14 GG ins Vereinsregister der 
Stadt eingetragen. Unter „Zweck und Zielen“ 
steht in der Satzung der „Erhalt und Weitergabe 
der alevitischen Kultur sowie der Identität, aber 
auch Integrationsarbeit“. Zur Zeit der Befragung 
hatte die MSO 450 Mitglieder. Nach Angaben des 
Vorstandes  sind ca. 70 Prozent der eingetragenen 
Mitglieder männlich, doch in der Regel partizi-
piert die ganze Familie am Vereinsleben. Dies ist 
nicht ungewöhnlich und zeichnet sich auch in 
anderen alevitischen Vereinen, wie z.B. in Berlin 
oder in Hamburg, ab (Kehl-Bodrogi 2002; Söke-
feld 2005; 2008b). Der Altersdurchschnitt liegt 
bei etwa 50 Jahren, der Vereinsvorstand sucht 
aber insbesondere die Nähe zu der alevitischen 
Jugend. Nach Angaben der Informanten haben 
etwa 60 Prozent der Mitglieder die deutsche und 
einige wenige die doppelte Staatsangehö rigkeit.

Die Finanzierung der Vereinsräume und der 
Aktivitäten beruht auf Mitgliedsbeiträgen, der 
Vermietung der Räumlichkeiten und Spenden-
beiträgen. Subventionen erhält die MSO – wenn 
überhaupt – für zeitlich begrenzte Projekte. Die 
umfangreichen Aktivitäten können in religiöse 
und kulturelle unterschieden werden, wobei es 
auch zu Überschneidungen kommt.

Zu den zentralen religiösen Aktivitäten zäh-
len insbesondere das Cem-Ritual (Gottesandacht) 
und die Zusammenkunft zu weiteren alevitischen 
Feiertagen. Darüber hinaus werden Beerdigungs-
zeremonien, Beschneidungs-, Verlobungs- und 
Hochzeitsfeiern zelebriert. An all diesen religiö-

sen Veranstaltungen können auch Nicht-Aleviten 
teilnehmen, seien es Christen, Juden oder Sunni-
ten. Es kann sich hier um Privatpersonen, wie z.B. 
Freunde oder Nachbarn, Vertreter der jeweiligen 
Religionsgemeinschaften, aber auch Vertreter an-
derer Institutionen oder Organisationen, wie z.B. 
Parteien, handeln. Vor allem die Teilnahme am 
Cem-Ritual, das „Fremden“ früher explizit ver-
schlossen war, steht heute jedem offen. Bei be-
stimmten Anlässen wird es auch in deutscher 
Sprache durchgeführt.

Zu den kulturellen Aktivitäten zählen u.a. 
die Feier des Weltfrauentages im März, des Mut-
tertags und die Teilnahme an den 1. Mai-Kundge-
bungen. Darüber hinaus sind traditionelle Ange-
bote, wie z.B. Folklore- und Saz-Kurse für Jung 
und Alt, zu erwähnen. Hinzu kommen Nachhil-
fe-Kurse für Schüler und Alphabetisierungs- und 
Sprachkurse. Auf großes Interesse stoßen Semina-
re und Vorträge zu Themen wie Berufsberatung, 
Gesundheit, Erziehung, Ausländerwahlrecht, Ein-
bürgerung und Rechtsberatung. Nicht zu verges-
sen sind Symposien und Vorträge über das Alevi-
tentum. 

Das Pendant auf der niederländischen Seite, 
das Alevitische Kulturzentrum Rijnmond (ACCR), 
wurde 1988 nach Art. 8 der niederländischen Ver-
fassung gegründet und gilt als erste alevitische 
MSO in den Niederlanden. Von den etwa 400 ein-
getragenen Mitgliedern zahlen lediglich 250 re-
gelmäßig ihren Beitrag. Auch hier sind ca. 70 Pro-
zent der eingetragenen Personen männlich und 
die ganze Familie besucht die Gemeinde. Die Fak-
toren Altersdurchschnitt und Staatsangehörigkeit 
sind mit den Angaben in Duisburg weitgehend 
deckungsgleich. Eine Besonderheit ist zum Befra-
gungszeitpunkt in der Besetzung des Vorstandes 
zu verzeichnen. Fünf von acht Vorstandspositio-
nen – inklusive der Vorsitz und der stellvertreten-
de Vorsitz – werden von Frauen bekleidet. Auch 
in Rotterdam sind die Mitgliedsbeiträge, die Ver-
mietung der Räumlichkeiten und die Spenden-

20 Es wurden Einzelgespräche mit Experten, d. h. männlichen und weiblichen rituellen Spezialisten sowie Laien durchgeführt. Ebenso 
 Fokusgruppen-Gespräche im Rahmen wöchentlicher Frauentreffen, Jugendangebote, Workshops, aber auch Gespräche mit Nachbarn, 
Lokalpolitikern, Pfarrern/Priestern, Pressevertretern, usw., die nicht-alevitischer Herkunft sind. Im Zuge der teilnehmenden Beobach-
tung war es möglich, an zentralen Cem-, Aşure-, Heirats- und Todesritualen zu partizipieren und diese in audio-visueller Hinsicht zu 
dokumentieren.
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beiträge zentral für die Finanzierung. In Bezug 
auf staatliche Förderung (Subsidie) erklärt der 
Vorstand: 

„Früher hat die Stadt einen bestimmten Be-
trag an die Vereine (Dernek) verteilt. Der Verein 
hat der Stadt einen Jahresbericht mit den geplan-
ten Angeboten vorgestellt. Die Stadt hat sich das 
angeschaut und dem Verein dementsprechend 
einen Jahresbeitrag ausgezahlt. Doch seit ca. fünf 
bis sechs Jahren ist dies nicht mehr der Fall. Mitt-
lerweile müssen die Projekte konkreter ausgefeilt 
sein und viel mehr nach außen gerichtet sein. 
[…] Es gibt kaum fi nanzielle Unterstützung für 
religiöse Projekte. Wir müssen unsere sozio-kul-
turellen Besonderheiten in den Vordergrund stel-
len. Wir sind eine säkular-laizistische Gemein-
schaft, die auf sozialer, kultureller und politischer 
Ebene tätig ist.“

Abgesehen von der Selbstverortung als eine 
säkular-laizistische Organisation mit vornehm-
lich zivilgesellschaftlichem Handlungsmotiv und 
der geringeren Kooperation mit religiösen Insti-
tutionen stimmen die restlichen Charakteristika 
mit denen in Duisburg überein. Insbesondere die 
Teilnahme von Nicht-Aleviten an allen Ritualen 
und die Öffnung der sozial-religiösen sowie Affi -
nal-Beziehungen, indem diese auch heute mit 
Sunniten, Christen und Juden eingegangen wer-
den, ohne mit einer Sanktion belegt zu werden, 
sind wichtige Veränderungen in beiden Lokal-
kontexten gegenüber der aus der Türkei mitge-
brachten Tradition.

5. Fazit und Ausblick  

Trotz des ähnlichen Profi ls beider alevitischer 
MSO zeigen sich in den nationalen Kontexten 
 sowohl Unterschiede wie Gemeinsamkeiten. Der 
auffälligste Unterschied besteht darin, dass die 
nationalen Eingliederungsmechanismen dazu füh-
ren, dass sich die Aleviten in Deutschland als 
 „Religionsgemeinschaft“ und in den Niederlan-
den als „ethnisch-kulturelle Gemeinschaft“ ver-
stehen. Damit lassen sich die Thesen von Ireland 
(1994), Soysal (1994) und Sökefeld (2008b) bestä-
tigen, wonach sich die Organisationen von Mi-
granten an den institutionellen Rahmenbedin-

gungen des Aufnahmelandes orientieren. Die 
strategische Integrationsorientierung der Alevi-
ten, wie sie Kehl-Bodrogi (2006) und Sökefeld 
(2008b) für die Dachverbandsebene im deutschen 
Kontext festhalten, ist somit auch auf der Mikro-
ebene in beiden Fallbeispielen wiederzufi nden. 
Die Aleviten-Organisationen verstehen sich in 
Deutschland als Religionsgemeinschaft und in 
den Niederlanden als ethnisch-kulturelle Ge-
meinschaft. 

Darüber hinaus sind in den alevitischen MSO 
in Duisburg und Rotterdam viele Gemeinsamkei-
ten festzuhalten, die so gar nicht das Bild der 
 „religiösen Abschottung“ bestätigen, sondern 
eher zivilgesellschaftliche Dimensionen aufwei-
sen, von denen hier einige schlaglichtartig wieder- 
gegeben werden. An erster Stelle ist die Tatsache 
zu nennen, dass die Aleviten in den vergangenen 
Jahrzehnten sowohl in Deutschland als auch in 
den Niederlanden eine erhebliche Anzahl von 
MSO gegründet haben. Während sie im Her-
kunftskontext noch bis in die 1980er Jahre ihre 
Identität aufgrund der Takiye verschwiegen ha-
ben, tragen sie in beiden Migrationskontexten 
ihre alevitische Identität selbstbewusst an die 
 Öffentlichkeit. Nach Elwerts (1982) Verständnis 
fördern diese MSO das „Selbstbewusstsein und 
Selbstvertrauen“ der Migrantinnen und Migran-
ten. Darüber hinaus ist das aktive Engagement an 
interreligiösen Dialogrunden, interkulturellen 
Veranstaltungen und städtischen Integrations-
projekten zu nennen, die sich nicht nur nach „in-
nen“, sondern auch nach „außen“ richten. Selbst 
wenn die Alphabetisierungs-, Sprach- und Nach-
hilfekurse, aber auch die vielfältigen Kurse zu den 
Themen Einbürgerung, Bildung, Gesundheit und 
Konfl iktbewältigung mehrheitlich an die aleviti-
sche Klientel gerichtet sind, so handelt es sich 
 jedoch um Inhalte, die eindeutig Essers (1986) 
Fragen der kulturellen, personalen und struktu-
rellen Integration berühren. Eine weitere funda-
mentale Veränderung manifestiert sich im ritu-
ellen Bereich. Während im Herkunftskontext die 
rituellen Handlungen in privaten Häusern durch-
geführt werden, werden sie im deutschen und 
niederländischen Migrationssetting in den Ört-
lichkeiten der MSO praktiziert. Die Teilnahme 
von Deutschen bzw. Niederländern an aleviti-
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schen Lebenszyklusritualen, wie Heirat, Beschnei-
dung, partiellen Sequenzen der Bestattung oder 
zentralen Ritualen wie das Cem, sind keine Sel-
tenheit, sondern ausdrücklich erwünscht. Ein 
weiterer Faktor, der die Interaktion zwischen Ale-
viten und der Mehrheitsgesellschaft und Nicht-
Aleviten fördert, ist die Öffnung der Verwandt-
schaftsbeziehungen. Die traditionell sozial-reli-
giösen Beziehungen und Affi nalbeziehungen 
werden mittlerweile mit Nicht-Aleviten einge-
gangen, was früher verboten war.  

Diese Aspekte deuten darauf hin, dass die 
Einbindung in den deutschen bzw. niederländi-
schen Migrationskontext zunehmend von einem 
zivilgesellschaftlichen Charakter bestimmt ist 
und die alevitischen MSO zwischen der Mehr-
heitsgesellschaft und den Mitgliedern vermitteln. 
Im Kern haben sich die Aleviten ihre religiösen 
und sozio-kulturellen Werte und Gemeinschafts-
strukturen nicht nur erhalten, sondern diese 
 bilden vielmehr eine Brücke – bridging social 

 capital – um die Interaktion mit Nicht-Aleviten 
zu gestalten. Die Selbstorganisation der Aleviten 
in pluralistischen Gesellschaften wie Deutsch-
land und den Niederlanden führt nicht zu einer 
religiösen Abschottung, sondern kann eher als 
eine Ressource für die „zivilgesellschaftliche Inte-
gration“ gesehen werden.   

Dennoch gibt es Schwierigkeiten bei der 
 Integration, wie z. B. mangelnde Deutsch- bzw. 
Niederländischkenntnisse der ersten Generation, 
interne Unstimmigkeiten bzgl. kontextueller 
Identitätskonstruktionen, sowie einen Nachhol-
bedarf an weiteren interkulturellen und interre-
ligiösen Aktivitäten. Es bedarf des Einsatzes quali-
fi zierter Fachkräfte beim Schritt von der Ehren-
amtlichkeit zur Professionalisierung und Insti-
tutionalisierung bestimmter Aufgabenfelder, um 
die Herausforderungen in der neuen Heimat 
Deutschland bzw. den Niederlanden erfolgreich 
bewältigen zu können.  
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Ethnizität, Identität und Sport. Das Selbstverständnis von 

Fußballvereinen mit Türkeibezug im Ruhrgebiet und in Berlin

Daniel Huhn, Stefan Metzger

Zusammenfassung

In dem vorliegenden Artikel werden Selbstein-
schätzungen von Fußballvereinen mit Türkeibe-
zug im Ruhrgebiet und in Berlin herausgearbeitet. 
Fußballvereine mit türkischem Namen werden 
häufi g als „türkische Fußballvereine“ bezeichnet. 
Selbst wehren sich die Vereine oftmals gegen die-
se Zuschreibung, auch weil sie in vielen Fällen 
negativ konnotiert ist. Vor dem Hintergrund die-
ser Differenz zwischen der Selbstbezeichnung 
und Fremdzuschreibung der Vereine wird in dem 
vorliegenden Artikel die Frage aufgeworfen, wel-
che Identität die Vereine selbst in den Mittel-
punkt rücken. In Form eines Werkstattberichts 
baut der Artikel auf (Zwischen-)Ergebnissen aus 
abgeschlossenen und laufenden Forschungs- und 
Dokumentarfi lmarbeiten im Ruhrgebiet und in 
Berlin seit 2009 auf. Die Ergebnisse der Untersu-
chungen verdeutlichen, dass sich die Selbstein-
schätzung der Vereine kaum unter der Bezeich-
nung „türkischer Fußballverein“ zusammenfas-
sen lässt. 

Der türkische Name weist nicht per se auf 
 einen Verein mit „türkischer“ Identität hin. Viel-
mehr werden Vereine mit ganz unterschiedlich 
spezifi schen Identitäten sichtbar. Es gibt Vereine 
mit lokalen Identitäten in der Türkei oder in 
Deutschland und Vereine mit religiösen Identitä-
ten, etwa die alevitische, aramäische oder sunni-
tische. Andere Vereine heben politische Identitä-
ten oder Fan-Identitäten, die sich an einem Profi -
Verein in der Türkei orientieren, hervor. Diese 

Identitäten sind weder statisch noch eindeutig, 
sondern vielmehr dynamisch und diffus. Es 
kommt oftmals zu Grenzziehungsprozessen, 
Überschneidungen und Mehrfachidentitäten, die 
in einem langsamen und stetigen Wandel begrif-
fen sind. Für den Fußballalltag in Deutschland 
bedeutet dies, dass hinterfragt werden muss, ob 
für die Fußballvereine die Kategorisierung als 
‚türkischer‘ Fußballverein noch der Realität einer 
ausdifferenzierten und pluralistischen Einwan-
derungsgesellschaft entspricht. 

1. Einleitung1

In der Regel werden Fußballvereine mit türki-
schem Namen, wie z. B. Fatih Spor Essen, Firtinas-
por Gelsenkirchen oder 1. FC Beşiktaş Berlin, als 
„türkische Fußballvereine“ bezeichnet. Diese Be-
zeichnung wird in den Medien und in der Politik, 
in der Forschung sowie im Alltag gebraucht. Fragt 
man Vertreterinnen und Vertreter der Vereine 
selbst, so wehren sie sich häufi g gegen diese Zu-
schreibung. Häufi g verstehen sie sich als Duisbur-
ger, Dortmunder, Essener oder Berliner, als Marx-
loher oder auch Kreuzberger Vereine. Andere wie-
derum sehen sich als alevitische oder kurdische 
Vereine. Wieder andere betonen, sie seien einfach 
nur Fußballvereine. Die Ablehnung der Vereine 
gegen die Bezeichnung „türkischer Fußballver-
ein“ ist nicht zuletzt auch damit verbunden, dass 
die Fremdzuschreibung als „türkischer Fußball-
verein“ häufi g negativ konnotiert ist. 

1 Eine frühere Version dieses Artikels fi ndet sich unter dem Titel „Identität(en) und Orientierung(en) türkisch geprägter Fußballvereine“ 
(Metzger 2011) in der Forschungsdokumentation „Türkisch geprägte Fußballvereine im Ruhrgebiet und Berlin. Im Abseits der Gesell-
schaft?“ von Daniel Huhn, Hannes Kunstreich und Stefan Metzger (Huhn et al. 2011). Sie wurde vor dem Hintergrund neuer empirischer 
Ergebnisse umfassend überarbeitet.
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Wenn Migrantinnen und Migranten in deut-
schen Städten Sportvereine gründen, dann ist das 
nach Meinung der ehemaligen hessischen Sozial-
ministerin Silke Lautenschläger (CDU) nicht nur 
ein „Hemmnis der Integration“, sondern „eins 
der größten Probleme, die wir uns machen kön-
nen“ (Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 3. Ja-
nuar 2007). Wie in dieser Äußerung deutlich 
wird, werden „türkische Fußballvereine“ im Fuß-
ballalltag und in den Medien oftmals mit Kon-
fl ikten und Gewalt auf dem Sportplatz in Verbin-
dung gebracht.2 Im politischen und medialen 
Diskurs werden sie häufi g auch als Vorfeldorgani-
sationen politischer und religiöser Organisatio-
nen angesehen. So werden einige Vereine immer 
wieder mit der Organisation Mili Görüş oder den 
nationalistischen Grauen Wölfen in Verbindung 
gebracht, die als fundamentalistisch-religiös oder 
fundamentalistisch-nationalistisch gelten.3 Da-
her warnen einige Journalisten und auch Wissen-
schaftler vor der Herausbildung von „Parallelge-
sellschaften“ (z. B. Heckmann 1998: 39). Dem-
nach zögen sich die Mitglieder der Fußballvereine 
in die so genannte ethnische Nische bzw. Kolonie 
zurück (Klein/Kothy 1998: 421 - 427), in der es 
neben ethnischem Vereinsleben auch ethnische 
Institutionen in sämtlichen gesellschaftlichen 
Teilbereichen geben solle, von privaten Schulen 
über das ethnische Gewerbe bis hin zu eigenen 
Formen der Gerichtsbarkeit und Selbstjustiz 
(Halm/Sauer 2006: 18). Diese Abschottung werde 
langfristig zu mangelnden Aufstiegschancen und 
in die soziale „Abseitsfalle“ führen (vgl. Kalter 
2003). Der Vorwurf der Parallelgesellschaft und 
auch andere negative Stereotypen aus dem Alltag 
fi nden – trotz mangelnder empirischer Belege – 
teilweise auch Einzug in die akademische Diskus-
sion (z.B . Heckmann 1998). Vor dem Hintergrund 
der angedeuteten Differenz zwischen der Selbst-
bezeichnung und Fremdzuschreibung der Verei-

ne stellt sich die Frage, welche Identität die Ver-
eine selbst in den Mittelpunkt rücken. In dem 
vorliegenden Artikel soll die Selbstbeschreibung 
der Vereine herausgearbeitet werden. Vorab wer-
den noch einige methodische Anmerkungen zu 
den empirischen Grundlagen dieses Artikels so-
wie einige Begriffsdefi nitionen vorgenommen.

  

2. Empirische Grundlagen

Der vorliegende Artikel ist als Werkstattbericht zu 
verstehen, der (Zwischen-)Ergebnisse aus abge-
schlossenen und laufenden Forschungsarbeiten 
kombiniert. Die folgenden Ausführungen bauen 
maßgeblich auf drei empirischen Studien und 
Projekten auf, die wir seit Sommer 2009 durchge-
führt haben bzw. durchführen. Erstens haben wir 
mit unseren Kollegen Hannes Kunstreich und 
Marcus Tscherner von September 2009 bis Juli 
2010 im Ruhrgebiet und in Berlin eine Studie zu 
Gründungsmotiven von Fußballvereinen mit 
Türkeibezug durchgeführt.4 In diesem Rahmen 
haben wir Einzel- und Gruppeninterviews mit 
Funktionsträgerinnen und Funktionsträgern von 
insgesamt 20 Fußballvereinen mit Türkeibezug, 
jeweils zehn Vereine im Ruhrgebiet und in Berlin, 
sowie zahlreiche Rechercheinterviews mit Exper-
tinnen und Experten aus Wissenschaft und Praxis 
geführt. Darüber hinaus wurden verschiedene 
Fußballspiele und Veranstaltungen im Umfeld 
der untersuchten Fußballvereine besucht, u. a. 
der Atatürk-Cup 2010 in Berlin. Diese erste Studie 
diente insbesondere dazu, einen Überblick über 
das zu untersuchende Feld zu gewinnen, um in 
 einem nächsten Schritt in Nahaufnahmen einige 
Vereine und Phänomene genauer zu untersuchen. 

Zweitens hat Daniel Huhn den Verein Genc-
likspor Recklinghausen für ein Dokumentarfi lm-
projekt während der Saison 2011/2012 begleitet. 

2 Siehe hierzu die Ausführungen von Cetin Özaydin und Harald Aumeier zu Rechtsextremismus und Ausgrenzungserfahrungen am Bei-
spiel von Türkiyemspor Berlin (2002: 13). 

3 Exemplarisch hierfür steht der Artikel „Der Islam ist das Ziel“, den Der Spiegel im Februar 1996 veröffentlichte, und der ausführlich vor 
der bedrohenden „Unterwanderung“ Deutschlands durch „islamische Fundamentalisten“ warnt, auch in Fußballvereinen in Berlin (Der 
Spiegel, 7/1996). In eine ähnliche Richtung zielt der Beitrag zu der Veröffentlichung des Buches „Grauer Wolf im Schafspelz“, der am 
13. August 2012 im Standard in Österreich veröffentlicht wurde, und der u. a. über die Tarnung von rechtsextremen Organisationen der 
„grauen Wölfe“ als Kultur- und Fußballvereine berichtet.   

4 Mehr Informationen fi nden sich auf dem Forschungsblog imabseits.org sowie in der Forschungsdokumentation „Türkisch geprägte 
Fußballvereine im Ruhrgebiet und in Berlin. Im Abseits der Gesellschaft?“ (Huhn et al. 2011).
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Dabei hat er vor und hinter der Kamera zahlrei-
che Gespräche geführt und Veranstaltungen be-
sucht. Dieses Projekt wurde im August 2012 abge-
schlossen und wird als Dokumentarfi lmstudie im 
Frühjahr 2013 veröffentlicht.5 

Drittens begleitet Stefan Metzger im Rahmen 
seines Promotionsvorhabens seit Beginn der 
 Saison 2012/2013 drei Fußballvereine mit Türkei-
bezug in Berlin. Dabei untersucht er die Bedeu-
tung von Ethnizität für die Vereine und geht der 
Frage nach, wie diese im Wechselspiel mit ihrer 
Umgebung produziert und reproduziert wird, z. B. 
in der Interaktion mit gegnerischen Mannschaf-
ten, mit dem Berliner Fußballverband oder mit 
dem Sportgericht. Hierfür hat er mit Vertreterin-
nen und Vertretern aller aktuell aktiven Fußball-
vereine mit Türkeibezug in Berlin gesprochen (im 
Juli 2012 insgesamt 19 Vereine), zahlreiche Re-
chercheinterviews mit Vereinsvertreterinnen und 
Vereinsvertretern, mit Spielerinnen und Spielern 
sowie mit Schlüsselpersonen aus dem Umfeld der 
Vereine geführt und viele Veranstaltungen der 
Vereine besucht, z. B. Training, Spiele und Turnie-
re der Mannschaften, Vorstandssitzungen, Tref-
fen mit Vertreterinnen und Vertretern des Fuß-
ballverbandes, Sportgerichtsverhandlungen usw. 
Außerdem nimmt er seit April 2012 an Sitzungen 
des Ausschusses für Migration und Integration 
des Berliner Fußballverbands (BFV) teil. Die Kom-
bination aus Interviews und teilnehmender Be-
obachtung soll einen differenzierten Blick auf 
den Untersuchungsgegenstand ermöglichen. 

3.  Eine „kleine Begriffsgeschichte“ im   
 Forschungsprozess

Wie eingangs erwähnt ist der Begriff „türkischer 
Fußballverein“ nicht eindeutig, handelt es sich 
doch bei allen hier untersuchten Vereinen um 

eingetragene Vereine nach deutschem Vereins-
recht. Dennoch wird in der Regel aufgrund der 
türkischen Namen eine Unterscheidung zu etab-
lierten „deutschen“ Fußballvereinen vollzogen. 
Die Zuschreibung als „türkischer Fußballverein“, 
die in verschiedenen Kontexten auch von eini-
gen Vereinen selbst verwendet wird, erscheint 
unzureichend und verkürzt. Im Laufe des For-
schungsprozesses seit 2009 haben wir unsere Be-
griffl ichkeiten geändert, um den Untersuchungs-
gegenstand exakter zu beschreiben. Je länger und 
eingehender wir uns mit dem Forschungsgegen-
stand beschäftigt haben, desto spezifi scher wurde 
auch unsere Wortwahl. Unsere „kleine Begriffs-
geschichte“ verdeutlicht somit auch unseren Re-
fl exionsprozess, unsere Weiterentwicklungen und 
Selbstkorrekturen. Zu Beginn unseres Forschungs-
prozesses arbeiteten wir mit dem Terminus „tür-
kischer Fußballverein“, so wie dies – wie oben 
beschrieben – die übliche Zuschreibung im All-
tag, Medien und Politik ist. Auch in vielen wis-
senschaftlichen Beiträgen wird diese Zuschrei-
bung benutzt (z. B. Stahl 2013). 

In der wissenschaftlichen Literatur wird die 
Terminologie in Bezug auf den Untersuchungsge-
genstand wenig hinterfragt. Nur vereinzelt setzen 
sich Untersuchungen überhaupt kritisch mit den 
Begriffl ichkeiten auseinander (siehe etwa Klein 
2004; Stahl 2009). Wie Migrantenvereine allge-
mein wurden die Fußballvereine lange als „Aus-
ländervereine“ bezeichnet (siehe etwa Positions-
papier DSB 1981, zitiert nach Stahl 2009: 60; Kal-
ter 2003). Der Großteil der wissenschaftlichen 
Studien zu dem Thema spricht heute von „ethni-
schen Vereinen“ (siehe etwa Klein/Kothy 1998; 
Schwarz 1998; Soeffner/Zifonun 2008; Stahl 
2009) oder „eigenethnischen Vereinen“ (siehe 
etwa Halm 2003).6 Dort, wo man die ethnische 
Identität eines Vereins genauer benennt, wird 
 zumeist von „italienischen“, „griechischen“ oder 

5 Weitere Informationen zum Dokumentarfi lm „Weltklasse Kreisklasse – Eine Saison bei Genclikspor Recklinghausen“ fi nden sich unter 
www.weltklasse-kreisklasse.de (online ab März 2013).

6 Dies geschieht wohl in Abgrenzung zu „deutschen“ Vereinen, wobei das „eigen“ hierbei den Bezug auf die eigene Ziel- und Bezugsgrup-
pe unterstreicht. Dem Begriff wohnt eine implizite Annahme inne, dass es sich um nach innen orientierte Vereine handeln müsse, die 
für Individuen anderer Ethnien weithin ausschließend seien. Eine Zuspitzung fi ndet sich in dem Begriff des „monoethnischen Vereins“  
(siehe etwa Böer 2009), bei dem eine Homogenitätsannahme mitklingt und die suggeriert, dass in diesen Vereinen ausschließlich Mit-
glieder einer Ethnie spielen würden, was in der Realität in aller Regel nicht der Fall ist. Dies beruht auf der Annahme, dass es in Deutsch-
land eine klare Trennlinie zwischen einer Ethnie bzw. Minderheit und einer Mehrheit mit jeweils eigenen Institutionen, Netzwerken, 
Vereinen usw. gibt. Diese begriffl iche Unterscheidung wird in einer heterogenen und de-facto multikulturellen Gesellschaft (wie etwa im 
Ruhrgebiet und in Berlin) immer problematischer.
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eben von ‚türkischen Fußballvereinen‘ gespro-
chen (vgl. Hellriegel 1999, Stahl 2013). 

Gegenüber diesen Begriffl ichkeiten aus der 
bisherigen Forschung haben wir uns bewusst ab-
grenzen wollen, insbesondere nach der gewonne-
nen Erkenntnis aus der ersten Studie (Huhn et al. 
2011), die das Resultat vieler Interviews und Ge-
spräche mit Vertreterinnen und Vertretern der 
Vereine war. Wir haben uns zunächst für die Be-
zeichnung ‚türkisch geprägte Fußballvereine‘ ent-
schieden, auch um dem offen ausgedrückten Un-
behagen der Vereinsvertreter gerecht zu werden, 
die sich in vielen Fällen gar nicht als ‚türkische 
Vereine‘ verstanden. Ein Fußballverein türkischer 
Prägung ist nach der Defi nition dieser ersten Stu-
die ein Verein, der durch seine „Gründung, Um-
benennung oder auch Fusion ein ‚türkisches‘ 
Merkmal im Namen trägt. Dieses kann in türki-
scher oder deutscher Sprache verfasst sein, muss 
aber einen Bezug zur türkischen Nation und/oder 
dem kulturellen Kontext der Türkei herausstel-
len“ (Huhn et al. 2011: 7). Wir haben dabei un-
terstrichen, dass die türkische Prägung als nur 
eine Prägung unter vielen zu verstehen ist, deren 
Bedeutung man von Fall zu Fall herausarbeiten 
muss (Huhn et al. 2011: 56). Für diesen Artikel 
sowie im Laufe der neueren Untersuchungen er-
scheint es uns notwendig, auch diese Bezeich-
nung nochmals zu präzisieren. 

Denn die untersuchten Vereine besitzen zwar 
heterogene Prägungen und Identitäten, diese 
können aber nicht per se als „türkische Prägung“ 
beschrieben werden. Vielmehr ist der Bezug des 
Vereins auf die Türkei bzw. die Migration aus der 
Türkei ausschlaggebend. Daher haben wir uns für 
den Begriff „Fußballvereine mit Türkeibezug“ 

entschieden. Denn einige Vereine, z. B. mit kurdi-
scher oder aramäischer Prägung, würden (zumin-
dest ihrem Selbstverständnis nach und dieses ist 
bei der Analyse von Identitätsmustern maßge-
bend) aus dem Untersuchungsfeld herausfallen, 
da sie sich explizit nicht als türkisch verstehen. 
Sie sollen aber in unserer Untersuchung vertreten 
sein, da es explizit um Vereine geht, die im Kon-
text der Migration gegründet wurden. Allein 
schon diese Begriffsgeschichte sowie die Schwie-
rigkeiten bei der Bezeichnung der untersuchten 
Fußballvereine machen deutlich, wie sensibel die 
untersuchten Fußballvereine auf Fremdzuschrei-
bungen reagieren und wie vielschichtig zugleich 
die Identitätsmuster der Vereine sind, die allge-
mein unter die Kategorie „türkische Fußballver-
eine“ zusammengefasst werden. Daher möchten 
wir im vorliegenden Artikel insbesondere die 
Identitäten der untersuchten Vereine herausar-
beiten, um die Forschungsfrage nach der Selbst-
beschreibung der Vereine zu beantworten. Dabei 
gehen wir im Folgenden ausschließlich auf Selbst-
beschreibungen und Selbstpositionierungen ein, 
die im Kontext der transnationalen Einwande-
rungssituation aus der Türkei nach Deutschland 
entstanden sind und sich auf eine kollektive Her-
kunft beziehen.7 

4. Ergebnisse

Bei der Selbstbeschreibung der Vereine lassen sich 
vier Identitätsausprägungen festmachen, die wir 
anhand einiger Beispiele aus der Praxis sowie an-
hand von Zitaten aus den geführten Interviews 
darstellen möchten.   

7 Nach Regina Römhild ist die „Einordnung und Festschreibung von Menschen und ihrem Handeln nach Kategorien einer kollektiven 
,Herkunft‘“ (Römhild 2007: 158) ein Prozess der „Ethnisierung“ und „Selbstethnisierung“, der einerseits durch Fremdzuschreibung und 
andererseits durch Selbstpositionierung entsteht. Dementsprechend wird im folgenden Artikel „Ethnizität“ als Prozess der Grenzziehung 
verstanden (vgl. Wimmer 2008), der in Anlehnung an eine Defi nition von Alba und Nee (2005) aus der Interaktion mit dem gesellschaft-
lichen Kontext entsteht: „Ethnicity is essentially a social boundary, a distinction that individuals make in their everyday lives and that 
shapes their actions and mental orientations toward others“ (2005: 11). Darüber hinaus knüpft Ethnizität an einen „realen und imagi-
nierten Herkunftsbezug an“ (Schönwälder et al. 2008: 4), z. B. an eine gemeinsame Kultur, Sprache, Geschichte, Religion, Nation oder 
Nationalstaat, der sich auch mit sozialstrukturellen und sozialen Milieus überschneidet. Wir lassen in diesem Beitrag bewusst andere 
Selbstverortungsmöglichkeiten außen vor, wie z. B. soziale Klasse, Geschlecht oder Alter. Ähnlich wie Ethnizität soll „Identität“ als Pro-
dukt von Grenzziehungen und Aushandlungen verstanden werden. In Anlehnung an Brubaker und Cooper beschreibt Identität eher 
einen Zustand, wohingegen der Begriff der Identifi zierung (im Englischen: identifi cation) den Prozesscharakter unterstreicht (Brubaker/
Cooper 2000). Daran knüpfen wir in diesem Artikel an und betrachten Identität als das Produkt von Grenzziehungen und Identifi kationen.
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4.1 Politische Identität

Gerade in Bezug auf ihre Entstehungsphase in 
den 1980er und frühen 1990er Jahren, als der 
Großteil der untersuchten Vereine gegründet 
wurde, gaben einige Vereinsvertreter an, dass eine 
bestimmte politische Orientierung für den Verein 
im Vordergrund stand. Diese politische Prägung 
orientiert sich zum Teil noch heute an einer poli-
tischen Strömung oder Partei in der Türkei. So 
sieht sich etwa der Verein SC Umutspor, der im 
Jahr 1978 in Berlin gegründet wurde, nach eige-
nen Angaben politisch eher links und stand der 
„sozialdemokratischen“ Partei (gemeint ist die 
kemalistische Partei CHP) in der Türkei nahe. 

„Bei uns haben viele Nationalitäten gespielt 
damals, bei Anadolu und Umutspor. Aber es wa-
ren immer Sozialdemokraten. Wir haben die 
nicht ausgesucht, aber die sind immer zu uns ge-
kommen“ (Zitat eines Interviewpartners aus Ber-
lin, März 2012).

Hingegen verorten sich die Vereine Hürtür-
kel oder auch Göktürkspor politisch eher rechts 
und standen bei ihrer Gründung konservativen 
und auch nationalistischen Parteien in der Türkei 
nahe. Allein schon die Namen der beiden Vereine 
verdeutlichen das. So bezieht sich beispielsweise 
Göktürkspor auf das Reich der Göktürken (auch 
als „Köktürken“ oder „Himmelstürken“ bezeich-
net), die vom sechsten bis zum achten Jahrhun-
dert ein turkstämmiges Großreich errichteten. 
Andere Vereine stellen mit dem Namen ihre kur-
disch-politische Prägung in den Vordergrund, wie 
z. B. der Verein FC Roj Dortmund oder auch der 
1. FC Duisburg Dersimspor. Der Name Dersimspor 
ist mittlerweile nahezu zum „Markennamen“ für 
Vereine kurdischer Prägung geworden. Die Ver-
wendung des Namens Dersimspor ist kontrovers, 
da die Provinz sowie die gleichnamige Stadt 
 Dersim von der türkischen Regierung offi ziell in 
Tunceli umbenannt wurde.

„Dersim, das ist ein Name, der die Unterdrü-
ckung hervorhebt. […] Seit 1938 werden die Leu-
te dort unterdrückt und deswegen sagt der Name 
Dersim charakterlich schon einiges. Das wird 
zwar mit Türkenvereinen verglichen, ist aber was 
ganz anderes“ (Zitat aus einem Interview im 
Ruhrgebiet, April 2010).

Die Vereine werden dabei auch als Mobilisie-
rungsmöglichkeit für politische Akteure genutzt. 
Damit können die Fußballvereine unter Umstän-
den als Vorfeldorganisationen von politischen 
Organisationen instrumentalisiert werden. Ne-
ben einer Prägung durch politische Parteien und 
Strömungen in der Türkei nehmen auch politi-
sche Akteure in Deutschland Einfl uss auf die Ver-
eine. So wurde etwa der Verein Anadoluspor im 
Jahr 1975 in Berlin mit Hilfe der Arbeiterwohl-
fahrt (AWO) gegründet. Die AWO hatte es dem 
Fußballverein erst ermöglicht, im Berliner Fuß-
ballverband mitzuspielen, was nach Einschät-
zung eines Gesprächspartners nicht ohne erkenn-
bare Prägung durch die AWO blieb:

„Die haben ja jahrelang in der Kreisliga A ge-
spielt. Und einmal wollten sie Bezirksliga, und 
dann wurde vom Vorstand gesagt: ‚ja nee, das ist 
zu viel. das kann man nicht machen.‘ Das ist der 
Gedanke der Arbeiterwohlfahrt, sage ich mal: […] 
klein bleiben, nicht groß. Gar nicht nach außen 
auftauchen, sondern dann kriegst du auch nur 
einen auf den Deckel“ (Zitat aus einem Interview 
in Berlin, März 2012).

4.2 Religiöse Identität

Häufi g eng verbunden mit Vereinen kurdischer 
Prägung sind Vereine, die sich auch oder zusätz-
lich als alevitische Vereine bezeichnen. Dies wird 
beispielsweise am Vereinsnamen des BSV Al-Der-
simspor Berlin deutlich. Der Verein entstand im 
Jahr 2003 aus einer Fusion aus den Vereinen BSV 
Al-Spor Berlin und FC Dersimspor. Die Vorsilbe 
„Al“ weist auf die alevitische Glaubensgemein-
schaft hin. Der Verein ging u. a. aus der aleviti-
schen Gemeinde in Berlin hervor und arbeitet bis 
heute eng mit ihr zusammen. So befi nden sich 
etwa die Vereinsräumlichkeiten in unmittelbarer 
Nachbarschaft zur alevitischen Gemeinde in 
Kreuzberg. Eine ähnliche organisatorische An-
bindung ist bei mehreren untersuchten Vereinen 
im Ruhrgebiet und in Berlin zu fi nden, die aus 
einem Kultur- oder Moscheeverein hervorgegan-
gen sind. Darunter fi nden sich auch solche Ver-
eine, welche die sunnitische Ausprägung des 
 Islam in den Mittelpunkt der Vereinsarbeit stel-
len. Zu diesen Vereinen gehören etwa Hilalspor 
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Berlin oder Hilal Duisburg, wobei „hilal“ so viel 
wie Halbmond bedeutet und auf die muslimische 
Prägung der Vereine schließen lässt. Für diese 
Vereine ist es wichtig, Fußball im Einklang mit 
ihrem Glauben sowie mit religiösen Regeln und 
Praktiken spielen zu können. Abhängig von der 
Bedeutung der Religion für die Vereine bedeutet 
dies, dass etwa auf den Fastenmonat Ramadan 
Rücksicht genommen sowie auf Schweinefl eisch 
und alkoholische Getränke verzichtet wird. 

Ein weiterer Fall, der die religiöse Identität 
hervorhebt, ist der Verein Tur Abdin Berlin. Der 
Verein setzt seine aramäische Identität maßgeb-
lich aus der gemeinsamen Herkunft, der gemein-
samen Sprache und der gemeinsamen Religion 
zusammen.

„Wir sind ja Christen, Ur-Christen, und mit 
dieser Minderheit zum einen in der Türkei und 
aber auch hier wieder eine Minderheit. […] Man 
wirft die allerdings alle in einen Topf, mit Ara-
mäer, Assyrer, und so. Weil sie alle so ein bisschen 
aus der Region kommen. […] Man identifi ziert 
sich aber mittlerweile mehr über den Glauben. 
Sprich: Wenn du sagst Aramäer, dann bringt man 
das in Verbindung in erster Linie mit der syrisch-
orthodoxen Kirche, wo der Patriarch in Damas-
kus sitzt“ (Zitat aus einem Interview in Berlin, 
März 2010).

4.3 Fan-Identität

Besonders die Fußballvereine mit Türkeibezug in 
Berlin betonen eine zusätzliche Ausrichtung, die 
sich als Fan-Identität oder „Süper Lig-Identität“ 
beschreiben lässt, weil sie sich auf Fußballvereine 
der ersten türkischen Fußballliga bezieht. Dabei 
spielen insbesondere die drei großen Istanbuler 
Klubs, die so genannten „drei Großen“ („üç büyük“), 
eine Rolle. So gibt es in Berlin neben zwei Verei-
nen, die sich auf Beşiktaş Istanbul beziehen 

(Beşiktaş Berlin 2000 und Beşiktaş Berlin Spor 
Denergi 2008), auch den Verein Galatasaray 
Spandau, der von Anhängern von Galatasaray 
 Istanbul gegründet wurde. Auch der mittlerweile 
erfolgreichste Fußballverein mit Türkeibezug in 
Deutschland, BAK 07, nannte sich zwischenzeit-
lich Berlin Ankaraspor Kulübü und bezog sich da-
mit auf einen Verein in der Hauptstadt der Tür-
kei. Viele Gesprächspartner deuteten darauf hin, 
dass ein Motiv der Namenswahl auch die erhoffte 
Unterstützung durch Vereine in der Türkei war. 
In der Praxis arbeiten diese Vereine aber nur in 
den seltensten Fällen mit den Partnervereinen in 
der Türkei zusammen. 

Immer häufi ger werden die transnationalen 
Bezugspunkte als Sprungbrett für eine Spielerkar-
riere in der Türkei genutzt. So spielen mittlerwei-
le mehr als 100 Profi s, die in Deutschland aufge-
wachsen sind, in türkischen Profi ligen Fußball.8 
Die Untersuchung der Fußballvereine mit Türkei-
bezug brachte nicht wenige Befunde hervor, bei 
denen die Vereine mit Türkeibezug für die trans-
nationalen Karrierewege einzelner Spieler ein wich-
tiges Scharnier zwischen der deutschen und der 
türkischen Fußballwelt bildete. Diese Befunde 
lassen Zweifel an der von Frank Kalter aufgestell-
ten These aufkommen, nach der die Segregation 
in so genannten ethnischen Mannschaften zur 
Folge habe, dass die Spieler – ähnlich wie auch 
Hartmut Esser (1986) in seinen Untersuchungen 
zu den Aufstiegschancen von Migranten generell 
argumentiert – in eine Mobilitätsfalle tappen und 
Mannschaften mit Türkeibezug demnach eine 
Einbahnstraße für die (Fußball-)Karriere ihrer 
Spieler bedeuten würden (Kalter 2003: 246f.). Die 
transnationalen Spielerbiographien nehmen für 
türkeistämmige Jugendliche der untersuchten 
Vereine eine wichtige Vorbildfunktion ein. Denn 
viele träumen nicht von einer Karriere in Deutsch-
land, etwa bei Hertha BSC Berlin oder Borussia 

8 Türkeistämmige Nachwuchsfußballer sind nicht nur in den türkischen und deutschen Nationalmannschaften gefragt, sondern auch in 
den Profi teams beider Länder. Dabei führt der Karriereweg türkeistämmiger Nachwuchsspieler aus Deutschland häufi g über die türki-
schen Profi ligen. Für die Spieler in der Süper Lig, die in Deutschland Fußball spielen gelernt haben, bietet die deutsch-türkische Identität 
eine transnationale Option. Reicht das Leistungsniveau nicht für die Fußballerkarriere in den deutschen Profi ligen, eröffnet sich ihnen 
durch ihr transnationales Kapital die Möglichkeit, die Karriere über die Türkei fortzusetzen. Die Scouts der türkischen Profi klubs veran-
stalten sogar eigene Turniere in Deutschland, um den deutsch-türkischen Nachwuchs zu sichten. 
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Dortmund, sondern von einer Spielerkarriere in 
der Türkei, etwa bei Galatasaray, Fenerbahçe oder 
Beşiktaş Istanbul. Dies unterstreicht auch folgen-
des Zitat, das aus einem Gespräch mit einem tür-
keistämmigen Spieler stammt, der zum Probetrai-
ning bei Beşiktaş Istanbul war:

„Hertha ist jahrelang ein Bundesligaverein. 
War damals zweite Liga. Ich bin vielleicht einmal, 
zweimal im Olympiastadion wegen Hertha gewe-
sen. Ich war öfter in der Türkei bei Beşiktaş als 
hier bei Hertha. Man kriegt das im Fernsehen mit, 
und das ist dann auch was ganz anderes. Damals 
war es nichts Großes für Hertha zu spielen, aber 
bei Beşiktaş zu landen, das war schon ein Traum.“ 
(Zitat aus einem Interview in Berlin, November 
2011)

4.4. Lokale Identität 

Neben der lokalen Orientierung an einer Region, 
einer Stadt oder einem Fußballklub in der Türkei, 
gibt es häufi g eine starke lokale Identifi kation der 
Vereine und ihrer Mitglieder mit der Stadt, in der 
sie in Deutschland leben. So äußerte sich der Prä-
sident von Berlin Ankaraspor Kulübü in der Pres-
se: „Wir sind Berlin, wir wollen in keine Nische 
gedrängt werden, sondern die ganze Stadt mit ih-
rer multikulturellen Vielfalt präsentieren“ (Tages-
spiegel vom 20. September 2010). Auch auf die 
Frage, wie sich die Interviewpartner der Vereine 
verorten und womit sie sich identifi zieren, gaben 
viele die Stadt oder häufi ger noch den Stadtteil 
als ersten Bezugspunkt an. 

„Eher fühlt man sich als Berliner. Ich weiß 
nicht, ob es rübergekommen ist, dieses „Berli-
ner“. Bei den Türken hier in Berlin ist diese Zuge-
hörigkeit zu der Stadt schon sehr, sehr verwurzelt. 
Zum Land Deutschland vielleicht nicht so, aber 
zur Stadt schon“ (Zitat aus einem Interview in 
Berlin, März 2010).  

Insbesondere in Berlin spielt das Selbstbild 
einer kosmopolitischen Metropole eine maßgeb-
liche Rolle. Dies gilt vor allem für den Berliner 
Stadtteil Kreuzberg, wo ein Großteil der Fußball-
vereine mit Türkeibezug in Berlin angesiedelt ist:   

„Egal was passiert, Kreuzberg ist der beste Be-
zirk, den es gibt. Das hier ist Leben. Multi-Kulti. 
[…] Das merkt man schon als Ausländer, wenn 

man nach Westdeutschland fährt, für Arbeit, aufs 
Dorf oder so. Ich habe ja selbst einmal in Stutt-
gart einige Zeit gearbeitet, da merkt man, da fühlt 
man sich echt als Fremder. Aber hier in Kreuz-
berg, da fühlt man sich in der Heimat“ (Zitat aus 
einem Interview in Berlin, März 2010).  

Ähnliche Antworten erhielten wir auch von 
Mitgliedern der untersuchten Vereine im Ruhrge-
biet, wobei insbesondere Stadtteile genannt wur-
den, die aufgrund ihrer herkunftsheterogenen 
Bevölkerungsstruktur eine Identifi kation verein-
fachten, wie z. B. Recklinghausen-Süd, Dortmund-
Nord oder Duisburg-Marxloh. Einige Klubs be-
zeichnen sich selbst als „Multi-Kulti“-Gruppe, 
was – anders als häufi g im politischen Gebrauch 
– in der Regel positiv konnotiert ist. Sie stellen 
dabei auch die herkunftsheterogene Zusammen-
setzung ihrer Mannschaften mit Spielerinnen 
und Spielern unterschiedlichster Herkunft in den 
Vordergrund. Am erfolgreichsten hat dies der 
Verein Türkiyemspor Berlin getan, der wohl be-
kannteste Verein mit Türkeibezug in Deutsch-
land. Dass der Verein, der Ende der 1980er Jahre 
fast in die zweite Bundesliga aufgestiegen wäre, 
mittlerweile ein Markenname ist, der selbst in der 
Türkei bekannt ist, machte ein Vereinsmitglied 
im Interview deutlich: 

„Türkiyemspor ist bekannt. Türkiyemspor ist 
eine Marke. Brauchen wir nicht erklären, woher 
wir kommen und was wir sind. Ist auch unwich-
tig, wo wir spielen. Selbst wenn wir in der siebten 
Liga spielen würden, wären wir in der Türkei im-
mer noch Türkiyemspor“ (Zitat aus einem Inter-
view in Istanbul, November 2011).

5. Wandel der Identitäten

Die dargestellten Selbstbeschreibungen und Iden-
titäten sind allerdings in keinem der untersuch-
ten Fälle als unbeweglich und statisch zu verste-
hen, sondern dynamisch und in vielen Fällen im 
Wandel. So lässt sich etwa die Tendenz beobach-
ten, dass Fußballvereine mit Türkeibezug durch 
Fusion oder Namensänderung einen deutschen 
Namen annehmen. In Wuppertal sind etwa die 
Vereine Türkiyemspor und Fenerbahçe zu einem 
neuen Verein mit dem Namen Turn- und Fußball-
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club Wuppertal fusioniert, wodurch sie sich einen 
Imagewandel erhofften. Ebenso schlossen sich 
die Vereine FC Türkspor und FC Ayyildiz zusam-
men, nannten sich nach ihrer Fusion FC Wald-
kraiburg und ließen die türkischen Wurzeln le-
diglich im roten Halbmond auf dem Vereinswap-
pen erkennbar. Aus ähnlichen Motiven legte der 
Berliner Verein Ankaraspor Kulübü den türki-
schen Namen ab und nahm den traditionellen 
Namen Berlin Athletik Klub wieder an, der eine 
Tradition  seit 1907 hat. 

Auch ohne zu fusionieren nutzen einige Ver-
eine die Möglichkeit einer Umbenennung, um 
einer veränderten Identität Ausdruck zu verlei-
hen. Türkiyemspor Berlin, ursprünglich als Izmir-
spor gegründet, benannte sich mit wachsender 
Popularität in der türkischen Migrantengruppe in 
Türkiyemspor Berlin um (siehe hierzu ausführ-
lich Tödt/Vosgerau 2007). Zu einem Wandel von 
einer lokalen Identität in der Türkei zu einer loka-
len Identität in Deutschland kam es auch beim 
FC Kreuzberg in Berlin. Der Verein wurde im Jahr 
1978 als Karadenizspor gegründet, nannte sich 
im Jahr 2003 in Samsunspor um und stellte so 
lange Zeit seinen Bezug auf die Schwarzmeerregi-
on und die Stadt Samsun in der Türkei heraus. Im 
Jahr 2011 nannte sich der Verein dann in FC 
Kreuzberg um und rückte damit den Bezug auf 
den Stadtteil Kreuzberg in Berlin in den Vorder-
grund. 

Betrachtet man die Historie der untersuch-
ten Vereine, stellt man fest, dass die Identitäts-
muster von politischen und gesellschaftlichen 
Entwicklungen in Deutschland und in der Türkei 
beeinfl usst wurden. Dabei lassen sich aus den 
dargestellten Zwischenergebnissen drei zentrale 
Entwicklungstendenzen herausarbeiten, die in 
unseren fortlaufenden Untersuchungen noch 
weiter beobachtet, dokumentiert und geschärft 
werden sollen: 

Erstens nimmt die Bedeutung der politischen 
Identität ab. Wie bereits dargestellt politisierte 
sich die Vereinslandschaft der Fußballklubs mit 
Türkeibezug in Deutschland stark in den 1980er 
Jahren, als in der Türkei der politische Konfl ikt 
zwischen kurdischen und nationalistischen sowie 
zwischen politisch linken und rechten Gruppen 
besonders ausgeprägt war. Besonders kurdisch 

und später alevitisch geprägte Vereine nutzten 
die Möglichkeiten in der Diaspora und zelebrier-
ten ein „coming out“ von Selbstorganisationen 
(vgl. Aksünger in diesem Sammelband). Diese po-
litische Orientierung der Sportvereine verblasst 
allerdings zunehmend. 

Zweitens konnten wir eine zunehmende Be-
deutung der religiösen Identifi kation feststellen, 
ob dies nun in Form einer sunnitischen, aleviti-
schen oder auch aramäischen Identität geschieht. 
So spielt auch für Vereine mit ehemals säkularer 
Prägung die Öffnung für religiösere Mitglieder 
eine immer bedeutendere Rolle. Dies erklärt sich 
auch vor dem Hintergrund der generellen Auf-
wertung von Religion in der türkischen Migran-
tengruppe sowie auch in der Türkei. 

Drittens konnten wir für die untersuchten 
Fußballvereine eine zunehmende Bedeutung der 
lokalen Identität mit einer Stadt oder einem 
Stadtteil in Deutschland ausmachen. Bei vielen 
der untersuchten Vereine ändert sich die Identi-
tät im Laufe der Jahre durch Jugendarbeit und 
Professionalisierungsprozesse und den damit ver-
bundenen Interaktionen mit anderen Vereinen, 
Institutionen oder dem städtischen Umfeld. Da-
bei zeigt sich, dass die spezifi sche transnationale 
Prägung mit der Zeit abnimmt und sich die Iden-
tität oftmals an lokalen Orientierungen ausbildet, 
etwa am Stadtteil, in dem der Großteil der Mit-
glieder wohnt. Die spezifi sche Identität in den 
oben dargestellten Ausformungen behält meist 
dann ihre Wirkung, wenn die Vereine klein (zu-
meist begrenzt auf eine Herrenmannschaft) und 
oftmals auf einen Freundes- und Bekanntenkreis 
beschränkt bleiben. Doch gerade diese Vereine 
kämpfen im Laufe der Zeit mit Nachwuchspro-
blemen und sind – so das vorläufi ge Fazit unserer 
Untersuchungen – durch eine hohe Fluktuation 
gekennzeichnet.

6. Fazit

Mit Hilfe der dargestellten Ergebnisse wollen wir 
aufzeigen, dass sich die Selbstverortung der Verei-
ne kaum unter der Bezeichnung „türkische Fuß-
ballvereine“ bündeln lässt. Denn der türkische 
Name weist nicht per se auf einen Verein mit 
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„türkischer“ Identität hin. Vielmehr werden hin-
ter den verschiedenen Namen Vereine mit ganz 
unterschiedlich spezifi schen Identitäten sichtbar. 
So unterscheiden sich diese, wie aufgezeigt, in 
Vereine mit lokaler Identität in der Türkei oder in 
Deutschland, andere stellen die religiöse Identität 
in den Vordergrund, während wieder andere die 
politische Identität oder die Fan-Identität her-
vorheben. Doch auch diese herausgearbeiteten 
Identitäten sind nicht statisch oder eindeutig, 
sondern vielmehr dynamisch und diffus. Es kommt 
oftmals zu Grenzziehungsprozessen, Überschnei-
dungen und Mehrfachidentitäten, die in einem 

langsamen und stetigen Wandel begriffen sind. 
Für den Fußballalltag in Deutschland bedeutet 
dies, dass hinterfragt werden muss, ob für die 
Fußballvereine die Kategorisierung als ‚türkischer‘ 
Fußballverein noch der Realität einer ausdiffe-
renzierten und pluralistischen Einwanderungs-
gesellschaft entspricht. Schließlich stellt sich vor 
dem Hintergrund des vorliegenden Sammelbands 
die Frage, wie lange Organisationen noch nach 
der Herkunft eingeordnet werden und wie lange 
Migrantenorganisationen noch Migrantenorga-
nisationen sind.
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Die irakische Diaspora in Deutschland und ihr Beitrag im 

Wiederaufbauprozess im Irak nach 2003

Menderes Candan

Zusammenfassung

Die Rolle, die in Deutschland ansässige Diasporas 
in Wiederaufbauprozessen nach Konfl ikten in ih-
ren Herkunftsländern spielen, wurde bisher kaum 
erforscht. Zugleich existieren keine Untersuchun-
gen darüber, wie das Engagement von Diasporas 
in Wiederaufbauprozessen in ehemaligen Kon-
fl iktstaaten von Institutionen der deutschen 
 Außen- und Entwicklungspolitik wahrgenom-
men wird. Der vorliegende Beitrag befasst sich 
zum einen mit der irakischen Diaspora in 
Deutschland und ihrem politischen, ökonomi-
schen und sozio-kulturellen Beitrag im Wieder-
aufbauprozess im Irak nach dem Regimewechsel 
2003. Zum anderen geht der Beitrag der Frage 
nach, ob Institutionen der deutschen Außen- und 
Entwicklungspolitik die Aktivitäten von in 
Deutschland ansässigen Diasporas wahrnehmen 
und Potenziale, die aus den Aktivitäten von Dias-
poras für die deutsche Außen- und Entwicklungs-
politik entstehen können, nutzen. Die insgesamt 
gut organisierte irakische Diaspora in Deutsch-
land bringt sich seit dem Regimewechsel 2003 
mit unterschiedlichen entwicklungsrelevanten 
Projekten, Rücküberweisungen, Investitionen, aber 
auch durch die temporäre und permanente Rück-
kehr in den Irak in den Wiederaufbauprozess ein. 

Das Engagement der irakischen Diaspora ist 
auch von der irakischen Seite gewollt und wird 
forciert. So ermuntern sowohl die Zentralregie-
rung in Bagdad als auch die kurdische Regional-
regierung im Norden die Diaspora dazu, sich im 
Wiederaufbauprozess einzubringen. Insgesamt 
nimmt die irakische Diaspora durch diese Aktivi-
täten eine Brückenfunktion zwischen Deutsch-
land und dem Irak ein. Diese Brückenfunktion 
der Diaspora, die der deutschen Politik, Diploma-

tie, Wirtschaft und Wissenschaft als ein wichtiger 
Zugang in den Irak dienen kann, wird bisher von 
Akteuren deutscher Außen- und Entwicklungs-
politik nicht wahrgenommen. Die irakische Dias-
pora wurde von amerikanischer und britischer 
Seite sowohl vor der Invasion im Jahre 2003 in 
die Planung einzelner Projekte eingebunden als 
auch danach in den zivilen Wiederaufbauprozess 
involviert. Internationale Institutionen wie die 
Vereinten Nationen (UN) und die International 
Organisation of Migration (IOM) forcieren eben-
falls das Engagement der Diaspora im Wiederauf-
bauprozess.

1. Einleitung

Diasporas bringen sich insbesondere in Wieder-
aufbauprozesse nach Konfl ikten in ihren Her-
kunftsländern durch entwicklungsrelevante Akti-
vitäten ein (Bercovitch 2007). Unter entwick-
lungsrelevanten Aktivitäten wird im vorliegenden 
Beitrag jede Form von Engagement verstanden, 
das dazu beiträgt, die „politische, wirtschaftliche, 
soziale und ökologische Entwicklung voranzu-
bringen und damit die Lebensbedingungen der 
Menschen in den Herkunftsländern zu verbes-
sern. Hierzu zählen etwa der Transfer von Gütern 
und Devisen, die Übertragung von Werten, Wis-
sen und Know-how“ (Metzger/Schüttler/Hunger 
2010: 218). Dieses Engagement kann aus dem 
Aufnahmeland, über transnationale Netzwerke 
oder durch eine Rückkehr in das Herkunftsland 
erfolgen. Dies ist insbesondere durch Globalisie-
rung, verändernde und vereinfachende Formen 
der Kommunikation, der Technologie und des 
Reisens möglich geworden. Hier spielt insbe-
sondere das Internet eine große Rolle (Candan/
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Hunger 2009; Hunger/Candan/Krannich 2011: 
225 - 238).

Durch ihr Engagement erarbeiten sich Dias-
poras oftmals eine Position als „transnationale 
Entwicklungsakteure“ (Faist 2007: 4), denen es 
möglich ist, den Wiederaufbau des Herkunfts-
staates politisch, ökonomisch und sozio-kulturell 
aktiv mitzugestalten (Bercovitch 2007: 17 - 25). 
Beispielsweise haben Emigranten aus Osteuropa 
im Westen bei der Errichtung demokratischer 
Staatssysteme in Osteuropa in der postsowjeti-
schen Ära Anfang der 1990er Jahre eine wichtige 
Rolle gespielt (Shain/Barth 2003: 449 - 479). 

Der Irak erlebte Anfang 2003 einen funda-
mentalen Regimewechsel. Durch einen interna-
tionalen Militäreingriff unter Führung der USA 
wurde das seit dem Jahr 1968 herrschende Re-
gime der Baath-Partei unter dem Diktator Saddam 
Hussein gestürzt. An ihre Stelle trat ein föderal 
strukturiertes demokratisches Staatssystem. Seit-
dem ist der Wiederaufbau, trotz interner gewalt-
tätiger Auseinandersetzungen zwischen einzel-
nen Gruppen, auf allen Ebenen des Staates, der 
Gesellschaft und der Wirtschaft im Gange. Dazu 
gehört der Aufbau funktionierender staatlicher 
Strukturen und einer intakten Infrastruktur sowie 
ein handlungsfähiges Wirtschafts-, Gesundheits- 
und Bildungssystem. Neben den politischen Kräf-
ten im Irak sind verschiedene Staaten und inter-
nationale staatliche und nichtstaatliche Akteure 
in den Wiederaufbauprozess involviert. 

In diesem Beitrag wird der Frage nachgegan-
gen, inwieweit sich die irakische Diaspora in 
Deutschland aktiv in den Wiederaufbauprozess 
im Irak einbringt. Gleichzeitig wird untersucht, 
ob das Engagement der Diaspora von den politi-
schen Entscheidungsträgern und den ausführen-
den Institutionen der deutschen Außen- und Ent-
wicklungszusammenarbeit wahrgenommen wird. 
Bevor diese Fragen beantwortet werden, soll zu-
nächst geklärt werden, inwieweit eine organisier-
te irakische Diaspora in Deutschland überhaupt 
existiert.

Um einen Überblick über Zahlen, Migrations-
geschichte und Organisationsstruktur der iraki-
schen Diaspora in Deutschland zu erhalten, wur-
de zunächst ein „Mapping“ der Diaspora vorge-
nommen. Hierfür wurden Statistiken, Internet-

quellen und die Sekundärliteratur über Iraker in 
Deutschland ausgewertet. Um herauszufi nden, 
welche Rolle die irakische Diaspora im Wieder-
aufbauprozess im Irak spielt, wurden zwischen 
Anfang des Jahres 2011 und Mitte 2012 22 leitfa-
dengestützte Experteninterviews mit Vertretern 
irakischer Diasporaorganisationen in Deutsch-
land geführt. Zugleich wurden 13 politische Ent-
scheidungsträger interviewt, und zwar Bundes-
tagsabgeordnete, Vertreter von ausführenden 
 Institutionen der Außen- und Entwicklungspoli-
tik (u. a. im Auswärtigen Amt) sowie Vertreter 
deutscher politischer Stiftungen, die Wiederauf-
bauprojekte im Irak realisieren. Dadurch wurde 
ein Überblick über die Wahrnehmung der Akti-
vitäten der irakischen Diaspora in Deutschland 
gewonnen. Die ausgewerteten Ergebnisse dieser 
Feldforschung werden im Folgenden dargestellt. 
Hierbei wird zunächst versucht, die politischen, 
ökonomischen sowie die sozio-kulturellen Ein-
fl ussnahmen der Diaspora auf den Wiederauf-
bauprozess im Irak und die zirkuläre Migration 
zwischen Deutschland und dem Irak zu beleuch-
ten. Abschließend wird geklärt, ob es einen Aus-
tausch zwischen der irakischen Dias pora und 
 politischen Entscheidungsträgern sowie der aus-
führenden Institutionen der Außen- und Ent-
wicklungszusammenarbeit gibt. 

2. Die irakische Diaspora in Deutschland

2.1 Mapping

2.1.1 Migration nach Deutschland
Die irakische Diaspora ist nicht als Folge einer 
einmaligen Migration aus dem Irak entstanden, 
sondern hat sich schrittweise im Laufe der zwei-
ten Hälfte des 20. Jahrhunderts aufgebaut (Shoo-
man 2007: 242; Salam 2010: 173 - 178). Die Dias-
pora besteht zum einen aus ehemaligen Studen-
tinnen und Studenten, die im Rahmen staatlicher 
Abkommen zwischen der BRD oder der ehemali-
gen DDR und dem Irak ab der Mitte der 1960er 
und 1970er Jahre eingewandert sind. Viele dieser 
Studentinnen und Studenten sind nach ihrem 
Studium in Deutschland geblieben und haben 
politisches Asyl beantragt. Zum anderen besteht 
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die Diaspora aus Mitgliedern der politischen, aka-
demischen und wirtschaftlichen Intelligenz des 
Landes. Diese sind in Folge zahlreicher inner-
staatlicher Konfl ikte und von Kriegen gegen ande-
re Staaten (z. B. des Irak-Iran-Krieges 1980 - 1988) 
seit den 1960er Jahren in Richtung Deutschland 
gefl ohen. Insgesamt kann somit von einer gut 
ausgebildeten Diaspora gesprochen werden (Dulz 
2004; Shooman 2007; Salam 2010).

2.1.2 Zahlen und regionale Verteilung
Die irakische Diaspora in Deutschland umfasste 
im Jahr 2012 etwa 110.000 Menschen. Davon be-
saßen mehr als 80.000 die irakische Staatsbürger-
schaft und etwa 30.000 wurden in den letzten 
Jahrzehnten eingebürgert. Die Diaspora in 
Deutschland ist heute nach Großbritannien mit 
ca. 400.000 und Schweden mit ca. 125.000 ira-
kischstämmigen Migrantinnen und Migranten 
die drittgrößte irakische Diaspora in Europa. Die 
weltweite irakische Diaspora umfasst Schätzun-
gen zufolge mehr als drei Millionen Menschen 
(IOM 2007; Alkhairo 2008).

Im Laufe der letzten Jahrzehnte haben sich 
in Deutschland einzelne Ballungszentren iraki-
scher Migrantinnen und Migranten herausge-
bildet, in denen eine hohe Dichte von politi-
schen, kulturellen und wirtschaftlichen Aktivi-
täten zu beobachten ist. Eine Konzentration auf 
folgende sechs Ballungsräume ist zu verzeichnen: 
Berlin/Brandenburg (hauptsächlich Berlin und 
Potsdam), Nordrhein-Westfalen (Rheinland-Ruhr-
gebiet), Sachsen (Dresden, Leipzig), Bayern (Mün-
chen, Augsburg, Nürnberg), Baden-Württemberg 
(Ulm, Stuttgart, Pforzheim, Karlsruhe, Mannheim) 
sowie Hessen (Großraum Frankfurt am Main).

2.1.3 Heterogenität innerhalb der Diaspora
Die irakische Diaspora in Deutschland ist religiös, 
ethnisch und politisch sehr heterogen. Nach Auf-
fassung der Interviewten hat dies mit der vielfäl-
tigen Politiklandschaft im Irak, aber auch mit den 
demokratischen Möglichkeiten zu tun, die die 
Diaspora in Deutschland vorfi ndet. Schiiten und 
Sunniten bilden die größten religiösen Gruppen 
innerhalb der Diaspora. Religiöse Minderheiten 
sind die kurdischen Yeziden, Christen sowie Man-
däer. Die beiden größten ethnischen Gruppen in-

nerhalb der Diaspora bilden die Araber und die 
Kurden. Hinzu kommen Assyrer/Aramäer, Turk-
menen und Chaldäer. Neben der ethnisch-reli-
giösen besteht auch eine politische Vielfalt inner-
halb der Diaspora. So gibt es u. a. Kommunisten, 
Liberale und Konservative unterschiedlicher Aus-
richtungen. Die am meisten verbreiteten Spra-
chen sind Arabisch und Kurdisch, gefolgt von 
Aramäisch/Assyrisch, Turkmenisch und Chal-
däisch.

2.1.4 Organisationsstruktur
Im Rahmen der Untersuchung wurden insgesamt 
60 irakische Diasporavereine ausfi ndig gemacht. 
Die Mehrheit dieser Vereine wurde nach dem 
Sturz der Diktatur im Irak im Jahr 2003 offi ziell 
gegründet. Aus Angst vor Angriffen und Bespitze-
lung durch den irakischen Geheimdienst in 
Deutschland, aber auch aus Angst vor Verhaftun-
gen von Familienmitgliedern im Irak, organisier-
te sich die Diaspora vor dem Sturz des Regimes 
weitgehend versteckt (eigene Erhebungen; Böker/
Sayan 2005).

Neben „gesamtirakischen“ Vereinen, deren 
Mitglieder sich aus allen politischen, religiös-eth-
nischen Gruppen des Iraks zusammensetzen, gibt 
es auch eine große Fülle an Vereinen der oben ge-
nannten ethnischen und religiösen Gruppen. Die 
Mehrheit der interviewten Vereine verfügen über 
30 bis 40 Mitglieder, bei vier Vereinen sind es laut 
Darstellung der Vereinsvertreter mehr als 100 
Mitglieder. Unabhängig von der ethnischen und 
religiösen Ausrichtung wurden folgende Vereins-
typen vorgefunden:  a) Kulturvereine, also Verei-
ne, die sich bei ihrer Arbeit insbesondere dem 
Erhalt der irakischen Sprache(n), Kultur(en), Lite-
ratur, Kunst und Geschichte in der Diaspora wid-
men; b) Wirtschaftsvereine, in deren Fokus ins-
besondere die wirtschaftliche Zusammenarbeit 
zwischen deutschen und irakischen Unterneh-
men steht; c) Professionsvereine, die sich auf Basis 
des berufl ichen Hintergrundes der Mitglieder ge-
gründet haben; d) Studentenvereine, die sich der 
Integrationsarbeit ihrer Mitglieder in die deut-
sche Hochschullandschaft, der Pfl ege der iraki-
schen Kultur(en) und Tradition(en) sowie der För-
derung des akademischen Austauschs zwischen 
Deutschland und dem Irak widmen, e) Menschen-
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rechtsvereine, die sich zur Aufgabe gemacht haben, 
die Einhaltung der Menschen-, Frauen- und Min-
derheitenrechte sowie die Entwicklung der Mei-
nungs- und Medienfreiheit im Irak zu fördern, 
f) religiöse Vereine, die sich in erster Linie auf die 
Ausübung, Pfl ege und Weitergabe der religiösen 
Lehren und Traditionen an ihre Nachfahren in 
Deutschland bemühen, g) „Hometown Associa-
tions“, also Vereine, in denen sich Migranten or-
ganisieren, die aus derselben Herkunftsstadt oder 
Provinz kommen, sowie h) Sportvereine, bei denen 
insbesondere über Sport der Austausch zwischen 
der Diasporajugend betrieben wird (eigene Erhe-
bungen). 

Eine Dachorganisation oder eine repräsenta-
tive Organisation existiert nicht. Seit dem Jahr 
2004 wurden mehrere Versuche unternommen, 
solch eine Dachorganisation aller irakischen Ver-
eine zu gründen. Diese Versuche sind bis heute 
nicht erfolgreich. Als Gründe werden u. a. die 
starke Dominanz einzelner Vereine oder die Ein-
mischung politischer Parteien und Interessens-
gruppen aus dem Irak genannt. 

2.2 Der entwicklungspolitische Beitrag der   
 irakischen Diaspora im Wiederaufbau-  
 prozess im Irak nach 2003

2.2.1 Politische Einfl ussnahmen
Die irakische Diaspora nimmt in dreierlei Art 
 politischen Einfl uss auf den Wiederaufbauprozess 
im Irak: Über Aufklärung und Lobbyarbeit in 
Deutschland, über direkte politische Partizipa-
tion im Irak und über das Internet. Die Aufklä-
rungsarbeit in Deutschland umfasste bis zum 
Sturz von Saddam Hussein im Jahr 2003 öffent-
lichkeitswirksame Demonstrationen und Aufklä-
rungskampagnen gegen die damalige Zentral-
regierung in Bagdad. Hierbei wurden Menschen-
rechtsverstöße des Regimes verurteilt und die 
deutsche sowie die internationale Gemeinschaft 
aufgefordert, gegen die Diktatur vorzugehen. Mit 
dem Sturz der Diktatur im März 2003 änderte sich 
die Lage grundlegend. Die Zahl der Informations-
veranstaltungen, Tagungen, Musik- und Kultur-
veranstaltungen, auf denen über die aktuellen 
 politischen, wirtschaftlichen, gesellschaftlichen 
und sozialen Probleme im neuen Irak debattiert 

wird, nahm zu. Mit diesen Veranstaltungen ver-
suchte die Diaspora insbesondere bei politischen 
Entscheidungsträgern und der Öffentlichkeit in 
Deutschland für die eigenen politischen Interes-
sen zu werben. Insgesamt kann man festhalten, 
dass sich der Organisationsgrad, der Umfang der 
politischen Lobby- und Aufklärungsarbeit der 
 Diaspora in Deutschland insbesondere seit dem 
Sturz der Diktatur im Irak erhöht hat. Dies hat 
vor allem mit dem Wegfall von Sicherheitsrisiken 
für das eigene Leben, aber auch für das Leben der 
Verwandten im Irak zu tun.

Wie auch andere Diasporas engagiert sich die 
irakische Diaspora im Herkunftsland. Eine direk-
te Einfl ussmöglichkeit besteht über das Wahl-
recht im Irak. Denn die Mehrheit der Diaspora 
verfügt über die irakische Staatsbürgerschaft und 
darf somit von Deutschland aus an Wahlen im 
Irak teilnehmen. Dieses Wahlrecht wurde bei den 
letzten Wahlen im Irak auch von einem Großteil 
der Wahlberechtigten Iraker in Deutschland 
wahrgenommen. Allein im Vorfeld der ersten 
freien Wahlen zur irakischen Nationalversamm-
lung am 30. Januar 2005 haben sich mehr als 
26.000 Iraker in Deutschland für die Wahlen re-
gistrieren lassen (Leidel 2005). Mit dem Wahl-
recht hat die Diaspora einen konkreten Einfl uss 
(denn die irakischen Parteien umwerben auch die 
Diaspora), der von den Diasporaorganisationen 
auch genutzt wird, um sich im Wiederaufbaupro-
zess Gehör und Einfl uss zu verschaffen (Obern-
dörfer 2010; Interviews mit irakischen Vereinen). 

Eine weitere Einfl ussmöglichkeit besteht 
über die guten Kontakte zu zahlreichen Rückkeh-
rerinnen und Rückkehrern aus Deutschland und 
anderen europäischen Staaten, die gegenwärtig 
wichtige Funktionen in hohen Staats- und Partei-
ämtern sowie in der Wissenschaft, Wirtschaft 
und in der Verwaltung im Irak einnehmen (dazu 
gehören u. a. der amtierende irakische Außen-
minister und der außenpolitische Sprecher der 
Regionalregierung in Irakisch-Kurdistan) (Göte-
borgs-Initiativet 2005; Farag 2007; Fischer 2008). 
Allein im Zuge einer Initiative des irakischen Mi-
nisteriums für Migration sind allein zwischen 
dem Jahr 2012 und Anfang 2013 2.430 Ärzte, In-
genieure und weitere hochgebildete Spezialistin-
nen und Spezialisten in den Irak zurückgekehrt. 
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Ein interviewter Vereinsvertreter sagte dazu: „Vie-
le der neuen irakischen politischen Führer waren 
in der Diaspora, in Großbritannien oder Deutsch-
land oder Europa. Diese kennen wir noch aus ih-
rer Zeit in der Diaspora […] und wir haben Kon-
takte zu diesen, sehr gute Kontakte auch“ (Inter-
view mit einem irakischen Vereinsvertreter, März 
2011). Ein dritter Weg, über die sich die Diaspora 
von Deutschland heraus in die nationale Debatte 
um Aufbau des Staates und der Gesellschaft im 
Irak einbringt, ist das Internet (Duclos 2008; Hun-
ger/Candan 2009). Insbesondere seit dem Sturz 
des Regimes, das zuvor den Internetzugang im 
Irak weitestgehend eingeschränkt hat, nutzen In-
tellektuelle aus der Diaspora digitale Plattformen 
(Webseiten, Chatrooms, Onlinezeitungen und 
Zeitschriften sowie Social Media Kanäle), um sich 
in die nationale Debatten im Irak einzubringen 
(eigene Erhebungen; Duclos 2008: 73 - 76).

2.2.2 Ökonomische Einfl ussnahmen
Der ökonomische Beitrag der Diaspora im Wie-
deraufbauprozess kann am Beispiel der Rücküber-
weisungen in den Irak, der Investitionen der Dia-
spora im Irak und anhand der Vermittlung von 
Wirtschaftsbeziehungen zwischen deutschen und 
irakischen Unternehmen am besten erläutert 
werden. Rücküberweisungen aus Deutschland in 
den Irak haben eine lange Tradition. Mit dem 
 Beginn des Krieges zwischen dem Irak und dem 
Iran im Jahr 1980 war ein Niedergang der iraki-
schen Wirtschaft zu beobachten. Dieser wirt-
schaftliche Niedergang führte zu großer Arbeits-
losigkeit, insbesondere innerhalb der ärmeren 
Bevölkerungsgruppen. In dieser Zeit und danach 
waren viele Irakerinnen und Iraker auf die Rück-
überweisungen ihrer Verwandten und Freunde 
im Ausland angewiesen. Die Lage verschlechterte 
sich noch einmal mit dem Beginn des interna-
tionalen UN-Embargos gegen das Land im Jahr 
1991. 

Die Rücküberweisungen bilden bis heute 
eine wichtige wirtschaftliche Stütze, insbesonde-
re für die ärmeren Menschen im Irak (eigene Er-
hebungen; Salam 2010). Neben der existenziellen 
Sicherung investierten viele Menschen das rück-
überwiesene Geld in kleinere Gewerbe, in die Bil-
dung ihrer Kinder sowie in Immobilien (eigene 

Erhebungen; Salam 2010: 178-183). Hinzu kommt 
die Einfuhr von elektrischen Haushaltsgeräten, 
wie beispielsweise Waschmaschinen, Öfen und 
Kühlschränken. 

Da bisher kein einwandfrei funktionierendes 
Bankensystem im Irak besteht (Fiedler 2009), gibt 
es auch keine verlässlichen Statistiken über offi -
zielle und inoffi zielle Rücküberweisungen in das 
Land. Im Zuge der Untersuchung konnte festge-
stellt werden, dass auch über informelle Wege 
Geld aus Deutschland in den Irak transferiert 
wird. Eines der hierbei genutzten Überweisungs-
systeme ist das sogenannte Hawalah-System. Die-
ses System ist in Asien und Nordafrika seit dem 
achten Jahrhundert bekannt. Es basiert auf Ver-
trauen und ist im Vergleich zu offi ziellen Bank-
überweisungen günstig. Bei einer Überweisung 
werden Vermittlungspersonen im Aufnahmeland 
die Beträge überreicht. Geschäftspartner dieser 
Personen übergeben im Herkunftsland die ge-
nannte Summe an die Adressaten der Überwei-
sung. Dabei wird ein bestimmter Prozentsatz des 
überwiesenen Geldes als Kosten für die Überwei-
sung berechnet. Die Interviewten gaben zudem 
an, dass viele Iraker bei ihren Reisen in den Irak 
Geld mitnehmen und dieses vor Ort direkt an 
 Bekannte und Verwandte weitergeben. Eine 
 Aufl istung der Deutschen Bundesbank über Über-
weisungen von in Deutschland lebenden Ira-
kerinnen und Irakern in den Irak zeigt, dass seit 
dem Jahr 2002 ein steiler Anstieg der Beträge zu 
verzeichnen ist (siehe Tabelle 1). Hierzu muss an-
gemerkt werden, dass die Bundesbank lediglich 
die Rücküberweisungen der in Deutschland le-
benden irakischen Staatsbürger aufzeichnet. Die 
Rücküberweisungen von Deutschen irakischer 
Abstammung werden nicht erfasst, ebenso die 
Transfers über informelle Kanäle.

Zusätzlich zu den sog. individuellen Rück-
überweisungen gibt es auch kollektive Rücküber-
weisungen in den Irak. Dies sind Gelder und Gü-
ter, die vor allem Diasporavereine im Rahmen 
von Spendenaktionen in Deutschland zweckge-
bunden sammeln und in den Irak senden. Zu 
 diesen Gütern zählen beispielsweise medizinische 
Geräte, in Deutschland ausgemusterte Rettungs-
fahrzeuge, Medikamente und Kleidung.
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Es gibt im Irak Tausende von aus der deutschen 
und gesamteuropäischen Diaspora zurückgekehr-
ten Unternehmern, die sich selbstständig ge-
macht haben. Diese tragen durch ihre Investitio-
nen insbesondere in den Großstädten des Landes 
zur Entwicklung der Wirtschaft bei (eigene Erhe-
bungen; Göteburg-Initiativet 2005; Salam 2010). 
Es werden häufi g Ideen und Projekte im Irak um-
gesetzt, die die Rückkehrerinnen und Rückkehrer 
aus Deutschland kennen bzw. Industrieprodukte 
(z. B. Maschinen) vermarktet, die in Deutschland 
produziert werden (z. B. einzelne deutsche Bier-
marken oder Kosmetikwaren). 

Eines der häufi g erwähnten Beispiele ist ein 
Geschäftsmann, der lange Jahre in Köln gelebt 
hat und nach dem Sturz des alten Regimes in den 
Nordirak zurückgekehrt ist. Er hat in den großen 
Städten Erbil und Suleijmaniya zwei Einkaufs-
zentren mit dem Namen „Rhein Mall“ eröffnet. 
Diese nach deutschem Beispiel gebauten Ein-
kaufszentren gehören heute zu den modernsten 
des Landes. Mittlerweile ist der Name „Rhein“ zu 
einem Label in der Region geworden. Der besagte 
Unternehmer hat zahlreiche Hotels und Restau-
rants –  aber auch Schulen, die er in der Region 
gestiftet hat –  mit dem Namen „Rhein“ versehen 
(Berliner Morgenpost vom 13.11.2007; Interviews 
mit irakischen Vereinen). Da die Zahl der Rück-
kehrerinnen und Rückkehrer aus der Diaspora bis 
heute im Irak nicht systematisch erfasst wurde, 
können keine genauen Zahlen genannt werden. 

Die Diaspora spielt auch beim Aufbau und 
dem Ausbau von Handelsbeziehungen zwischen 
dem Herkunftsland und dem Aufnahmeland eine 
wichtige Rolle (Hunger/Metzger/Krannich 2011). 
Sie trägt insbesondere aufgrund ihrer speziellen 

Kenntnisse über die sozialen, politischen und 
wirtschaftlichen Institutionen und Gewohn-
heiten im Herkunftsland zur Senkung der Trans-
aktionskosten für Unternehmen aus dem Auf-
nahmeland bei (Baraulina et al. 2006: 38). 

Im Rahmen der geführten Interviews konnte 
festgestellt werden, dass sowohl Individuen als 
auch Vereine aus der irakischen Diaspora eine 
wichtige Vermittlerrolle beim Aufbau und Aus-
bau der privatwirtschaftlichen Handelsbeziehun-
gen zwischen Deutschland und dem Irak einneh-
men. So organisieren beispielsweise die Wirt-
schaftsvereine in Kooperation mit regionalen In-
dustrie- und Handelskammern beider Länder 
Wirtschaftsmessen und Wirtschaftsdelegations-
reisen in Deutschland und im Irak. Im Rahmen 
dieser Messen und Handelsreisen werden Kontak-
te zwischen deutschen und irakischen Unterneh-
mern geknüpft bzw. ausgebaut. Ein aktuelles 
 Beispiel hierfür ist die Weltmesse für Gebraucht-
technik im April 2013 in Köln. Irakische Wirt-
schaftsvereine werben bereits jetzt für Koopera-
tionen zwischen deutschen und irakischen Un-
ternehmern, die diese Vereine speziell nach Köln 
eingeladen haben.

2.2.3 Sozio-kulturelle Einfl ussnahme
Die Weitergaben von Wissen und Know-how 
durch Diasporas an ihre Herkunftsländer werden 
als „Social Remittances“ bezeichnet. Social Re-
mittances nehmen vor allem in Wiederaufbau-
phasen in Staaten, die aus unterschiedlichen 
Gründen von der weltweiten politischen und 
technologischen Entwicklung abgeschnitten wa-
ren, eine wichtige Rolle ein (Levitt 1998).

Tabelle 1:

Heimatüberweisungen irakischer „Gastarbeiter und Gastarbeiterinnen“ aus Deutschland in den Irak 

Jahr 2002 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011

Mill. €   22   26   32   32   31   30   32   32   33   35

Quelle: Deutsche Bundesbank 2012. „Gastarbeiter“ ist die Bezeichnung der Deutschen Bundesbank.
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Tausende frei denkender Künstlerinnen und 
Künstler, Journalistinnen und Journalisten und 
Musikerinnen und Musiker wurden aufgrund 
 ihrer kritischen Haltung gegenüber dem Regime 
bereits ab der Mitte der 1970er Jahre und verstärkt 
seit Anfang der 1980er Jahre verhaftet, hinge-
richtet oder ins Exil gedrängt. Dementsprechend 
ist die kritische Kunst-, Musik-, Journalismus- 
und Literaturlandschaft im Irak praktisch in den 
1970er Jahren steckengeblieben. Im sicheren Aus-
land angekommen, setzten diese Freidenkerin-
nen und Freidenker ihre kritische Arbeit fort. So 
entstand in der irakischen Diaspora eine leben-
dige, vielsprachige Kunst-, Musik- und Literatur-
szene. Zudem wurden oftmals die ethnische, reli-
giöse und ideologische Vielfalt, aber auch die na-
tionale Geschichte Iraks in der Literatur, Kunst 
und Musik wiedergegeben und teilweise im Ein-
klang mit der Entwicklung weltweiter Kunst, Mu-
sik und Literatur weiterentwickelt.

Seit dem Sturz der Diktatur beteiligt sich die 
Diaspora an den nationalen künstlerischen und 
literarischen Debatten. Zudem werden die über 
die Jahrzehnte entwickelten künstlerischen Wer-
ke in den Irak getragen. Dies geschieht über Me-
dien in den Aufenthaltsländern oder über das 
 Internet (Duclos 2008). Im Zuge der Interviews 
wurde auch berichtet, dass Berufsvereine, bei-
spielsweise Ärztevereine, Wirtschaftsvereine und 
Ingenieurvereine, technische Werke aus dem 
Deutschen oder aus dem Englischen für ihre Kol-
legen im Irak übersetzen. Beispielweise hat ein 
Ingenieurverein Standardwerke im Bereich Ma-
schinenbau aus dem Deutschen ins Arabische 
übersetzt und Kolleginnen und Kollegen aus dem 
Irak zur Verfügung gestellt. Hinzu kommt die 
Weitergabe von fachlichem Wissen über DVDs 
und über das Internet. So werden Vorlesungen 
unterschiedlicher Hochschulfächer von iraki-
schen Dozentinnen und Dozenten an auslän-
dischen Hochschulen in arabischer, kurdischer 
oder englischer Sprache (von Biotechnologie über 
Lebensmitteltechnologie bis zu Literatur und 
Kunst) über DVDs und über das Internet an ira-
kische Hochschulen weitergeleitet. Ein Beispiel 
für solch ein Projekt ist die „Iraq Scholar Lecture 
Series: Live and DVD Lectures “ vom Institute of 
International Education in den USA. 

2.2.4 Zirkuläre Migration zwischen 
 Deutschland und Irak
Diasporagruppen kehren oftmals nach einem 
Konfl ikt nicht permanent in ihre Herkunftslän-
der zurück. Häufi g haben sie sich einen Status im 
Aufnahmeland erarbeitet, verfügen über Arbeit, 
wirtschaftliche Ressourcen und sozio-kulturelle 
Beziehungen. Zudem haben sie Kinder, die sich 
in der Kultur und Lebensweise des Aufnahmelan-
des heimisch fühlen. Diese Vorzüge will man 
nicht aufgeben. Stattdessen reisen Migrantinnen 
und Migranten in unterschiedlichen Abständen 
für einige Zeit in das Herkunftsland und nehmen 
dort aktiv am gesellschaftlichen und wirtschaft-
lichen Leben teil (Cheran 2003: 11). Dies ist eine 
Form zirkulärer Migration. Die hin- und herwan-
dernden Migrantinnen und Migranten leisten 
mit ihren Netzwerken und ihren Ressourcen 
 einen Beitrag zur Entwicklung des Herkunfts-
landes. Denn es kommt während der zirkulären 
Migration zum Transfer von Ideen, Werten und 
Konzepten sowie zur Anhäufung von wirtschaft-
lichem und politischem Know-How (Van Hear 
1998; Thränhardt 2007). 

Im vorliegenden Fall ergaben die Interviews, 
dass sich auch die Mitglieder der irakischen Dias-
pora immer wieder über Zeiträume von wenigen 
Wochen bis zu mehreren Monaten, teilweise mit 
ihren ganzen Familien, im Irak aufhalten und 
hier in unterschiedliche politische, ökonomische 
und soziale Projekte involviert sind. Hinzu kom-
men Delegationsreisen von Diasporaorganisatio-
nen in den Irak, in deren Rahmen Kooperations-
projekte besichtigt werden. Zudem fi nden Treffen 
zwischen staatlichen Stellen, Parteien und zivil-
gesellschaftlichen Akteuren und Delegationen 
statt, die insbesondere dem Austausch von Ideen 
dienen. Seit einigen Jahren fi ndet zudem ein aka-
demischer Austausch zwischen deutschen Hoch-
schulen und Hochschulen im Irak statt, was 
ebenfalls als eine Form zirkulärer Migration be-
trachtet werden kann. Beispielsweise hat die Uni-
versität Rostock, an der viele irakische Studen-
tinnen und Studenten promoviert wurden, kürz-
lich ein Kooperationsprogramm mit dem Irak 
unterzeichnet. Im Rahmen des Kooperations-
abkommens sollen Studentinnen und Studenten 
an die Universität Rostock kommen und hier mit 
Stipendien studieren können. 
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2.3  Zusammenarbeit mit politischen Entschei-  
 dungsträgern, Institutionen der deutschen   
 Außen- und Entwicklungszusammenarbeit   
 und politischen Stiftungen

Die Interviews mit den politischen Entschei-
dungsträgern, den ausführenden Institutionen 
der deutschen Außen- und Entwicklungspolitik 
und den politischen Stiftungen ergaben, dass bis-
her so gut wie keine Kenntnisse über Zahlen, 
Struktur, Organisationsstruktur und Netzwerke 
der irakischen Diaspora in Deutschland existie-
ren. Bekannt sind einigen Befragten einzelne 
Rückkehrerinnen und Rückkehrer aus Deutsch-
land. Das Wissen über sie beschränkt sich jedoch 
auf Medienberichte. Lediglich in zwei Fällen 
 wurde bei offi ziellen Reisen in den Irak bemerkt, 
dass es sehr viele Beamtinnen und Beamte, Poli-
tikerinnen und Politiker und Unternehmerin-
nen und Unternehmer vor Ort gibt, die nach 
 einem jahrzehntelangen Aufenthalt in Deutsch-
land nach dem Jahr 2003 in den Irak zurückge-
kehrt sind. 

Einzelne Interviewte bestätigten Kontakte zu 
Vertretungen irakischer Parteien in Deutschland. 
Die Parteivertreter sind jedoch primär nicht als 
Teil der Diaspora zu betrachten, sondern als Ge-
sandte der Parteien aus dem Irak. Es gibt also bis-
her kaum Kenntnisse und auch keinen Austausch 
zwischen der politisch, wirtschaftlich und kultu-
rell gut organisierten und engagierten irakischen 
Diaspora und der maßgeblich die Irakpolitik der 
Bundesrepublik planenden, entscheidenden und 
ausführenden Organe in Deutschland. Interes-
sant ist, dass Wohlfahrtsverbände, wie beispiels-
weise die Caritas, und NGOs auf der lokalen Ebe-
ne Kontakte zu der irakischen Diaspora unterhal-
ten. Primär zielt diese Zusammenarbeit jedoch 
auf die Integration der Iraker in Deutschland ab 
und weniger darauf, ihr entwicklungspolitisches 
Engagement zu unterstützen.

3. Zusammenfasssung und Diskussion

Die irakische Diaspora in Deutschland ist die 
viertgrößte irakische Diaspora-Community in der  
westlichen Welt. Sie weist einen guten Bildungs-

stand und eine hohe ethnische, religiöse, politi-
sche und organisatorische Heterogenität auf und 
ist politisch aktiv. Die Diaspora verfügt über mehr 
als 60 Vereine unterschiedlicher Ausrichtungen 
sowie über transnationale Netzwerke im Irak, ins-
besondere über Rückkehrerinnen und Rückkeh-
rer und über das Internet. Der Regimewechsel im 
Irak wird mehrheitlich als eine wichtige Chance 
für die Demokratisierung des Irak betrachtet. Die 
Diaspora bringt sich dementsprechend politisch, 
ökonomisch und sozio-kulturell in den Wieder-
aufbauprozess ein: Politisch wird für ein deutsches 
Engagement im Wiederaufbauprozess geworben 
und Aufklärung über diesen Prozess geleistet. Ein 
reger Austausch mit irakischen Institutionen und 
politischen Entscheidungsträgern im Irak sowie 
die Teilnahme an irakischen Wahlen sind ein 
weiterer Weg der politischen Einfl ussnahme im 
Wiederaufbauprozess. Zudem bringt sich die 
 Diaspora über das Internet und andere Medien in 
die nationalen Debatten rund um das Thema 
Wiederaufbau ein. Ökonomisch umfassen die Ak-
tivitäten der Diaspora Rücküberweisungen aus 
Deutschland in den Irak, Investitionen im Irak, 
die Förderung von Wirtschaftsbeziehungen zwi-
schen Deutschland und Irak. Sozio-kulturell kom-
men zudem noch „Social Remittances“ hinzu. 
Hierbei werden Ideen und Know-How unter-
schiedlicher Art (z. B. technisches Know-how) in 
den Irak transferiert. 

Die zirkuläre Migration zwischen Deutsch-
land und dem Irak nimmt zu und bildet somit 
eine weitere wichtige Art des Wiederaufbaus im 
Irak. Insgesamt kann man sagen, dass die ira-
kische Diaspora eine wichtige Brückenfunktion 
zwischen dem Irak und Deutschland innehat. 
Dieses Engagement wird bisher größtenteils von 
einzelnen Vereinen oder Individuen durchge-
führt. Kritisch ist, dass die Diaspora bisher über 
keine Dachorganisation verfügt, die dieses En-
gagement und die Potenziale der Diaspora bün-
delt und als eine zentrale Ansprechinstanz in 
Deutschland fungiert. 

Das Engagement der irakischen Diaspora im 
Wiederaufbauprozess wird von politischen Ent-
scheidungsträgern im Bundestag, politischen 
Stiftungen, die im Irak aktiv sind, aber auch von 
den ausführenden Institutionen der deutschen 
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Außen- und Entwicklungszusammenarbeit bisher 
nicht wahrgenommen. Kenntnisse über die Dias-
pora und über Rückkehrer in den Irak, die heute 
wichtige Positionen in der irakischen Politik, 
Wirtschaft, Verwaltung, Wissenschaft, Kunst und 
Medien bekleiden, fehlen gänzlich. Dadurch wird 
ein wichtiger Akteur und Brückenbauer in den 
Irak außer Acht gelassen.

Auf irakischer Seite allerdings ist ein Interes-
se an den Potenzialen und den Netzwerken der 
Diaspora in Deutschland und der Rückkehrerin-
nen und Rückkehrer vorhanden. Dies wird bei-
spielsweise durch das Interesse der irakischen 
Botschaft und der Vertretung der kurdischen Re-
gionalregierung in Berlin an der Diaspora deut-
lich. Beide Institutionen suchen deutschlandweit 
den Austausch mit der Diaspora und organisieren 
gezielt Treffen zwischen hohen politischen Besu-
cherinnen und Besuchern aus dem Irak (u. a. ira-
kische Minister) und der Diaspora-Community. 
Zudem nutzen beide Institutionen die Diaspora-
netzwerke, um gezielt Fachkräfte aus der Dias pora 
für eine temporäre oder eine permanente Rück-
kehr in den Irak zu gewinnen. Jedoch gab es bis 
ins Jahr 2012 auf irakischer Seite keine konkrete 
Strategie oder eine Institution, die sich dieser 
Aufgabe strategisch und konzeptionell widmet. 
Erst Anfang 2012 wurde vom irakischen Minis-
terium für Migration ein Rückkehrerprogramm 
ins Leben gerufen. Nach Angaben dieses Minis-
teriums sind zwischen Januar 2012 und Januar 
2013 etwa 2.430 Ärztinnen und Ärzte, Ingenieu-
rinnen und Ingenieure, Wissenschaftlerinnen 
und Wissenschaftler, Unternehmerinnen und 
Unternehmer und Künstlerinnen und Künstler in 
den Irak zurückgekehrt. Aufgrund des Erfolges 
dieses Programms hat die Regierung für das Jahr 
2013 etwa 86 Millionen US-Dollar zur Verfügung 
gestellt. Mit diesem Geld sollen die Rückkehr und 
die Eingliederung der Diasporamitglieder und ih-
rer Familien in die Gesellschaft gefördert werden 
(Al-Qaisi 2013).

Gleichzeitig haben andere westliche Indus-
triestaaten, in denen sich eine große irakische 
Diaspora-Community befi ndet (z. B. die Vereinig-
ten Staaten, Großbritannien und Schweden) die 
Diaspora vor (insbesondere die USA) und direkt 
nach dem Irakkrieg 2003 in die Planung und 

Durchführung von Wiederaufbauprojekten im 
Irak involviert. Heute profi tieren diese Staaten 
von den Netzwerken der Rückkehrer (vor allem 
politisch und ökonomisch). Auch internationale 
Organisationen wie beispielsweise die UN und 
IOM haben die Potenziale der Diaspora für die 
Entwicklung des Iraks erkannt und regen das 
 Engagement der Diaspora im Irak an (z. B. durch 
das „Iraqis Rebuilding Iraq“-Programm).

Insgesamt kann demnach festgehalten wer-
den, dass (1.) Deutschland einen wichtigen Ak-
teur und einen Brückenbauer zwischen Deutsch-
land und dem Irak außer Acht lässt; (2) der Irak 
die Bedeutung der Diaspora für die eigene Ent-
wicklung erkannt hat, sich aber noch nicht stra-
tegisch und mit einer Institution ausgestattet hat, 
die sich gezielt um die Diaspora bemüht; (3.) die 
USA, Großbritannien und Schweden – die drei 
Staaten mit den größten irakischen Diaspora-
Communities – die Bedeutung der Diaspora für 
die Wiederaufbauphase im Irak erkannt haben 
und diese gezielt nutzen; (4.) Deutschland somit 
insgesamt in diesem Prozess anderen Akteuren 
hinterherhinkt. Es stellt sich abschließend die 
Frage, ob man im globalen Zeitalter auf einen 
 Akteur verzichten kann, der über wichtige Res-
sourcen (u. a. Humankapital) und Netzwerke ver-
fügt und aus Deutschland heraus die politische, 
wirtschaftliche und sozio-kulturelle Entwicklung 
eines geostrategisch wichtigen (Partner-)Landes 
mit beeinfl usst. Denn es besteht allgemein ein 
Konsens darüber, dass bei richtiger Einbindung 
von Diasporas aus Entwicklungs- und Krisenlän-
dern in Projekte im Bereich Wiederaufbau und 
Frieden alle beteiligten Akteure, also die Dias pora, 
das Herkunftsland und das Aufnahmeland, pro-
fi tieren können. 

Wie bereits dargestellt, hat sich der Regime-
wechsel im Irak entscheidend auf die politische 
Aktions- und Organisationsstruktur der iraki-
schen Diaspora in Deutschland ausgewirkt (u. a. 
Anstieg der Zunahme der politischen Organisa-
tion in Deutschland, Investitionen im Irak, zirku-
läre Migration zwischen Deutschland und dem 
Irak). Sie bietet große Chancen für die deutsche 
Außen- und Entwicklungspolitik. Durch einen 
positiven Einfl uss auf die irakische Diaspora und 
ihre Einbindung in deutsche Projekte im Irak 



Friedrich-Ebert-Stiftung

74

WISO
Diskurs

könnte auch gezielt Einfl uss im Sinne der Bun-
desrepublik auf den Wiederaufbauprozess im Irak 
genommen werden. Zudem kann von den Netz-
werken und dem Einfl uss der Diaspora im Irak 
vielfältig profi tiert werden (u.a. von den Kennt-
nissen der Diaspora über Land und Kultur sowie 
regionale Besonderheiten).

Durch die Einbindung der Aktivitäten der 
Diaspora in die Planung und Durchführung deut-
scher Projekte im Irak kann eine Professionalisie-
rung und Aufwertung der Diasporaaktivitäten er-
reicht werden. Das würde ihre Position innerhalb 
der irakischen Gesellschaft und der Politik stär-
ken und ihren Handlungsspielraum ausweiten. 

Der Irak ist im Wiederaufbauprozess auf die 
Unterstützung (Know-how, Ressourcen, Netzwer-
ke) seiner weltweiten Diaspora angewiesen. Dies 
ist unbestreitbar und wird immer wieder auch 
von offi zieller irakischer Seite betont. Denn wie 
bereits erwähnt, wurde in den letzten Jahrzehn-
ten eine kritische Masse der hochgebildeten Ira-
ker ins Exil gedrängt. Für den Irak gilt es, diese 
Diaspora nun für den Wiederaufbau zu gewin-
nen. Denn ein erfolgreicher Aufbau des Staates 
und der Gesellschaft könnte mittel- und lang-
fristig Frieden und Wohlstand in das ressourcen-
starke Schwellenland bringen und somit auch zu 
Frieden und  Aussöhnung zwischen den Konfl ikt-
parteien im Land beitragen. Die Einbindung und 
die Zusammenarbeit Deutschlands und des Iraks 
setzen natürlich voraus, dass es sich um Dias-
poraorganisationen handelt, die auf demokrati-
scher Basis organisiert sind und deren Interessen 
nicht im Konfl ikt zu deutschen oder irakischen 
Interessen stehen.

Abschließend gilt es festzuhalten, dass das 
entwicklungsrelevante Engagement der iraki-
schen Diaspora im Wiederaufbauprozess nach 
dem Regimewechsel im Irak 2003 als Vorbild für 
das Engagement vieler Diasporas aus dem Nahen 
und Mittleren Osten und Nordafrika betrachtet 
werden kann. Denn mit dem Beginn des sog. 
„Arabischen Frühlings“ vollzieht sich ein Trans-
formationsprozess in der Region. In wichtigen 
Staaten (u. a. Tunesien, Libyen und Ägypten) wur-
den Diktaturen gestürzt. Der Wiederaufbau staat-
licher und gesellschaftlicher Strukturen ist, trotz 
Schwierigkeiten, im Gange. Erste Beobachtungen 
zeigen, dass in diesen Staaten Rückkehrerinnen 
und Rückkehrer aus der Diaspora bereits wichtige 
Positionen in der Politik, Verwaltung und in der 
Wirtschaft einnehmen und somit Einfl uss auf 
den Wiederaufbauprozess nehmen. Wie im Fall 
der irakischen Diaspora in Deutschland kann ver-
mutet werden, dass der Grad der Organisation in 
den Aufnahmeländern und die entwicklungsre-
levanten Aktivitäten dieser Diasporas stark zu-
nehmen werden. Zugleich wird vermutet, dass 
sich die Diasporas aus dieser Region sehr ähneln. 
Es handelt sich überwiegend um gut qualifi zierte 
Emigrantinnen und Emigranten, die ihre Her-
kunftsländer aufgrund mangelnder politischer, 
ökonomischer und sozio-kultureller Perspektiven 
verlassen haben oder von den alten Machthabern 
ins Exil gedrängt wurden. Hier stellt sich erneut 
die Frage, inwieweit dieser Prozess und diese 
 Möglichkeiten den politischen Entscheidungsträ-
gern, den Institutionen der deutschen Außen- 
und Entwicklungspolitik und den politischen 
Stiftungen bewusst ist.
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Der Paritätische als Dachverband der Selbstorganisationen von 

Migrantinnen und Migranten

Ercüment Toker

Zusammenfassung

Die Selbstorganisationen von Migrantinnen und 
Migranten (MSO) sind in der integrationspoliti-
schen Debatte von der Politik erst spät anerkannt 
und einbezogen worden – in NRW seit Mitte  der 
1990er Jahre, auf Bundesebene sogar erst mit 
dem neuen Zuwanderungsgesetz seit 2005. Dage-
gen traten sie im Kontext des „Paritätischen“ be-
reits ab der zweiten Hälfte der 1970er Jahre in 
Erscheinung. Ab 1980 formierte sich im Verband 
das Arbeitsgebiet Migration mit der heutigen Be-
zeichnung. Während die öffentliche Diskussion 
über das Verhältnis von MSO und Verbänden der 
freien Wohlfahrtspfl ege in den vergangenen 
30 Jahren teilweise von Unkenntnis, Interessen-
konfl ikten und Kontroversen geprägt war, schlos-
sen sich unter dem Dach des Paritätischen NRW 
über 100 Selbstorganisationen zusammen. Die 
vorliegende aktuelle Bestandsaufnahme zeigt, ob 
und wie viel Teilhabe und Gleichberechtigung 
die MSO für sich bisher erreichen konnten. Er-
läutert wird auch die vermittelnde Rolle des 
Wohlfahrtsverbandes zwischen Migrantenselbst-
organisationen einerseits und Kommunen, Land 
und Bund andererseits.

1. Migrantenselbstorganisationen im   
 Paritätischen NRW.  Zahlen und Fakten

Der Paritätische Landesverband NRW hat zurzeit 
insgesamt mehr als 3.000 Mitgliedsorganisatio-
nen. Rund die Hälfte davon sind Elternini tiativen 
bzw. Träger von Tageseinrichtungen für Kinder. 
Im Fachgebiet Migration zählen wir insgesamt 
165 Mitgliedsorganisationen. 103 davon sind 

MSO und interkulturelle Vereine. Die ca. 60 übri-
gen Organisationen und Träger im Arbeits gebiet 
sind zusätzlich zu ihren Haupttätigkeits feldern in 
der Regel auch im Migrations- und Integrations-
bereich engagiert. Ein typisches Beispiel hierfür 
ist der Deutsche Kinderschutzbund, der in einzel-
nen Städten seit Jahrzehnten vielfältige Angebote 
im Bereich Integration und Migration durchführt. 
Es gibt jedoch auch örtliche Träger und Organi-
sationen, die zwar gänzlich oder hauptsächlich 
Migrations- und Integrationsarbeit leisten, aber 
dennoch nicht zu den MSO zählen.

Eine herkunftsbezogene Betrachtung der 103 
MSO im Verband ergibt folgendes Bild:
– 35 interkulturelle, herkunftsheterogene Verei-

ne und Organisationen (34 Prozent);
– 27 türkischsprachige, ethnisch homogene oder 

überwiegend türkische Vereine (26 Prozent);
– 22 russischsprachige Vereine und Initiativen 

(21 Prozent);
– vier kurdischsprachige Vereine (drei Prozent);
– weitere 15 Organisationen aus folgenden 

Sprachräumen: spanisch, griechisch, afrika-
nisch, afghanisch, vietnamesisch, italienisch, 
persisch, armenisch, Roma (16 Prozent).

Die ethnische bzw. nationale Herkunft ist ein 
 wesentliches Gründungs- und Abgrenzungs-
merkmal von Selbstorganisationen. Bei den inter-
kulturellen Vereinen liefert der Migrationshinter-
grund bzw. das Migrantendasein die Grundlage 
für Konzept und Handeln der Organisationen. 
Bei einigen Vereinen ist der religiöse Bezug ein 
wichtiges gemeinsames Merkmal, ohne dass diese 
Organisationen schwerpunktmäßig Religionsar-
beit leisten. Zehn unserer MSO (ca. zehn Prozent) 
weisen einen klar religiösen Bezug auf, darunter 
sind sieben alevitische und drei sunnitische Ver-
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eine. Der Verein Begegnungs- und Fortbildungs-
zentrum muslimischer Frauen e.V. in Köln mit 
seiner multiethnischen und mehrsprachigen 
Struktur gehört dabei sicherlich zu den erfolg-
reichsten Mitgliedsorganisationen.

Die 103 MSO verteilen sich auf 39 Kreise 
und kreisfreie Städte. Zehn MSO arbeiten über-
regional bzw. landesweit. Wir zählen dabei die 
verschiedenen Untergliederungen solch landes-
weit tätiger Organisationen nicht automatisch als 
Mitglieder, sondern jeder Verein bzw. Rechtskör-
per muss selbst in den Verband aufgenommen 
werden, um Mitglied des Verbandes zu werden. 
Die Mitgliedschaft im Paritätischen ist allerdings 
nicht der einzige Bezug des Paritätischen Ver-
bandes zu den MSO in NRW. Seit 2000 führt der 
Verband eine Fachberatung „MigrantInnen-
selbsthilfe“, die von der Landesregierung NRW 
unterstützt wird. Über diese Fachberatungsstelle 
wurden und werden rund weitere 550 MSO er-
reicht, beraten, qualifi ziert und unterstützt, die 
nicht Mitglieder des Verbandes sind. Die Ando-
ckung dieser Dienststelle an den Paritätischen 
NRW ist natürlich kein Zufall. Der Verband hat 
sich seit Beginn der achtziger Jahre systematisch 
und nachhaltig für die Unterstützung von MSO 
eingesetzt. Als sich die erste rot-grüne Landes-
regierung dieses Anliegen zu eigen machte, hat 
der Paritätische die Initiative ergriffen, eine Kon-
zeption für diese Arbeit vorgelegt und damit den 
Weg zu der späteren Förderung mit geebnet.

Aus den oben dargelegten Zahlen und Fak-
ten geht eindeutig hervor, dass der Paritätische 
NRW aktuell der größte Dachverband von MSO 
in NRW ist. Durch die Aufnahme, Unterstützung 
und die Vertretung der eigenständigen MSO un-
terscheidet sich auch die Migrations- und Inte-
grationsarbeit des Paritätischen von derjenigen 
der anderen Wohlfahrtsverbände. Mit anderen 
Worten: Dies ist auch der besondere Beitrag des 
Verbandes, wenn  das Thema aus Sicht der Migra-
tions- und Integrationsarbeit der Verbände der 
freien Wohlfahrtspfl ege betrachtet wird.

 

2. Defi nition von Selbstorganisationen   
 von Migrantinnen und Migranten

Eine genauere Defi nition der Selbstorganisation 
von Migrantinnen und Migranten wird nicht sel-
ten vermieden, da die Eingrenzung schwierig ist. 
Unsere Bemühungen, hier Position zu beziehen 
und den Begriff MSO zu klären, reichen bereits 
bis zu den Anfängen der 1990er Jahre zurück. Wir 
haben die damalig erarbeitete Defi nition unter 
Berücksichtigung der Entwicklungen und Um-
wandlungen von MSO in den vergangenen Jahr-
zehnten weiter ergänzt und verfeinert.

Die unserer aktuell geltenden Defi nition zu-
grunde liegenden Kriterien und Merkmale kön-
nen in zwei Gruppen zusammengefasst werden:
– Es sind herkunftshomogene oder herkunftshe-

terogene Zusammenschlüsse bzw. Vereine, de-
ren Vorstand, Mitarbeiterschaft und Mitglieder 
mehrheitlich aus Migrantinnen und Migran-
ten bestehen (harte Kriterien).

– MSO sind Orte, wo die Beteiligten ein selbstbe-
stimmtes sozialpolitisches Engagement entfal-
ten und ihre Interessenvertretung wahrneh-
men (weiche Kriterien).

Demnach sind viele (ethnische) Caféhäuser, die 
zwar zum Teil auch Vereinsnamen tragen, keine 
Selbstorganisationen von Migranten und Mig-
rantinnen, weil sie real kein sozialpolitisches En-
gagement entfalten bzw. sich selbst gar nicht als 
solche defi nieren. Aus unserer Sicht ist diese Ab-
grenzung wichtig, weil wir hier von Selbstorgani-
sation sprechen.

Ein anderes Thema ist die Nicht-Abgrenzung 
zwischen Religionsgemeinden und Selbsthilfe-
vereinen. Vereine, Organisationen und Einrich-
tungen, die hauptsächlich der Bedienung und 
Befriedigung von religiösen Bedürfnissen dienen 
(wie die meisten Moscheevereine), sind keine 
Selbstorganisationen, sondern vielmehr Religi-
onsgemeinden, auch wenn die offi zielle Anerken-
nung als Körperschaft des öffentlichen Rechts 
hierfür fehlt. Diese Religionsgemeinden können 
zwar im Einzelnen Integrationsangebote anbie-
ten und durchführen, deshalb werden sie jedoch 
nicht zu Selbstorganisationen. Durch diese Un-
terscheidung bzw. Abgrenzung bleibt die Frage 
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der Anerkennung und Gleichbehandlung von 
Religionen durch den Staat offen. Sie ist ein wich-
tiges integrationspolitisches Anliegen und muss 
geklärt werden.

In der Praxis der Migrationsarbeit begegnen 
uns sehr viele unterschiedliche Defi nitionen von 
MSO, ohne dass diese als solche formuliert und 
festgelegt werden. Teils wird die vorherrschende 
Ehrenamtlichkeit, teils die Gründung durch Mi-
grantinnen und Migranten, anderswo wiederum 
die ethnische Homogenität als maßgebliche Kri-
terien zur Bestimmung von MSO herangezogen. 
Die Erfahrungen der letzten 40 Jahre zeigen je-
doch, dass ersteres – die nicht vorhandene Pro-
fessionalität – zwar häufi g in der Anfangsphase 
anzutreffen ist, aber kein grundlegendes Merkmal 
einer MSO-Defi nition sein muss, denn die Orga-
nisationen bleiben ja meist nicht auf dem Stand 
ihrer ursprünglichen Gründungsintention, son-
dern sie wachsen mit ihren Aufgaben, sie ent-
wickeln und verändern sich.  Eine Gründung 
durch Migrantinnen und Migranten als Bestim-
mungsmerkmal einer MSO-Defi nition zu wählen, 
geht von einem viel zu statischen Verständnis der 
Organisationsentwicklung aus.

In der verbandlichen Praxis spielen drei wei-
tere Aspekte bei der Defi nition einer MSO eine 
wichtige Rolle. Diese sind:
– Gemeinnützigkeit;
– Orientierung am Aufnahmeland;
– organisatorische Autonomie.
Ob eine Organisation vorrangig gewinnstrebend 
arbeitet oder zur Stützung des Gemeinwohls en-
gagiert ist, ist für die Bestimmung nicht unwe-
sentlich. Es gibt eine Reihe von nicht gemeinnüt-
zigen Organisationen und Institutionen (Sprach-
schulen, Pfl egeträger etc.), die von Migrantinnen 
und Migranten gegründet und getragen werden, 
die aber nicht als MSO gelten können.

Bei der letzten MSO-Studie des Landes NRW 
von 1998 haben die meisten MSOs angegeben, 
dass sie sowohl am Aufnahme- als auch am Her-
kunftsland orientierte Angebote durchführen. 
Wenn allerdings die von Migrantinnen und Mi-
granten getragenen Vereine eine vorrangig am 
Herkunftsland orientierte Arbeit organisieren 
und überwiegend dazu ihre Angebote durchfüh-

ren, dann sind sie weniger als Selbstorganisa-
tionen, sondern eher als Lobbyorganisationen, 
Exilvereine etc. anzusehen.

Die Beziehungen zwischen dem Herkunfts-
land und den MSO sind erfahrungsgemäß viel-
fältig und nicht ohne Einfl uss auf das Organisa-
tionsleben und die Entwicklung. Wichtig dürfte 
hierbei sein, ob durch diese Beziehungen oder 
auch durch versuchte und tatsächliche Einfl uss-
nahme der Parteien, Verwaltungen und anderer 
Institutionen der Aufnahmeländer die Autono-
mie des Vereins eingeschränkt bzw. geschädigt 
wird. Selbsthilfe und Selbstorganisation setzen 
zwingend die Autonomie bzw. Selbstbestimmung 
der Organisationen voraus. 

All diese unterschiedlichen Aspekte gehören 
zu einer Defi nition von MSO, an denen wir uns 
in unserer Verbandsarbeit orientieren. Damit ist 
aber noch keine abschließende Beschreibung der 
MSO gegeben. Mit der Veränderung der Rahmen-
bedingungen und der Lebenssituationen verän-
dern sich auch die Schwerpunkte der Aktivitäten 
der MSO. Die seit Anfang der neunziger Jahre ver-
suchte Typologie von MSO entspricht auch noch 
der heutigen Wirklichkeit von MSO im verband-
lichen Alltag. Folgende Organisationstypen be-
gegnen uns:
– Initiativen und Selbsthilfegruppen ohne 

Rechtsform (herkunftshomogen!);
– Selbsthilfevereine, lokale Organisationen (her-

kunftshomogen!);
– Dachorganisationen und regionale Zusam-

menschlüsse;
– multi- bzw. interkulturelle Organisationen 

(herkunftsheterogen!).
Die Zahl der letztgenannten Organisationstypen 
steigt stetig, auch wenn die herkunftshomogenen 
Organisationen bisher eindeutig die Mehrheit 
bilden. Auffallend hierbei war insbesondere die 
rasche Entwicklung der russischsprachigen 
 Selbstorganisationen in den letzten zehn Jahren. 
Sowohl die Zahl der russischsprachigen Grün-
dungen als auch die der Mitgliedschaften in un-
serem Verband ist stetig gewachsen. Der größere 
Teil dieser Organisationen engagiert sich in der 
außerschulischen Bildungsarbeit, die sich inhalt-
lich überwiegend an aus den Herkunftsländern 
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mitgebrachten Konzepten orientiert. Da die Or-
ganisationen häufi g auf einen großen Pool von 
ausgebildeten Fachkräften zurückgreifen können 
(oft in den Herkunftsländern erworbene, hier 
aber als nicht gleichwertig anerkannte hohe Bil-
dungsabschlüsse wie Lehrerinnen und Lehrer, Er-
zieherinnen und Erzieher, Tanz- und Musikpä-
dagoginnen und -pädagogen u. a.), gelingt es den 
örtlichen Vereinen in der Regel in kürzester Zeit, 
ein ansehnliches Angebotsprogramm zu entwi-
ckeln und umzusetzen. Dabei spielte bisher eine 
etwaige öffentliche Förderung dieser Vereine bis 
auf einzelne Beispiele kaum oder keine wichtige 
Rolle. Dies ist auch ein wesentlicher Kritikpunkt, 
der aus diesem Kreis der Selbstorganisationen an 
die öffentlichen Stellen (Kommunen, Land, 
Bund) gerichtet wird.

3. Was wollen die Migrantenorganisationen?

Auch das ist eine wichtige, aber kontroverse Fra-
gestellung. Viele Akteure in sozialen Handlungs-
feldern schreiben den MSO zu, dass sie als Ge-
sprächspartner anerkannt und einbezogen wer-
den wollen bzw. damit zufrieden sind. Sowohl 
unsere über dreißigjährige Erfahrung – immerhin 
befi nden wir uns in den letzten zehn Jahren mit 
über 600 MSO im Austausch – als auch die Ergeb-
nisse der bisher einzigen MSO-Studie in NRW 
b elegen, dass MSO unumstritten eine umfassende 
Gleichbehandlung und Teilhabe erreichen wollen.
– Sie wollen die Integrationspolitik (kommunal, 

auf Landes- und Bundesebene) mitgestalten 
und Verantwortung übernehmen!

– Sie wollen ihre Arbeit, ihre Angebote und ihre 
Leistungen qualifi zieren und etablieren.

– Sie wollen die Regeldienste mitgestalten und 
professionelle Strukturen schaffen.

Auf dieser Ebene des Wollens gibt es aus unserer 
Sicht keinen Zweifel. Im Einzelnen könnte sogar 
die Frage gestellt werden, ob diese MSO alles ma-
chen könnten, was sie wollten. Dennoch gilt es 
festzuhalten, dass die MSO ohne jeden Zweifel 
wirkliche Chancengleichheit, den Umgang auf 
gleicher Augenhöhe und eine volle Teilhabe an-
streben. In migrations- und integrationspoliti-
schen Diskursen und im Alltag der Integrations-

arbeit vor Ort begegnen uns jedoch auch immer 
wieder anderslautende Antworten auf die Frage, 
was MSO eigentlich wollen. Die Vertreter dieser 
Meinung, die überall – beispielsweise bei Verwal-
tungen, Verbänden, Politik und Medien – zu fi n-
den sind, trauen den MSO grundsätzlich nur 
 wenig zu. Sie bemängeln einerseits ihre fehlende 
Professionalität, bescheinigen ihnen aber ande-
rerseits großzügig eine hohe Zufriedenheit mit 
ihrer Arbeit trotz der vorherrschenden Ehren-
amtlichkeit. Sie weisen MSO jedoch nur eine Teil-
kompetenz in migrationsspezifi schen Fragen zu 
und beziehen sie nicht ein, wenn es beispiels-
weise um gesamtgesellschaftliche Fragen geht. 
Solche Zielzuschreibungen, denen eigentlich eine 
viel tiefergehende Diskriminierungseinstellung 
zu Grunde liegt, sind für Migrantenselbstorgani-
sationen nicht einfach zu überwinden.

4. Der Paritätische Wohlfahrtsverband 
 als Alternative – Gründe für eine 
 Mitgliedschaft

Der Paritätische ist der Wohlfahrtsverband, der 
mit Abstand die meisten MSO in seiner Mitglied-
schaft hat. Für die Aufnahme in den Verband sind 
drei Bedingungen von Bedeutung:
– Rechtsform, juristische Person; 
– Gemeinnützigkeit;
– Soziale Arbeit als Schwerpunkt der Vereins-

arbeit.
Wenn diese vorliegen, dann können weitere As-
pekte (Vertretung nach außen, Heimfallklausel 
etc.) in gemeinsamen Absprachen geregelt wer-
den. Die Achtung bzw. Geltung der demokra-
tischen, verfassungsmäßigen Grundwerte bildet 
selbstverständlich die Geschäftsgrundlage bei je-
der Aufnahme bzw. jeder Mitgliedschaft. Die bis-
her genannten Aspekte dürften jedoch nicht den 
eigentlichen Grund ausmachen, warum sich MSO  
überwiegend unter dem Dach des Paritätischen 
vereinen. Wohlfahrtsverbände und MSO verhal-
ten sich im Spannungsfeld von gemeinsamen 
und unterschiedlichen Interessenlagen zueinan-
der. Eine gute, von gleicher Augenhöhe geprägte 
Zusammenarbeit liegt im Interesse beider Seiten 
bzw. beide werden davon profi tieren. Häufi g führt 
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jedoch die Aufteilung der Ressourcen zu Konfl ik-
ten. Erfahrungsgemäß waren und sind die Wohl-
fahrtsverbände immer einen Schritt schneller als 
die Selbstorganisationen, wenn es um die Ge-
staltung und Umsetzung der migrations- und in-
tegrationspolitischen Vorhaben und die Teilhabe 
an Förderprogrammen geht. Gerade dadurch ent-
steht bei den MSO das Gefühl, ständig hinterher 
zu laufen.

Die Wohlfahrtsverbände haben spätestens 
mit Beginn der Bund-Länder-Förderung für Aus-
ländersozialberatung Mitte der 1960er Jahre ihre 
„Ausländerarbeit“ gestartet. Selbstorganisa tionen 
von und für Migrantinnen und Migranten (Arbei-
tervereine und deutsch-ausländische Ini tiativen) 
mit dem Engagement zur Lösung von Problemen 
im Aufnahmeland kamen praktisch erst zehn bis 
15 Jahre später und hatten lange Zeit kaum Zu-
gänge zu staatlicher Förderung. Diese Diskrepanz 
wirkte mindestens bis zum Inkrafttreten des Zu-
wanderungsgesetzes 2005, das bekanntlich eine 
Neuregelung der Zuständigkeiten und Aufgaben-
felder des Bundes, der Länder und der Kommunen 
mit sich brachte. 

Mit dem Beginn der Debatte um das Zuwan-
derungsgesetz wurden zunehmend auch die inte-
grationspolitische Bedeutung der MSO und deren 
zu erschließendes Potenzial auf Bundes- und Lan-
desebene erkannt (Nordrhein-Westfalen war in 
dieser Beziehung zehn Jahre vorher aktiv gewor-
den). Dadurch erweiterte bzw. verbesserte sich die 
Einbeziehung und Förderung von MSO sowohl 
durch einzelne Bundesländer als auch durch zahl-
reiche Kommunen. Auf Bundesebene konnten 
die MSO stärker von den Projektförderungen des 
Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge 
(BAMF) profi tieren. Gespräche über eine spezi-
fi sche Bundesförderung (Strukturförderung) der 
bundesweit organisierten MSO werden zurzeit ge-
führt. Hier engagiert sich der Paritätische Gesamt-
verband federführend mit neun weiteren Bun-
desverbänden der MSO.

Aufgrund seiner Struktur und  seiner Grund-
sätze kann der Paritätische jedoch hier Brücken 
schlagen und zur Lösung der Konfl iktlagen we-
sentlich beitragen. Dabei ist ein Strukturmerkmal 
des Verbandes in NRW grundlegend, nämlich 
dass er selbst grundsätzlich keine Soziale Arbeit 

betreibt. Dies gilt für die Migrations- und Integra-
tionsarbeit umso mehr. Ein neuer verbandlicher 
Arbeitsbereich entsteht in der Regel erst dann, 
wenn sich eine ausreichende Anzahl von Orga-
nisationen und Trägern unter seinem Dach zu-
sammenschließen. Der Facharbeitskreis Migra-
tion beim Paritätischen NRW wurde 1980 unter 
dem Namen Arbeitskreis „Ausländerarbeit“ initi-
iert und gegründet. Zum Bereich „Ausländer-
arbeit“ zählten damals zwölf Mitgliedsorganisa-
tionen, davon waren die Hälfte Selbstorganisatio-
nen. Heute zählen wir im Fachgebiet Migration 
165 Mitgliedsorganisationen, davon 103 Selbst-
organisationen bzw. interkulturelle Vereine.

Dies ist auch ein wichtiger struktureller Un-
terschied zu anderen Wohlfahrtsverbänden. In 
der Konsequenz bedeutet es, dass alle Ressourcen 
und Teilhabemöglichkeiten, die der Verband er-
schließt bzw. durchsetzt, an die Mitgliedsorgani-
sationen weitergeleitet werden. Praktisch und 
aufgrund seines Selbstverständnisses hat sich der 
Verband stets dafür eingesetzt, dass die MSO in 
Gestaltung und Durchführung der Migrations- 
und Integrationsarbeit auf kommunaler und Lan-
desebene miteinbezogen werden. Seine Rolle war 
dabei im Wesentlichen durch die fachliche Be-
gleitung, Koordination, organisatorische Bera-
tung und Unterstützung von MSO sowie eine ge-
meinsame Interessenvertretung geprägt.

Die Frage, warum mehr als 100 MSO in NRW 
den Paritätischen als ihren Dachverband erwählt 
haben, kann damit zusammenfassend wie folgt 
beantwortet werden:
– Die Autonomie der Organisationen wird nicht 

angetastet. Die Organisationen bestimmen 
und organisieren selbst, was und wie sie ihre 
Arbeit gestalten.

– Die durch gemeinsames Eintreten erschlosse-
nen Ressourcen werden grundsätzlich in vol-
lem Umfang an die Mitgliedsorganisationen 
weitergeleitet.

– Die Interessenvertretung wird auf allen Ebenen 
(Bund, Land, Kommune) gemeinsam gestaltet 
und umgesetzt.

– Die MSO erhalten nachhaltige professionelle 
Hilfen und Unterstützungen zur Qualifi zierung 
ihrer Sozialen Arbeit, um diese markt- und 
konkurrenzfähig anbieten zu können.
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– Die Achtung der parteipolitischen und religiö-
sen Neutralität ist ein grundlegendes Hand-
lungsprinzip des Verbandes. 

– Die MSO erhalten beim Paritätischen die volle 
Mitgliedschaft, während sie bei anderen Wohl-
fahrtsverbänden nur kooperatives Mitglied 
sein können.

– Der Paritätische als Wohlfahrtsverband schafft 
Zugang zu den strukturellen Förderprogram-
men von Bund und Land im Bereich Migration 
und Integration.
– So sind 16 von 22 Integrationsagenturen 

beim Paritätischen NRW in der Trägerschaft 
von Migrantenorganisationen.

– Vier von zwölf Migrationsberatungen für Er-
wachsene (MBE) arbeiten ebenfalls unter der 
Trägerschaft von Migrantenorganisationen.

– Vier der neun landesgeförderten Flücht-
lingsberatungsstellen werden von Migran-
tenorganisationen getragen.

– Die Migrantenorganisationen erhalten qualifi -
zierte Beratung und Begleitung bei Projektanträ-
gen an das BAMF, an die EU-Förderprogramme 
und an Stiftungen. Jeder, der diesen Bereich nä-
her kennt, wird zu schätzen wissen, wie wichtig 
allein diese Leistung des Verbandes sein kann.

– Selbstorganisationen erhalten Unterstützung 
und Begleitung bei der Interessenvertretung 
auf kommunaler Ebene (insbesondere gegen-
über Verwaltung und Politik, Jobcenter, Ar-
beitsagentur u. a.). Teilweise gelingt dem Ver-
band auch die Vermittlung von Partnerorgani-
sationen mit unterschiedlichem Erfahrungs-
stand, um bestimmte Projektvorhaben zu 
realisieren (Tandempartner).

5. Entwicklung und Interkulturelle 
 Öffnung der MSO – Aktueller Stand

Von aktuell 103 MSOs im Verband haben ca. 45 
Organisationen hauptamtliche Strukturen, inter-
kulturelle Vereine sind dabei eindeutig erfolg-
reicher. Die übrigen 58 Vereine und Verbände 
 arbeiten mit Honorarkräften, geringfügig Be-
schäftigten und  Arbeitsgelegenheiten und natür-
lich mit Ehrenamtlichen. 

Das ehrenamtliche Engagement hat für die 
MSO weiterhin eine tragende Funktion. Das gilt 
auch für die Selbstorganisationen, die die am wei-
testen entwickelten professionellen Strukturen 
aufweisen. Nach eigenen Schätzungen wird durch 
das ehrenamtliche Engagement in den Selbst-
organisationen im Verband zwischen 30 und 
90 Prozent der Vereinsarbeit abgedeckt.

Die interkulturelle Öffnung ist aus unter-
schiedlichsten Gründen ein wichtiges Thema für 
die Weiterentwicklung von Migrantenselbstor-
ganisationen. Einerseits spüren die MSO das Fort-
schreiten der Interkulturellen Öffnung auf allen 
Ebenen (im Öffentlichen Dienst, bei den Ver-
bänden und übrigen Regelinstitutionen) sehr 
deutlich. Denn sie verlieren dadurch qualifi zierte 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter („tragende Säu-
len“) oder sind nicht mehr die erste Adresse für 
diese, da die Beschäftigungsbedingungen und 
Perspektiven andernorts besser sind. Dies ist ein 
wichtiger – nicht immer selbst gewollter – Beitrag 
der MSO zur interkulturellen Öffnung gesell-
schaftlicher Strukturen, der jedoch als solcher 
kaum wahrgenommen wird.

Andererseits brauchen die MSO diese Öff-
nung aus eigenem Interesse, für die eigene Wei-
terentwicklung und Selbstbehauptung. Immer 
wieder ist der Blick der Migrantenorganisationen 
jedoch allein auf die spezifi schen Themen der 
 Migrations- und Integrationspolitik und die hier-
für relevanten Förderprogramme eingeschränkt. 
Verschiedene Themen, Maßnahmen und Pro-
gramme, von denen Migrantenfamilien in beson-
derer Weise betroffen sind (wie aktuell die Umset-
zung des Bildungs- und Teilhabepakets oder die 
Schaffung von Betreuungsplätzen für U 3 Kinder) 
stehen dann weniger auf der Tagesordnung der 
MSO.

Wenn es beispielsweise um die schulische 
Förderung geht, bieten MSO oft als schnelle und 
einfache Antwort ein außerschulisches Angebot 
(Hausaufgabenbetreuung oder fächerbezogene 
Förderung) in ihren Räumen an. In die Schulen 
hineinzugehen und beispielsweise die Träger-
schaft von Ganztagsschulmaßnahmen zu über-
nehmen oder an deren Gestaltung mitzuwirken, 
wird von vielen MSO nicht versucht.
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So verhalten sich MSO häufi g bei Neuein-
richtung oder Veränderungen (Auf- und Ausbau) 
der verschiedenen Regelsysteme und Regeldiens-
te und bei Angeboten der sozialen Versorgung 
passiv. Sie beteiligen sich weder an den Diskus-
sionen noch an der Umsetzung vor Ort in den 
Kommunen. Dieser eingeschränkte Blickwinkel 
und das entsprechende Verhalten führen folge-
richtig dazu, dass sie nicht als Partner gesehen 
und einbezogen werden. Hier ist der Paritätische 
als Dachverband und Interessenvertreter von 
 Migrantenorganisationen in besonderer Weise 
herausgefordert, den Blick zu öffnen, um
– die richtigen Themen auf die Tagesordnung 

der MSO zu setzen;
– sie in die großen Diskussionslinien einzubezie-

hen;
– ggf. politische Kontakte und Kooperationen zu 

vermitteln sowie
– sie bei diesem Prozess zu begleiten.
Diese Themen und Fragen gehören zu den zen-
tralen Aufgaben der Qualifi zierung der MSO.

 

6. Resümee

Migrantenorganisationen verstehen und defi -
nieren sich als Brücke zwischen der Aufnahme-
gesellschaft und der Einwanderungsbevölkerung. 
Diese Funktion wird ihnen in der Öffentlichkeit 
auch häufi g zugeschrieben. Der Paritätische als 
Dachverband von MSO bildet dabei für die Orga-
nisationen von Migrantinnen und Migranten, 
die sich unter seinem Dach zusammengeschlos-
sen haben, das zweite Standbein dieser Brücke zur 
Aufnahmegesellschaft und deren Strukturen bzw. 
spielt dabei eine bedeutende Rolle. 

Bei dem heutigen Stand der Entwicklung der 
multikulturellen Gesellschaft hat das für diese 
Migrantenselbstorganisationen eine existenzielle 
Bedeutung, auch wenn es inzwischen auf allen 
Ebenen (Bund, Land, Kommune) erfolgreiche 
 Migrantenselbstorganisationen gibt, die sich kei-
nem Wohlfahrtsverband angeschlossen haben. 

Ob und wann sich die Selbstorganisationen 
neben den Wohlfahrtverbänden selbst neue 
Dachverbände und Interessenvertretungen auf-
bauen werden, ist schwer einzuschätzen. Es wäre 
im Interesse aller Beteiligten, wenn die Frage des 
Sinns und Zwecks einer solchen Entwicklung 
 vorher ausreichend geklärt werden würde.
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